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Marion Frantzioch-Immenkeppel

Die Vertriebenen in der Bundesrepublik Deutschland

Flucht, Vertreibung, Aufnahme und Integration

I. Vorbemerkung

II. Flucht und Vertreibung

Mehr als fiinfzig Jahre nach der Beendigung des
Zweiten Weltkrieges gilt die Integration der mil-
lionenfach in das zerstorte Nachkriegsdeutschland
gekommenen deutschen Heimatvertriecbenen als
eine der groBten Erfolgsgeschichten der Bundesre-
publik Deutschland. Uber diese Leistungsbilanz
hinaus geraten aber zunehmend die sikularen Pro-
bleme, die mit der Aufnahme und Integration die-
ser pauperisierten Menschen verbunden waren,
ebenso in Vergessenheit wie die Betroffenen
selbst: die deutschen Vertriebenen'.

Die nachfolgenden Ausfithrungen sollen daher
dazu dienen, die Schwierigkeiten und Spannungen
kenntlich zu machen, die mit der Aufnahme und
Unterbringung der Vertriebenen in den Anfangs-
jahren verbunden waren, den Prozel3 der Integra-
tion der Vertriebenen nachzuzeichnen und schlief3-
lich aufzuzeigen, wie die Vertriebenen beim
langsamen Hineinwachsen in die Gesellschaft der
Bundesrepublik Deutschland zu Mitgestaltern in
allen Bereichen des Gesellschaftslebens wurden
und Einflufl nahmen auf die Wirtschaft, die Kultur
und die Politik — ein auBerordentlich komplizierter
Vorgang, der sich bis heute fortsetzt™.

1 Zu diesen beiden Themenbereichen finden sich aus-
fiihrlichere Studien in der Dissertation der Verfasserin: Die
Vertriebenen. Hemmnisse, Antriebskrifte und Wege ihrer
Integration in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1987.
2 Der Vertriebenen- und der Fliichtlingsbegriff zihlen zu
den wenig prizis gefaliten Ausdriicken der ersten Nach-
kriegsjahre. Dem allgemeinen Sprachgebrauch folgend, ver-
steht man unter einem Fliichtling eine Person, die aufgrund
einer eigenen Entscheidung infolge von Gefahr fiir Leib und
Leben ihren Wohnsitz verlaBt, um sich in Sicherheit zu brin-
gen. Dem Vertriebenen ist die Entscheidungsfreiheit ge-
nommen; er wird mittels Zwang dazu veranlalit, seinen
Wohnsitz zu verlassen. Nachfolgend wird nicht das MaB der
Entscheidungsfreiheit zur Definitionsgrundlage gemacht.
Hier wird den einschligigen Bestimmungen des Bundesver-
triecbenen- und Flichtlingsgesetzes (BVFG) gefolgt, denen
die Wohnsitzdefinition zugrunde liegt. Gemi § 1 Abs. 1
BVFG ist ,,Vertriebener, wer als deutscher Staatsangehoriger
oder deutscher Volkszugehoriger seinen Wohnsitz in den
ehemals unter fremder Verwaltung stehenden deutschen
Ostgebieten oder in den Gebieten aulerhalb der Grenzen des
Deutschen Reiches nach dem Gebietsstande vom 31. De-

3

1. Das Schicksal der Deutschen in den
Vertreibungsgebieten

Die Vertreibung der Deutschen aus den ehemali-
gen Ostprovinzen und den deutschen Siedlungsge-
bieten Ostmittel-, Ost- und Siidosteuropas gilt,
trotz historischer Vorldufer, schon aufgrund des
zahlenméBigen Umfangs als einmaligerVorgang in
der Weltgeschichte. Diese und vorangegangene
Zwangsmafinahmen brachten dem 20. Jahrhundert
den traurigen Ruhm ein, das ,Jahrhundert der
Massenvertreibung” zu sein. Von -den Vertrei-
bungsmaBnahmen waren etwa 15 Millionen Deut-
sche — also nicht weniger als ein Fiinftel des deut-
schen Volkes — betroffen, die gezwungen waren,
ihre Heimat zu verlassen, wobei weit iiber zwei
Millionen Menschen ihr Leben verloren®.

Mit der Vertreibung wurde das jahrhundertelange
Zusammenleben von Deutschen mit den Volkern
Ostmittel-, Ost- und Siidosteuropas vorerst been-
det. Damit wurde zugleich der Versuch unternom-
men, eine teilweise tiber achthundertjdhrige deut-
sche Geschichte in den WVertreibungsgebieten
auszuloschen.

2. Flucht

Als im Sommer 1944 sowjetische Truppen in Nord-
siebenbiirgen und im Memelgebiet auf geschlosse-
nes deutsches Siedlungsgebiet trafen, setzte eine

zember 1937 hatte und diesen im Zusammenhang mit den
Ereignissen des zweiten Weltkrieges infolge Vertreibung,
insbesondere durch Ausweisung oder Flucht, verloren hat®.
GemiB § 3 Abs. 1 BVFG ist ein Fliichtling .ein deutscher
Staatsangehoriger oder deutscher Volkszugehdriger, der sei-
nen Wohnsitz in der sowjetischen Besatzungszone oder im
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin hat oder gehabt hat
und von dort vor dem 1. Juli 1990 gefliichtet ist* (BGBI1 I vom
15. Juni 1993).

3 Vegl. Bundesministerium fiir Vertriebene, Fliichtlinge und
Kriegsgeschidigte (Hrsg.). Dokumentation dér Vertreibung
der Deutschen aus Ost-Mitteleuropa, 8 Bde, hrsg. von Theo-
dor Schieder, Miinchen 1984, .

Aus Politik und Zeitgeschichte B 28/96



umfangreiche Fluchtbewegung ein’. In Siidosteu-
ropa gelang die Flucht nur noch wenigen Deut-
schen. In Jugoslawien zum Beispiel kamen viele
Deutsche in sogenannten ,Hungerlagern® ums
Leben.

Nachdem im Herbst 1944 die Rote Armee die
deutsche Grenze iiberschritten hatte, begann auch
dort die Flucht der deutschen Bevolkerung, Viele
dieser Trecks erreichten nie ihr Ziel, Frauen, Kin-
der und Greise starben zu Tausenden. In Nem-
mersdorf/Ostpreulen wurde im Oktober 1944 die
deutsche Zivilbevolkerung Opfer eines Massakers
der Roten Armee. Die Nachricht iiber diese
Exzesse verlieh der Fluchtbewegung panikartige
Ziige. Die Furcht vor Ubergriffen iiberwog alle
anderen Bedenken. Auch die besondere Strenge
des Winters 1944/45 hielt die Menschen nicht
zuriick.

Nachdem Ostpreufien Ende Januar 1945 durch
sowjetische Truppen vom iibrigen deutschen
Gebiet abgeschnitten worden war, blieb nur noch
die Flucht auf dem Seeweg offen. Mindestens zwei
Millionen Menschen wurden iiber die winterliche
Ostsee durch den Einsatz der deutschen Kriegs-
und Handelsmarine nach Schleswig-Holstein und
Dénemark in Sicherheit gebracht. Dabei gingen
durch Bombenangriffe und Torpedierungen unter
anderem die Schiffe ,,Wilhelm Gustloff*, , Goya*
und ,Steuben* mit Tausenden von Menschen
unter.

3. Vertreibung

Nach der bedingungslosen Kapitulation der deut-
schen Wehrmacht am 8. Mai 1945 und der Einstel-
lung der Kampfhandlungen kehrten Teile der
deutschen Bevolkerung aus dem Osten, die von
der Roten Armee iiberrollt worden waren, in ihre
Herkunftsorte zuriick. Sie hatten nicht die
Absicht, ihre Heimat auf Dauer zu verlassen.

Im Juni 1945 sperrte die polnische Miliz die Oder-
Neifie-Linie ab. Noch vor der Eroffnung der Pots-
damer Konferenz setzte im Juni 1945 die soge-
nannte ,ungeregelte* Vertreibung der Deutschen
aus Danzig, Ostbrandenburg, Ostpommern, Schle-
sien und Polen ein’. Gleichzeitig begannen die
~wilden Vertreibungsmalinahmen®, mit denen
Polen, Tschechen, Ungarn und auch Jugoslawen

4 Zum Gesamtvorgang vgl. Josef Henke, Flucht und Ver-
treibung der Deutschen aus ihrer Heimat im Osten und Stid-
osten 1944—1947, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/85,
S, 15-34, hier S. 21 ff.

5 Zum Gesamtvorgang vgl. Klaus-Dietmar Henke, Der
Weg nach Potsdam. Die Alliierten und die Vertreibung, in:
Wolfgang Benz (Hrsg.), Die Vertreibung der Deutschen aus
dem Osten. Ursachen, Ereignisse, Folgen, Frankfurt 1985,
5. 49-69, hier 5. 65ff.
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Deutsche zwangen, ihre Heimat zu verlassen.
Zusitzlich kam es zu Racheakten, die vor Beginn
der Potsdamer Konferenz ihr vorliufiges Ende
fanden.

Die Zwangsvertreibung der Deutschen war bereits
in vollem Gang, als vom 17. Juli bis 2. August 1945
die Potsdamer Konferenz unter Beteiligung der
Sowjetunion, der Vereinigten Staaten von Ame-
rika und GroBbritannien stattfand. Nach Arti-
kel XIIT des Protokolls iiber die Potsdamer Konfe-
renz war vorgesehen, daBl ,die Uberfiithrung der
deutschen Bevolkerung oder Bestandteile dersel-
ben, die in Polen, der Tschechoslowakei und
Ungarn zuriickgeblieben sind, nach Deutschland
durchgefiihrt werden muf3*, aber in ,,ordnungsge-
mifer und humaner Weise erfolgen soll“. In den
Jahren 1945 und 1946 erfolgten im Osten in gro-
Bem Umfang planmiBige VertreibungsmaBnah-
men, die sich nicht auf die in den Potsdamer
Beschliissen genannten Linder Polen, Tschecho-
slowakei und Ungarn beschrinkten.

Fithrende Volkerrechtler legen dar, daB Sinn und
Zweck von Artikel XIII nicht etwa ,.die Sanktio-
nierung oder gar Veranlassung der Massenauswei-
sungen war. Er wurde lediglich zur Sicherung der
humanen Durchfithrung der bereits zur Tatsache
gewordenen Massenausweisungen  eingefiigt.”
Gleichwohl fand die Vertreibung weder unter
,ordnungsgemidfien® noch unter  humanen®
Bedingungen statt. Die Menschen wurden auf
Lkws oder in Giiter- und Viehwaggons verladen,
oftmals nur mit dem Notwendigsten im erlaubten
Gepiick versehen, ohne Verpflegung, unter kata-
strophalen hygienischen Verhiltnissen sowie unter
stindiger Bedrohung.

Bis zum heutigen Tag wird die Diskussion iiber die
volkerrechtliche Verbindlichkeit des Potsdamer
Protokolls gefithrt, derzeit in ungeahnter Schiirfe
aufgrund aktueller Verhandlungen zwischen Bonn
und Prag um die sogenannte , SchluBstricherkli-
rung” beider Parlamente. In diesem Zusammen-
hang gab Bundesaullenminister Klaus Kinkel fol-
gende unmiBverstdndliche Erkldarung ab: , Bisher
jede Bundesregierung hat die Vertreibung in
Ubereinstimmung mit der deutschen Volker-
rechtswissenschaft als rechtswidriges Unrecht
betrachtet. Bonn hat die Rechtswirkung der Pots-
damer Beschliisse daher nie anerkannt. Die Bun-
desregierung betrachtet die Potsdamer Erkldrung
nicht als rechtliche Anerkennung der Vertreibung,
sondern nur als politische Erkldrung.“” Hier muB

6 Dieter Blumenwitz (Hrsg.), Flucht und Vertreibung, Kéln
u.a. 1987, S. 52.

7 Zit. in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16. Februar
1996, 8. 3.



an eine GruBbotschaft des Hohen Kommissars fiir
Menschenrechte der Vereinten Nationen, José
Ayala Lasso, die er an die deutschen Vertriebenen
richtete, erinnert werden, in der er erklidrte: , Fest
steht, dafl Vertreibungen volkerrechtswidrig
sind.*®

Nach Abschlul} der Vertreibungsmafinahmen wur-
den bei der Volkszihlung vom 13. September 1950
in der Bundesrepublik Deutschland 7.9 Millionen
Vertriebene erfa3t. In der DDR wurden 4,065 Mil-
lionen und in Osterreich etwa 400 000 Vertriebene
registriert. Bezieht man die iiber zwei Millionen
Vertreibungsopfer in die Zidhlung mit ein, so
waren etwa 15 Millionen Menschen von den Ver-
treibungsmafBnahmen betroffen.

Wihrend sich die DDR ihres Vertriebenenpro-
blems durch politische Tabuisierung und Ideologi-
sierung entledigte, wurden in der Bundesrepublik
Deutschland von 1950 bis 1990 weitere 2,4 Millio-
nen, in Gesamtdeutschland von 1991 bis 1995 wei-
tere 1,1 Millionen Aus- und Spitaussiedler aufge-
nommen. Damit erhoht sich die Gesamtzahl der
aufgenommenen Vertriebenen auf rund 11,5 Mil-
lionen — eine humanitdre Leistung, die weltweit
wohl ohne Beispiel ist.

III. Aufnahme und Unterbringung

1. Die Ausgangslage

Die Vertriebenen wurden nach der Beendigung
der VertreibungsmaBnahmen in das ihnen von den
Siegermichten bestimmte ,konnationale Aufnah-
meland® Restdeutschland hineingepreBt, das, wie
auf der Konferenz von Jalta beschlossen, in vier
Besatzungszonen aufgeteilt worden war und unter
Besatzungsstatut stand.

Die grofie politische Aufgabe Nachkriegsdeutsch-
lands, die Aufnahme der millionenfach ein-
stromenden Vertriebenen, stellte die von den
Besatzungsmichten eingesetzten deutschen Ver-
waltungsbehorden zunéchst vor kaum zu losende
Schwierigkeiten. Das Bild der ersten Nachkriegs-
zeit war geprigt durch Hunger, Elend und seeli-
sche Not. Diese wurde noch vertieft durch den
Zusammenbruch der deutschen Wirtschaft und die
drohenden alliierten Demontagen. Zusétzlich war
etwa die Hilfte des Wohnraums durch Kriegs-
handlungen zerstért, wovon insbesondere GroB-
und Miftelstidte betroffen waren. Erhebliche
Unterbringungsschwierigkeiten waren die Folge —

8 Zit. in: Welt am Sonntag vom 28, Mai 1995, 8. 6.
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eine Situation, die durch den Vertriebenenzustrom
weiter zugespitzt wurde.

Dies fiihrte dazu, daB die Vertriecbenen, denen die
Alliierten bewullt jeden landsmannschaftlichen
Zusammenhalt nehmen wollten, vorwiegend in
den von Kriegszerstorungen weniger betroffenen
landlichen Gebieten Vier-Zonen-Deutschlands
untergebracht wurden. Hieraus resultierte eine
Uberbelegung der sogenannten Fliichtlingsaufnah-
meldnder Schleswig-Holstein, Niedersachsen und
Bayern. Hier war man auf sdmtliche verfiigbaren
Raumlichkeiten angewiesen und gezwungen, die
Vertriebenen auch in den privaten Quartieren der
Einheimischen, notfalls auf dem Weg des Verwal-
tungszwangs, unterzubringen. Daneben wurden
provisorische Unterkiinfte, sogenannte Fliicht-
lings- oder Barackenlager, errichtet, die vielerorts
nicht ausreichten. So dienten ehemalige Arbeits-
dienst- und Kriegsgefangenenlager ebenso als
Behausung fiir die Veririebenen wie Tanzsile,
Kegelbahnen, Wirtshiuser, Boots- und Gartenhiit-
ten. Selbst mit Erdlochern muBten Vertriebene
vorliebnehmen, wenn die Privatquartiere der Ein-
heimischen keine Unterbringungsmoglichkeiten
mehr boten. Die Not der Anfangsjahre machte
erfinderisch.

Neben dem Wohnraum fehlten vor allem die
lebensnotwendigsten Dinge des Alltags: Nah-
rungsmittel, Kleidung, Medikamente, Brennmate-
rial sowie Hausrat jeder Art. Hier war die Not der
Vertriebenen, die zumeist alles verloren hatten,
besonders groB. Die Versorgung der Bevolkerung
konnte nur miithsam und auf niedrigstem Niveau —
oft unterhalb dem des Existenzminimums — auf-
rechterhalten werden. Schattenwirtschaft und
Schwarzmarkt breiteten sich aus. Das Organisati-
onstalent jedes einzelnen war gefordert, um zu
iiberleben.

2. Die Vertriebenen als Fremde

Die von der Literatur zur Vertriebenenthematik
als ,,Zustand der Betdubung® und des ,,Sitzens auf
gepackten Koffern charakterisierte Zeitspanne,
die mit der Aufnahme der Vertriebenen begann
und spiter von der Integrationsphase abgeldst
wurde, hatte keineswegs stagnativen Charakter.
Sie war vielmehr von sozialen Prozessen des Zu-
und Auseinanders und damit auch von sozialen
Spannungen zwischen Vertriebenen und Nichtver-
triebenen gekennzeichnet — ein bis heute heikles,
weithin tabuisiertes Thema.

Wenn nachfolgend die Vertriebenen als ,.Fremde*
charakterisiert werden, so liegt dem Begriff des
Fremden die klassische Definition des Soziologen
Georg Simmel zugrunde. Danach ist ,,der Fremde
nicht in dem Sinn gemeint, als der Wandernde, der
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heute kommt und morgen geht, sondern als der,
«9

der heute kommt und morgen bleibt™".
Die ersten Kontakte zwischen Vertriebenen und
Einheimischen waren iliberwiegend wohlwollender
Art. Die Herausforderung, die von dem Schicksal
und der Fremdheit der Vertriebenen ausging, lie3
zundchst eine Welle der Hilfsbereitschaft entste-
hen. Oft war zu beobachten, dafl die Einheimi-
schen die Vertriebenen zunéchst als Besucher oder
Giste aufnahmen. Man bezeichnete sie auch als
,,Ostdeutsche auf Zwangsurlaub®, von deren baldi-
ger Riickkehr in die Heimat man ebenso iiber-
zeugt war wie die Vertriebenen selbst. Der héus-
liche Friede war so lange gewihrleistet, wie die
Gastgeber davon ausgehen konnten, da3 der Ver-
triebene ,heute kommt und morgen geht. Nach-
dem sich aber herausstellte, daB3 die Neuhinzuge-
kommenen blieben, sich die Erwartung ,des
demniéchstigen und definitiven Wieder-auseinan-
der-Gehens“!” nicht erfiillte, waren Konflikte hier
bereits angelegt, die spiter offen zutage treten
sollten.

Die ablehnende Haltung der Altansissigen gegen-
iiber den Vertriebenen wurde noch dadurch ver-
starkt, dafl die Vertriebenen einige Fremdheits-
merkmale aufwiesen, die bei den Westdeutschen
Zweifel an deren Identitdt aufkommen lieBen.
Diese Bedenken wurden gendhrt durch den Dia-
lekt der Deutschen aus Ost- und Siidosteuropa,
den die Altansédssigen als ,falsches* oder ,ver-
dorbenes Deutsch®“ bezeichneten, ihre fremden
Kleidungsgewohnheiten mit den Trachten, den
ungewohnten Sitten und Brauchen,

In Abwehr des fremden Bevolkerungsteils ent-
standen Spitz-, Spott- und Schimpfnamen, die
nur allzu oft die Abwertung des Ostens gegen-
iber dem Westen widerspiegeln. So wurden die
Vertriebenen u.a. tituliert als ,Habenichtse®, als
»Rucksackdeutsche”. Zumal auf dem Land horte
man AuBerungen wie: ,Die Fliichtlinge vermeh-
ren sich wie die Kartoffelkidfer”, die Vertriebe-
nen seien eine ,ldstige Zugabe zum verlorenen
Krieg® oder, daB ,,der Bauer nichts mehr fiirch-
tet, als die Wildschweine, die Kartoffelkifer und
die Fliichtlinge“!!,

Derartige, allerdings nur wihrend einer kurzen
Phase aufscheinende Abwehrhandlungen seitens
der Einheimischen gegeniiber den Vertriebenen
trugen zu einer Verscharfung der Gegensitze und

9 Georg Simmel, Soziologie. Untersuchungen fiber die
Formen der Vergesellschaftung, Berlin 19687, 8. 509,

10 Vel ebd,, S. 500.

11 Werner Albat, Dorfliche und stidtische Lebensformen,
in: Eugen Lemberg/Friedrich Edding (Hrsg.), Die Entste-
hung eines neuen Volkes aus Binnendeutschen und Ost-
vertriebenen, Marburg 1950, 5. 55-63, hier S. 57.
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zur Ausgrenzung der Fremden bei, so daB eine
Anndherung beider Bevolkerungsteile zunichst
erschwert war. Hier gebiihrt der Soziologin Elisa-
beth Pfeil das Verdienst, den Gedanken von der
paradigmatischen Gestalt des Vertriebenen als
»Sinnbild einer Zeitenwende“ fruchtbar gemacht
zu haben - einer Erscheinung, die nicht nur
Gefahr und Belastung bedeutete, sondern -
gerade weil es sich hier um Entwurzelte handelte —
die Vertriebenen als Initiatoren notwendiger Ent-
wicklungen und Triger von Neuerungen wirksam
werden konnten'?,

In diesem Zusammenhang ist hervorzuheben, daf}
die Neuhinzugekommenen oftmals gegen ihren
Willen, allein durch das Gewicht ihrer Anwesen-
heit, schon vorhandene Prozesse vorantrieben, die
sich ansonsten vielleicht erst in langsamer Ent-
wicklung vollzogen hitten. Der durch das Auftre-
ten der Vertricbenen in Westdeutschland verur-
sachte Wandel ist als ,, ,Modernisierungsschub’
unter konservativen Vorzeichen*" bezeichnet
worden, da er keine neuen Qualititen beispiels-
weise Okonomischer Art hervorbrachte, sondern
.eher katalysierend wirkte*. Die Folgen bestanden
in einer fortschreitenden Verstddterung, forcierten
Industrialisierung, zunehmenden Siedlungsenge
und Wohndichte sowie umgestalteten Uberliefe-
rungen. Neben der Wirtschaft nahmen die Vertrie-
benen auch Einflu auf die Kultur — nicht zuletzt
im Hinblick auf die konfessionelle Struktur West-
deutschlands sowie auf das Staats- und Gesell-
schaftsleben der Bundesrepublik.. Ihr EinfluB
erstreckte sich von sprachlichen Einwirkungen bis
hin zur Neugestaltung stddtisch und lédndlich
gepridgter Landschaften, so daB3 zu Recht von der
innovativen, verdndernden Kraft der Vertriebenen
gesprochen wird, deren Auswirkungen bis heute
spiirbar sind.

IV. Die Integration der Vertriebenen

Die Westalliierten trafen aufgrund des sich nach
dem Zweiten Weltkrieg verschirfenden Ost-
West-Konfliktes einige fundamentale Entschei-
dungen von weilreichender Bedeutung: Abkehr
vom Morgenthauplan und Einbeziehung Drei-
Zonen-Deutschlands in den Marshallplan sowie
Durchfithrung einer Wihrungsreform. Hierdurch
wurden nicht nur die Weichen fiir den Wieder-
aufbau der westdeutschen Wirtschaft gestellt.

12 Vgl. Elisabeth Pfeil, Der Fliichtling. Gestalt einer Zei-
tenwende, Hamburg 1948, 5. 11; S. 213 {f.

13 Christoph KleBmann, Die doppelte Staatsgriindung,
Bonn 1982, S. 243,



Damit war gleichzeitig auch die Entscheidung fiir
die Integration ‘der Vertriebenen gefallen, da
nach der Wahrungsreform vom 20. Juni 1948 die
| hierfiir dringend bendtigten Arbeitsplitze mit
| amerikanischer Wirtschaftshilfe geschaffen wer-
den konnten.

1. Die rechtlich-soziale Gleichstellung
der Vertriebenen

Die Bundesrepublik Deutschland dokumentierte
ihre umfassende Aufnahme- und Integrationsbe-
reitschaft, indem sie bereits unmittelbar nach ihrer
Griindung innerhalb von nur vier Jahren ein
umfangreiches Gesetzgebungswerk schuf, das zur

| rechtlichen Gleichstellung und zur wirtschaftlich-

sozialen Integration der Vertriebenen beitrug. Mit
der Verkiindung des Grundgesetzes (GG) vom
23. Mai 1949 wurde den Vertriebenen in Artikel 116

| GG die rechtliche und staatsbiirgerliche Gleich-

stellung zuerkannt. Dies war die notwendige Vor-
aussetzung, um an finanziellen Hilfeleistungen
partizipieren zu kénnen.

Die rechtliche Grundlage zur sozialen und wirt-
schaftlichen Hilfeleistung schuf man in Form
mehrerer Spezialgesetze. Von diesen wurde am
8. August 1949 das auf gezielte Notstandsbeseiti-
gung abhebende ,Soforthilfegesetz* (SHG) erlas-
sen. Dieses wurde erginzt durch das ,Fliicht-
lingssiedlungsgesetz® (FliSG) vom 10. August

| 1949, das die berufliche Integration vertriebener

Landwirte zum Gegenstand hatte. Mit dem am
1. September 1952 in Kraft getretenen Lastenaus-
gleichsgesetz (LAG) wurde das SHG abgelost.
Das unter dem Begriff , Lastenausgleich™ zusam-
mengefaite Gesetzgebungswerk hatte und hat
zum Ziel, fiir Schiden und Verluste, die sich
infolge der Zerstorungen der Kriegs- und Nach-
kriegszeit sowie der Vertreibung ergeben haben,
einen Ausgleich herbeizufithren. Bis Ende 1993
wurden im Lastenausgleich Leistungen zugunsten
der Geschidigten von insgesamt 123 Milliarden
DM erbracht. Der Lastenausgleich, der durch das
Kriegsfolgenbereinigungsgesetz  vom  21. De-
zember 1992 formal zum AbschluBb gebracht
wurde, war ein fiir die Integration der Vertriebe-
nen unentbehrliches Gesetzgebungswerk, das zu
Recht als beispielgebende Solidarleistung aller
Deutschen und als eines der wichtigsten Gesetze
der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung
der Kriegsfolgen gilt und damit auch anderen
Staaten zum Vorbild wurde'*.

14 Vgl. Bundesministerium des Innern (Hrsg.), Ver-
triebene, Fliichtlinge, Aussiedler, Spétaussiedler. 1945-1995,
Fiinfzig Jahre gemeinsamer Aufbau, Bonn 1996 (in Vorbe-
reitung), Kapitel 11: , Lastenausgleich®.
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Mit dem Bundesvertriebenengesetz (BVFG) vom
19. Mai 1953 wurde die Aufnahme und Integration
der Vertriebenen bundesweit geordnet. Erstmals
wurden einheitliche Rechtsbegriffe beziiglich des
Vertriebenen- und Fliichtlingsstatus geschaffen,
MaBnahmen auf dem Gebiet der beruflichen,
rdumlichen und sozialen Integration geregelt
sowie die Gleichberechtigung der Vertriebenen in
der Sozialversicherung fixiert. Hier erhielt auch
die deutsche Kultur des Ostens in § 96 BVFG den
Vorzug einer eigenen gesetzlichen Grundlage. Das
Bundesvertriecbenengesetz stellt bis heute die
Grundlage fiir die Aufnahme der Aus- und Spét-
aussiedler dar, von denen seit 1950 iiber 3,5 Millio-
nen in der Bundesrepublik Deutschland Auf-
nahme fanden. Das Bundesvertriebenengesetz,
das einmal als das ,Grundgesetz der Vertriebe-
nen“ bezeichnet wurde, hat gemeinsam mit der
tibrigen Vertriebenengesetzgebung wesentlich zur
Integration der Vertriebenen und damit zum sozia-
len Frieden in der Bundesrepublik Deutschland
beigetragen.

2. Die Umsiedlung der Vertriebenen

Zu den dringendsten Problemen der ersten Nach-
kriegszeit gehorte die vollig unzweckmafige rium-
liche Verteilung der Vertriebenen auf die drei
strukturschwachen , Fliichtlingslinder* Schleswig-
Holstein, Niedersachsen und Bayern. Die Umsied-
lung war unumgingliche Voraussetzung fiir die
berufliche und wohnraummiBige Eingliederung
der Vertriebenen. Noch bevor behordlich gelenkte
MaBnahmen greifen konnten, setzte bereits 1948
die freie (Weiter-)Wanderung- der Vertriebenen
ein, die auf der Suche nach einem ihren Fihigkei-
ten entsprechenden Arbeitsplatz in die deutschen
Wirtschaftszentren driingten. Die gelenkten
Umsiedlungen begannen im November 1949 und
fithrten die Vertriebenen in Regionen mit giinsti-
geren Arbeitsmarktverhdltnissen. Die Wande-
rungsstatistik weist aus, dafl in der Zeit von 1949
bis 1960 jeder Vertriebene rein rechnerisch minde-
stens einmal seinen Wohnsitz innerhalb des Bun-
desgebietes verlegt hatte!®. Die Bemiihungen von
Bund und Lindern, die anfingliche Fehlverteilung
zu korrigieren, waren erfolgreich und wurden
malBgeblich unterstiitzt durch die Eigeninitiative
der Vertriebenen.

3. Die wirtschaftliche und soziale Integration
der Vertriebenen

Das eigentliche deutsche Nachkriegswunder
bestand in der verhdltnisméfig rasch vonstatten
gehenden wirtschaftlich-sozialen Integration der
Vertriebenen in die Gesellschaft der Bundesrepu-

15 Vgl ebd., Kapitel 7: ,,Umsiedlung*.
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blik Deutschland. Die Vertriebenen wurden trotz
ihrer anfinglichen fast volligen Besitzlosigkeit
nicht — wie von Stalin erhofft und von den west-
lichen Besatzungsmichten befiirchtet — zu Fer-
menten der Unruhe und der sozialen Dekomposi-
tion, sondern zu aktiven Aufbaukriften, zu
Leistungstridgern in der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Anders in der Sowjetischen Besatzungszone
(SBZ), der spiteren DDR: Hier wurden die Ver-
triebenen umgehend begrifflich und statistisch bis
zur Unkenntlichkeit wegdefiniert. So existierten
offiziell nur fiir eine kurze Ubergangszeit , Ver-
tricbene®, die dann in ,Umsiedler® umbenannt
wurden. Dementsprechend gab es in der SBZ/
DDR nie ein ., Vertriebenenproblem®, dessen man
sich im Rahmen einer Eingliederung annehmen
mufite. Die Vertriebenen waren in der DDR aus-
schlieBlich Objekte des Geschehens, eine politisch
tabuisierte Bevélkerungsgruppe, die bis zur Verei-
nigung Deutschlands mit ihrem besonderen
Schicksal und ihren Problemen nicht in Erschei-
nung treten durfte's.

In der Bundesrepublik ergriffen die Vertriebenen
die Initiative und halfen — zunfchst meist auf
unterstem Niveau des Schichlensystems — mit
beim Wiederaufbau der westdeutschen Wirtschaft,
ohne dabei die Hoffnung auf Wiedererlangung
ihres alten Sozialstatus aufzugeben. Die Vertriebe-
nen erreichten den wirtschaftlich-sozialen Wieder-
aufstieg in relativ kurzer Zeit mit einem als
w+Energie der Verzweiflung" bezeichneten Arbeits-
eifer, indem sich die Krifte aller Familienmitglie-
der hierauf konzentrierten und selbst grofie per-
sonliche Opfer, wie jahrelanger Konsum- und
Besitzverzicht, nicht gescheut wurden'”.

Das unermiidliche Wiederaufstiegssireben der
Vertriebenen trug ebenso wie die im Rahmen wirt-
schaftlicher Hochkonjunktur anhaltende Nach-
frage nach Arbeitskriften zu der bereits in den
siebziger Jahren zu konstatierenden weitestgehend
zufriedenstellenden wirtschaftlich-sozialen Inte-
gration der Vertriebenen bei. Soziale Konflikte, in
den Anfangsjahren vorwiegend wirtschaftlich

16 Folgende Bemerkung von Wolfgang Benz ist als un-
statthafte Geschichtsklitterung, d.h. als falsch zuriickzu-
weisen; ,,Die Integrationsleistung der DDR stand den An-
strengungen und dem Erfolg der Bundesrepublik nicht nach*
(Frankfurter Allgemeine Zeitung vem 6. April 1996, S.6).
Zum Gesamtkomplex des Themas ,,Vertriebene in der SBZ/
DDR* wvgl. Marion Frantzioch-Immenkeppel, Vertriebene
(Umsiedler), in: Rainer Eppelmann/Horst Mdoller/Glinter
Nooke/Dorothee Wilms (Hrsg.), Lexikon des DDR-Sozialis-
mus, Paderborn 1996.

17 Vgl Helmut Schelsky, Wandlungen der deutschen Fami-
lie in der Gegenwart, Stuttgart 1967°, 8. 178 ff.
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motiviert, waren in den siebziger Jahren ldngst
befriedet und beigelegt.

Die Vertriebenen wirkten nicht nur durch hoch-
qualifizierte und -motivierte Arbeitskrifte am
Wiederaufbau der deutschen Wirtschaft mit. Auch
durch Industrieverpflanzungen und -neugriindun-
gen wurden sie zu Trdgern einer Industrialisie-
rungswelle, die zur stirkeren Anbindung struktur-
schwacher Rdume an die allgemeine industrielle
Entwicklung fiihrte. So haben die meist export-
orientierten Industrien der Vertriebenen - von
denen die bekanntesten die schlesische Eisenindu-
strie sowie die sudetendeutsche Glaserzeugung
und -veredelung, die Musikinstrumentenherstel-
lung, die Schmuckwaren- und die Trikotagenindu-
strie sind — zur Dezentralisierung des Industrieauf-
baus und zur wirtschaftlichen Expansion der
Bundesrepublik beigetragen. Hierbei wurden die
Vertriebenen durch ihre Innovationsfihigkeit und
Leistungsbereitschaft zu Mitverursachern des
deutschen Wirtschaftswunders.

Das wirkliche deutsche Wunder bestand somit in
der ungeheuren Leistung der deutschen Nach-
kriegsgesellschaft, die Millionen Heimatvertriebe-
nen integriert zu haben. Hierbei sind die Verdien-
ste von Bund, Lindern und Gemeinden,
kirchlichen und privaten Stellen unvergessen. Das
deutsche Volk hatte in grofiter Not solidarisch
gehandelt.

V. Der EinfluB3 der Vertriebenen
auf den staatlichen Aufbau

1. Interessenvertretung der Vertriebenen
auf parlamentarischer Ebene

Nach dem Zweiten Weltkrieg unterlagen die Ver- |
triebenen als einzige Bevolkerungsgruppe einem
Koalitionsverbot. Nach dessen Aufhebung 1947/48 |
wurden sie zu aktiven Mitgestaltern im politischen
Bereich. So engagierten sie sich im vorparlamenta-
rischen und parlamentarichen Raum in allen sie
betreffenden Angelegenheiten. Am 1. September
1948 konstituierte sich der Parlamentarische Rat
in Bonn zur Ausarbeitung eines Grundgesetzes fiir
die drei westlichen Besatzungszonen. Von seinen
65 Mitgliedern zihlten elf zu den Vertriebenen
und Fliichtlingen, u.a. Paul Lobe, Erich Ollen- |
hauer und Hans-Christoph Seebohm.

Am 23. Mai 1949 wurde das Grundgesetz fiir die
Bundesrepublik Deutschland verkiindet. Dieses ist
eine eigenstindige deutsche Verfassungsleistung,
die in Riickbesinnung auf liberal-demokratische
Traditionen und unter Auseinandersetzung mit
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den Erfahrungen der Weimarer Verfassung und
dem Nationalsozialismus entstanden ist. Hier wirk-
ten die Vertriebenen mit ihrem vehementen Anti-
kommunismus aktiv mit, einem freiheitlichen und
demokratischen Rechtsstaat auf deutschem Boden
zu etablieren.

Der Block der Heimatvertriebenen und
Entrechteten (BHE)

| Zu den Haupthemmnissen, die einer eigenen par-

lamentarischen Interessenvertretung der Vertrie-
benen nach dem Krieg entgegenstanden, gehorte
der von den Besatzungsmichten verhiingte
.Lizenzierungszwang der Parteien”. Hierdurch

~war den Vertriebenen bis 1950 die Griindung einer

eigenen Vertriebenenpartei untersagt. Moglichkei-
ten zur politischen Beteiligung fand man, indem
ofreie Wihlergemeinschaften® auf kommunaler
Ebene entstanden oder man sich an die bereits
zugelassenen politischen Parteien anschloB.

Erst im Januar 1950 konnte in Schleswig-Holstein
der ,,Block der Heimatvertriebenen und Entrech-
teten (BHE) gegriindet werden. Hier trat der
BHE erstmalig als sozialpolitische Interessenpar-
tei der Vertriebenen auf parlamentarischer Ebene
an und errang bei den Landtagswahlen 1950 auf
Anhieb 23,4 Prozent der Stimmen. Dieses {iberra-
schende Ergebnis war Ausdruck einer massiert in
Schleswig-Holstein lebenden Protestwihlerschaft
von Vertriebenen, die aus Unzufriedenheit mit
den sozialen Verhiltnissen den sogenannten
»Lizenzparteien* eine Absage erteilten. Diese
neue politische Bewegung der Vertriebenen griff
schon bald auf andere Bundeslidnder mit starkem
Vertriebenenanteil iiber, wo der BHE zumeist
auch an der Landesregierung beteiligt wurde. Hier
ging der BHE mit Engagement daran, die wirt-
schaftlich-soziale Eingliederung der Vertriebenen
auf dem Wege der parlamentarischen Arbeit
durchzusetzen.

Durch den politischen Erfolg in der Landespolitik
ermutigt, formierte sich der BHE schliellich auf
Bundesebene. Noch im November 1952 wurde die
Partei in ,Gesamtdeutscher Block/BHE* (GB/
BHE) umbenannt, um damit ihre spezifischen
Vertriebeneninteressen um einen nationalen bzw.
nationalstaatlichen Akzent zu erweitern. Bereits
1953 zog er mit 5,9 Prozent der Stimmen in den
Bundestag ein. Der Parteigriinder, Waldemar
Kraft, wurde im zweiten Kabinett Adenauer Bun-
desminister fiir besondere Aufgaben, Theodor
Oberlinder Vertriebenenminister.

Parteiinterne Zwistigkeiten und Richtungskdmpfe
leiteten den Abstieg des BHE auf parlamentari-
scher Ebene ein. 1957 scheiterte er bereits an der
Fiinf-Prozent-Klausel. Auch nach seinem Aus-
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scheiden aus dem Deutschen Bundestag spielte
der GB/BHE noch einige Zeit auf Linderebene
eine wichtige Rolle. Als Koalitionspartei war er
bis in die sechziger Jahre zeitweise an fiinf Landes-
regierungen beteiligt. Uber ein Jahrzehnt trieb der
GB/BHE die wirtschaftlich-soziale Eingliederung
der Vertriebenen erfolgreich voran, was schlieflich
zu seinem politischen Niedergang fithrte. Hierzu
ein Griindungsmitglied des BHE, Hans-Adolf
Asbach: ,,Das Ungliick unserer Partei ist allein das
eine, dal wir zwar Tausenden wieder Hoffnung,
Beschiftigung und Verdienst geschaffen haben,
daB diese sich aber nach ihrer Eingliederung den
saturierten Kreisen zuwandten.“'® Die herausra-
gende gesellschaftliche Bedeutung des BHE
bestand zweifellos darin, daB Tendenzen sozialre-
volutiondrer Krifte von ihm aufgefangen und in
demokratische politische Energie umgesetzt wur-
den,

Die Vertriebenen im Deutschen Bundestag

Thren politischen und damit gesamtgesellschaftli-
chen EinfluB haben die Vertriebenen iiber ihre
Beteiligung an nunmehr 13 Deutschen Bundesta-
gen sowie durch die Ubernahme politischer Amter
in der Bundesregierung wahrnehmen konnen.
Daneben war die Reprisentanz Vertriebener in
den groBen politischen Parteien in der Bundesre-
publik Deutschland eine Voraussetzung dafiir, um
politische Forderungen durchsetzen zu kénnen. Zu
nennen sind hier vor allem Kurt Schumacher (geb.
1895 in Kulm/WestpreuBen, SPD), Paul Lobe
(geb. 1875 in Liegnitz/Schlesien, SPD), Rainer
Barzel (geb. 1924 in Braunsberg/Ostpreuflen,
CDU), Heinrich Windelen (geb. 1921 in Bolken-
hain/Schlesien, CDU), Philipp von Bismarck (geb.
1913 in Jarchlin/Pommern, CDU), Ottfried Hen-
nig (geb. 1937 in Konigsberg/OstpreuBen, CDU)
und viele andere mehr. Daneben muf} aber vor
allem an den fritheren BdV-Prisidenten, den sude-
tendeutschen Sozialdemokraten, Wenzel Jaksch
(geb. 1896 in Langstrobnitz) erinnert werden, der
einer der versiertesten Ostpolitiker des Deutschen
Bundestages war und sich bereits Anfang der sech-
ziger Jahre im sogenannten ,Jaksch-Bericht* vom
31. Mai 1961 fiir die Aufnahme diplomatischer
Beziehungen zu den Warschauer-Pakt-Staaten ein-
setzte und hierdurch zu einem der Vordenker
einer neuen deutschen Ostpolitik wurde.

2. Die Hauptorganisationsformen
der Vertriebenen

Trotz des Koalitionsverbotes waren mit der Entste-
hung der Bundesrepublik Deutschland im Jahre
1949 die beiden wichtigsten Organisationen zur

18 Zit. in: Der Spiegel, Nr. 6 vom 4. Februar 1985, 8. 100.
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politischen Reprisentation der Vertriebenen ent-
standen, um rechtzeitig ithren Einflul} geltend zu
machen: der ,Zentralverband der vertriebenen
Deutschen® (ZvD), in dem sich am 9. April 1949
die Landesverbiande formierten, und die , Verei-
nigten ostdeutschen Landsmannschaften™ (VOL),
die sich am 24. August 1949 in Bad Homburg
zusammenschlossen. Zur formalen Abgrenzung
und zur Regelung der Zusammenarbeit beschlos-
sen ZvD und VOL im ,Géttinger Abkommen™
vom 20. November 1949 eine Arbeitsteilung. Hier-
nach war vorgesehen, daB den Landsmannschaften
die Heimat- und Kulturpolitik und damit auch die
Einschaltung in die Ostpolitik des Bundes, dem
Zentralverband die Wirtschafts- und Sozialpolitik
und damit das Ringen um die Entschadigung und
Wiedergutmachung oblagen. Diese Aufgabentei-
lung erwies sich im verbandspolitischen Alltag
jedoch als nicht durchfiihrbar, Einheitsbestrebun-
gen sollten die organisatorischen Probleme beseiti-
gen. Das Ergebnis vieler Gespriche war nicht der
gewiinschte Einheitsverband, sondern nur eine
Umorganisation bestehender Verbédnde: So wurde
am 18. November 1951 der ,Bund der vertriebe-
nen Deutschen® (BvD) ohne die Beteiligung der
Landsmannschaften gegriindet, in dem der ZvD
schlieBlich aufging. Auch die Landsmannschaften
konstituierten sich am 11. August 1952 neu zum
»Verband der Landsmannschaften* (VdL).

Nach komplizierten Verhandlungen wurde schlie3-
lich am 27. Oktober 1957 der ,Bund der Vertrie-
benen — Vereinigte Landsmannschaften und Lan-
desverbinde* (BdV) gegriindet. Damit war nach
iiber zehnjdhriger organisatorischer Zersplitterung
der Vertriebenenverbiinde der Zusammenschlufl
zu einem Gesamtverband gelungen. Die tragische
Paradoxie war, daf} dies erst in einer Phase mog-
lich wurde, als alle wesentlichen Entscheidungen
auf dem Gesetzgebungsweg bereits gefallen und
die Weichen zur Integration der Vertriebenen
gestellt waren. Fiir den BdV, der mit seinen iiber
zwei Millionen Mitgliedern, davon ca. 200 000 seit
1990 in den neuen Bundeslindern, mit zu den
groBten Personenverbidnden der Bundesrepublik
Deutschland zdhlt, hat daher folgende lakonische
Bemerkung P. P. Nahms Giltigkeit: ,,Die Zeit fiir
ein grundlegendes Gestalten war vorbei. Nach
1953 konnte im wesentlichen nur noch um Novel-
lierungen gerungen werden.*"

3. Der EinfluB der Vertriebenen auf das politische
Leben

Im politischen Bereich wirkten die Vertriebenen
als Belastung und Antrieb zugleich. Die wesentli-

19 Peter Paul Nahm, Doch das Leben ging weiter, Kdln —
Berlin 1971, 8. 77.
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chen Impulse, die von ihnen ausgingen, zielten ab
auf eine Verfestigung der demokratischen Ten- |
denzen in der Bundesrepublik. Thr vehementer
Antikommunismus, der Eugen Lemberg dazu ver-
anlaBte, die Vertriebenen als , Reservearmee
gegen den Kommunismus“? zu bezeichnen, trug
mit dazu bei, ,einen echten Fundamentalkonsens
der groBen demokratischen Parteien iiber die
Natur der zu gestaltenden politischen Ordnung”
entstehen zu lassen, .,der sich bei aller Schiirfe der
auBen- und wirtschaftspolitischen Gegensétze der
letzten Jahre als dauerhaft und tragfihig erwies.
Die gemeinsame Abwehr der Bedrohung aus dem
Osten wurde so zum Ausgangspunkt eines neuen,
konstruktiven Demokratieverstindnisses.*?' Dar-
iiber hinaus hielten die Vertriebenen auch in Pha-
sen, in denen es politisch nicht opportun erschien,
an gesamtdeutschen Zielsetzungen fest. Als
~unruhiges gesamtdeutsches .Gewissen® (Jakob
Kaiser) wirkten die Vertriebenenverbinde stets
auf das Offenhalten der ganzen deutschen Frage
hin und warben fiir realisierbare Schritte zur Uber-
windung der Teilung Deutschlands und Europas.

Aufgrund ihres tragischen Schicksals erwiesen sich
die Vertriebenen als verldBliche gesamtdeutsche

Klammer — eine Haltung, die ihnen oftmals |

Schmihungen politischer Gegner eintrug. Die
linksorientierte Presse agitierte gegen die Vertrie-
benen, die immer wieder zur Zielscheibe ihrer
Angriffe wurden. Schon die Begriffe , Vertrei-

bung* und ,Heimat" wurden als ,,Revanche-Pro- |

gramm* diffamiert” und versucht, die Vertriebe-
nen als ,Ewiggestrige” zu stigmatisieren und als
»Revanchisten* politisch auszugrenzen, Eine der-
artige Berichterstattung, die vor allem aus der ehe-
maligen DDR und dem kommunistischen Ausland
stammte, wurde durch die friedliche Haltung der
Vertriebenen und ihren Gewaltverzicht Liigen

gestraft. Auch wenn die Vertriebenen die eigentli- |

chen Verlierer des Zweiten Weltkrieges waren, so
gingen sie ganz bewuft nicht den Weg beispiels-
weise der Palédstinenser, die lange Zeit einen revo-
lutiondren Unruheherd gegentiber Israel bildeten.

Die deutschen Heimatvertriebenen haben sich
bewuBt von Anfang an fiir eine gewaltfreie Politik
entschieden und ihr Recht auf die Heimat stets mit
ausschlieBlich friedlichen Mitteln durchzusetzen
versucht. Auch dadurch wurden sie zu einem
gewichtigen Ordnungselement in der Bundesrepu-

20 Eugen Lemberg, Vilkerpsychologische und welt-

geschichtliche Aspekte, in: ders./Friedrich Edding (Hrsg.).
Die Vertriecbenen in Westdeutschland, Bd. 3, Kiel 1959,
S. 578-595, hier S. 592.

21 Richard Léwenthal, Vom kalten Krieg zur Ostpolitik,
Stuttgart 1974, 8. 9.

22 Vgl Deutschland Union Dienst, Nr. 50 vom 9. 6, 1995,
S. 4.
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blik und trugen zur politischen Stabilisierung und
zum Aufbau einer handlungsfahigen Demokratie
bei.

In einer Phase, in der zwei Drittel der Vertriebe-
nen weder wohnraumméBig noch beruflich inte-
griert waren, wurde am 5. August 1950 die Charta
der deutschen Heimatvertriebenen in Stuttgart fei-
erlich verkiindet. In diesem bemerkenswerten
Dokument des Gewaltverzichts, einem uniiberseh-
baren Beweis ihrer demokratisch-humanen Gei-
steshaltung, sagten sie Rache und Vergeltung ab
und bekannten sich zur Schaffung eines geeinten
Europas und zur Mitverantwortung fiir die Exi-
stenz und Wiirde der Nachbarn, Die Bereitschaft
zur Verstidndigung und zum Ausgleich, aber auch
die Betonung des Rechts auf die Heimat und die
Forderung nach einem umfassenden Volksgrup-
penrecht wirken nach wie vor in dem Bemiihen
der Vertriebenenverbidnde um eine gesamteuro-
péische, freiheitliche und ftéderale Friedensord-
nung der Staaten, Volker und Volksgruppen und
die Verwirklichung von Minderheitenrechten fort.

Bundeskanzler Kohl hat die Charta in einer Regie-
rungserklirung als ein , Musterbeispiel politischer
Kultur® und ,.ein Werk des Friedens*> gewiirdigt.
In einem anderen Zusammenhang betonte er: ,.Es
gibt keinen Anspruch auf Vergebung und Versoh-
nung. Um so bewegender ist es, wenn Opfer die-
sen Schritt wagen, und damit den Teufelskreis von
HaB und Gewalt durchbrechen.“?* Und: . Kiinftige
Generationen von Historikern werden sagen, daly
dies eine der groBten moralischen Leistungen in
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland
gewesen ist.“®

Das Schicksal und die Leistungen der deutschen
Heimatvertriebenen beim Aufbau der Bundesre-
publik Deutschland sowie ihr Beitrag fiir den Frie-
den in Europa wurden am 1. Juni 1995 vor dem
Deutschen Bundestag umfassend gewiirdigt. Hier
wurde den Vertriebenen fiinfzig Jahre nach der
Beendigung des Zweiten Weltkrieges durch eine
Regierungserkldrung mit anschlieBender Debatte
von allen politischen Parteien — mit Ausnahme der
PDS - die gesellschaftliche Bedeutung zuerkannt,
die ihnen lange Zeit versagt geblieben war®. Bun-
destagsvizepréasidentin Antje Vollmer trug zur spi-
ten ,,Rehabilitierung* der Vertriebenen bei, indem
sie ihnen gegeniiber Versiumnisse einrdumte. Sie
erkldrte, daB die politische Linke jahrzehntelang

23 Stenographischer Bericht des Deutschen Bundestages,
Plenarprotokoll 13/41 vom 1.6. 1995, §.3182-3207, hier
5. 3184,

24 Bundespresseamt, Bulletin Nr. 75 vom 2. 7. 1991, S, 605.
25 Bundeskanzler Kohl bei der Gedenkstunde des BdV an-
ldBlich des 40. Jahrestages der Verkiindung der Charta, in:
Presse- und Informationsamt, 5. 8. 1990, S. 1-15, hier S. 6.

26 Vgl Anm. 23, S. 3182-3207.
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nicht auf die Leiden der Heimatvertriebenen
geachtet habe und unterstrich: ,,Auch dieses Weg-
sehen war kein Ruhmesblatt in der Aufarbeitung
historischer Wahrheiten.“*

VI. Verstidndigungspolitische Arbeit
der Vertriebenen

Mit der Vereinigung Deutschlands und der Off-
nung des Ostens verbindet sich die historische
Chance, eine dauerhafte Ausséhnung mit den ost-
lichen Nachbarn im Rahmen des gesamteuropii-
schen Einigungsprozesses zu erreichen. Hierzu
erkldrte Bundesprisident Roman Herzog anlib-
lich des Gedenkens an den 50. Jahrestag des War-
schauer Aufstandes am 1. August 1994 in War-
schau: ,Was wir brauchen, ist Verséhnung und
Verstdndigung, Vertrauen und gute Nachbarschaft.
Das kann nur weiterwachsen und gedeihen, wenn
unsere Volker sich dem Grauen ihrer jiingsten
Geschichte in aller Offenheit stellen. In aller
Offenheit und ohne Vorurteile. Mit dem Mut zur
vollen Wahrheit. Nichts hinzufiigen, aber auch
nichts weglassen, nichts verschweigen und nichts
aufrechnen. Im BewulBtsein, der Vergebung
bediirftig zu sein, aber auch zur Vergebung
bereit.“*® i

Eine schwierige Wegstrecke muf3 noch zuriickge-
legt werden. Bis zu den revolutionidren Verinde-
rungen jenseits des Eisernen Vorhangs gehorte im
Osten die Erinnerung an das Schicksal der Vertrei-
bung der Deutschen noch zu den striktesten Tabu-
themen.

Die in kommunistischen Liandern allgegenwirtige
Indoktrination und ideologische Geschichtsschrei-
bung hatten dazu gefiihrt, daB historische Tatsa-
chen verfilscht wurden, anstelle der Wahrheit die
Liige trat und jede Auseinandersetzung mit dem
Problem der Vertreibung im Keim erstickt
wurde”. Gleichwohl wiichst mit zunehmender
Demokratisierung auch im Osten die Bereitschaft
zur Partnerschaft auf der Grundlage der histori-
schen Wahrheit. Erste Schritte hierbei sind bereits
getan:

Das Umdenken im deutsch-polnischen Verhiltnis
wurde eingeleitet durch die kiithne Initiative der
polnischen Kirche mit der markanten Ausséh-

27 Vgl ebd., 8.3193.

28 Bundespresseamt, Bulletin Nr. 72 vom 3. 8. 1994, S, 677.
29 Der tschechische Ministerprisident Viclav Klaus ge-
stand erst unlingst: , Das Thema Vertreibung war mir lange
Zeit nicht einmal bekannt. Das erste Mal habe ich 1968 davon
erfahren.” Die Welt vom 6. April 1995, S. 6.
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nungsbotschaft des polnischen Episkopats an die
deutschen Bischéfe vom 18. November 1965: ,,Wir
gewihren Vergebung und bitten um Vergebung.“*
In diesem Sinn sprach sich auch unlédngst der
Oppelner Bischof Alfons Nossol in einer Predigt
fiir ,.eine vollkommene Ausséhnung und Versoh-
nung noch in unserer Generation* aus. Dabei gelte
es, ,,die Tragodie der Vertreibung von Deutschen
nach 1945 beim Namen zu nennen und als Verbre-
chen zu bezeichnen“™,

In diesem Zusammenhang muBl die bedeutsame
Rede des damaligen polnischen Aufenministers
vor dem Deutschen Bundestag gewiirdigt werden.
Wladyslaw Bartoszewski beklagte hier das Leiden
der deutschen Heimatvertriebenen und machte
sich die Worte des bekannten polnischen Denkers
Jan Josef Lipski zu eigen, der schrieb: ,,Wir haben
uns daran beteiligt, Millionen Menschen ihrer Hei-
mat zu berauben. Das uns getane Bose ist keine
Rechtfertigung und darf auch keine sein fiir das
Bose, das wir selbst anderen zugefiigt haben.“%

Es war schlieBlich der designierte Prisident Viclav
Havel, der im Oktober 1989, noch unter Staatsauf-
sicht stehend, dem damaligen Bundespriisidenten
Richard von Weizsidcker jenen denkwiirdigen
Brief schrieb, in dem Havel mit einem Tabu brach
und den Verstdndigungsprozell zwischen dem
deutschen und dem tschechischen Volk mit den
Worten einleitete: ,.Ich personlich verurteile die
Vertreibung der Deutschen nach dem Krieg. Sie
erschien mir immer als eine zutiefst unmoralische
Tat.“* Von Havel stammen auch die befreienden
Sédtze: ,,Wir sind uns darin einig, dafl die Grund-
voraussetzung fiir die wirkliche Freundschaft unse-
rer Volker die Wahrheit ist. Wie hart auch immer,
soll sie doch gesagt werden."* Diesem Gestus der
Verstidndigungsbereitschaft wird sich auf Dauer
niemand entziehen konnen.

Im Vorfeld der Mai-Wahlen in Tschechien durch-
lebten die deutsch-tschechischen Beziehungen
eine schwierige Phase. Nach fast einem Jahr gehei-
mer Verhandlungen ist eine gemeinsame Erkli-
rung beider Parlamente in Vorbereitung, mit der
ein endgiiltiger SchluBstrich unter die Vergangen-
heit gezogen werden soll. Mit der Zuriickhaltung
auf regierungsoffizieller Ebene korrespondierte
eine Flut offentlich werdender Verstindigungssi-
gnale aus der tschechischen Bevolkerung: So kriti-

30 Pressemitteilung der Deutschen Bischofskonferenz vom
12.12. 1995, 8. 1.

31 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9. 12. 1995, 8. 10.
32 Bundespresseamt, Bulletin Nr.35 vom 4. Mai 1995,
S, 295-302, hier S. 298.

33 Bundespresseamt, Bulletin Nr, 151 vom 27. Dezember
1989, S. 1269-1270, hier S. 1270.

34 Bundespresseamt, Bulletin Nr. 36 vom 17. Mirz 1990,
S. 277-280, hier S. 278.
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sierten im Februar 1996 93 tschechische Intellektu-
elle ihre Regierung in einem Offenen Brief, der
iiberschrieben war mit ,Der Weg zur Versoh-
nung*; sie riefen zur Verurteilung der Vertreibung
auf und forderten direkte Gespriche mit den
Sudetendeutschen®. Dariiber hinaus wird berich-
tet, daB erstmals im Mirz 1996 auch Einwohner
tschechischer Grenzstiddte. in denen frither Deut-
sche lebten, zur Versbhnung mahnten.

Die politischen Verdnderungen in Osteuropa
haben die Moglichkeit erdffnet, dafl die Volker
Europas nunmehr ihr Verhiltnis zueinander ver-
gangenheitsbewuBt und zukunftsorientiert gestal-
ten und dabei alle M&glichkeiten einer dauerhaften
Verstidndigung und guten Nachbarschaft nutzen,
Die Vertrige iiber gute Nachbarschaft und freund-
schaftliche Zusammenarbeit, die die Bundesrepu-
blik Deutschland am 17. Juni 1991 mit Polen und
am 27. Februar 1992 mit Tschechien abgeschlossen
hat, bieten hierzu eine gute Grundlage.

Gute Nachbarschaft bzw. Ausséhnung zwischen
den Volkern kann indes weder durch Vertrags-
pflicht begriindet noch per ErlaB verordnet wer-
den. Der Verséhnungsprozef3 entsteht in den Kop-
fen und Herzen der Menschen und mul} von
diesen konkret gestaltet werden. Hierbei haben
vor allem die Vertriebenen, die Bundeskanzler
Kohl ausdriicklich ,,in das Werk der Ausséhnung
einbeziehen will“* — eine Erklirung, die mehrfach
vom Deutschen Bundestag unterstiitzt wurde®’ —,
eine historische Aufgabe. Gerade die Heimatver-
triebenen verfiigen iiber Erfahrungen und einge-
hende Kenntnisse iiber die Vélker ihrer Her-
kunftsgebiete, ihre Traditionen, Sprachen und
Eigenheiten. Schon aufgrund ihrer Heimatbindung
sind die Vertriebenen pridestiniert und bereit,
tragfahige Briicken der Verstidndigung zu unseren
Ostlichen Nachbarn zu bauen.

Seit Jahrzehnten gibt es bereits auf privater Ebene
eine Vielzahl freundschaftlicher Kontakte zwi-
schen deutschen Heimatvertriebenen und den
Menschen, die heute in deren Herkunftsgebieten
leben. So waren es vor allem Vertriebene, die
unseren Ostlichen Nachbarn in den Jahren gréBter
Not auch durch den Eisernen Vorhang hindurch
mit unzdhligen Hilfslieferungen zur Seite standen.
Diese Solidarititsbeweise sind bis heute in Polen
und Tschechien unvergessen.

Die Vertriebenen haben nach dem fiir sie schmerz-
lichen Abschlul des Grenzbestitigungsvertrages

35 Vgl Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 13.2. 1996,
S35,

36 Bundespresseamt, Bulletin Nr. 11 vom 31. 1. 1991, S, 75.
37 Vel BT-Drs. 11/1107 vom 3. September 1991, §.2;
BT-Drs. 12/2311 vom 19. Mérz 1992 u.v.a.m.
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von 1990 mit dazu beigetragen, daB aus der
deutsch-polnischen Grenze eine durchlissige, die
Menschen verbindende Linie wurde. Dadurch
haben die Vertriebenen einen nicht hoch genug
einzuschitzenden Beitrag zur Stabilitit und zum
inneren Frieden Europas geleistet.

Heute sind auch offizielle Kontakte méglich, und
manche Vereinigung der Vertriebenen ist unter-
dessen ein gefragter Partner unserer ostlichen
Nachbarn. Die Themenpalette umfafit die Zusam-
menarbeit bei der Ausgestaltung von Stadtjubilden
wie z.B. der Stidte Reichenberg, Stettin und
Konigsberg, Fragen des Aufbaus demokratischer
Strukturen, der Unterstiitzung bei Joint-ventures,
bis hin zu Forderung des Tourismus und des
Umweltschutzes. Hierzu wird die Unterstiitzung
der Vertriebenen erbeten und gern zur Verfiigung
gestellt.

Die Vertriebenen sind heute mit die wichtigsten
Botschafter der Verstandigung und des Ausgleichs.
So konnte beispielsweise die sudetendeutsche
Ackermann-Gemeinde bei ihrem im Mirz 1996
durchgefiihrten traditionsreichen deutsch-tschechi-
schen Symposium ,Iglau V* zum Thema , Deut-
sche und Tschechen. Was weh tut — Was Hoffnung
macht* auf 50 Jahre erfolgreiche Verstindigungsar-
beit zuriickblicken®. Bundeskanzler Kohl wiirdigte
ihre ,langjihrige verdienstvolle und wertvolle®
Arbeit fiir die Entwicklung guter Beziechungen zwi-
schen Deutschen und Tschechen,

Bei der Wahrnehmung ihrer Briickenfunktion
gehen die Vertriebenen selbst Tabuthemen offen-
siv an, ohne dabei die bittere Wahrheit auszuklam-
mern. So forschen mittlerweile auch polnische
Wissenschaftler an der Ostsee-Akademie, Trave-
miinde, dem europiischen Bildungszentrum der
Pommern, fast selbstverstindlich Seite an Seite
mit deutschen Heimatvertriebenen nach gemeinsa-
men historischen Wurzeln. Der deutsch-polnische
Dokumentationsband  ,,Stettin-Szczecin 1945
1946. Dokumente. Erinnerungen® legt hiervon
Zeugnis ab™’,

Vielleicht spektakuldrer als die Kulturarbeit von
‘Mensch zu Mensch ist eine andere Form der grenz-
iiberschreitenden Kulturarbeit: die Sicherung und
Rettung ehemals deutscher Bau- und Kulturdenk-
méler in den historischen deutschen Ost- und Sied-
lungsgebieten. Hier wurde seit 1992 mit Bundes-
mitteln u.a. gefordert: die Restaurierung des
Gutshauses Kiilz, das seit 1995 als deutsch-polni-
sche Lehr- und Tagungsstitte dient; Notsiche-

38 Vgl Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 2. April 1996,
S. 6.

39  Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 1. Mérz 1996, S. 5.
40 Ostsee-Akademie (Hrsg), Stettin-Szczecin 1945-1946,
Rostock 1994,
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rungsmaBnahmen am Dom zu Konigsberg; die
Instandsetzung von SchloB Flossingen in Polen; die
Restaurierung der einzigen noch vorhandenen
Holzkirche Bohmens in Blockbauweise in Chri-
stofsgrund/Tschechien. Diese Mafnahmen korre-
spondieren mit einer Vielzahl privater Initiativen
aus dem Kreis der Vertriebenen, ohne die bereits
heute eine groBe Zahl wertvoller Bau- und Kultur-
denkméler im Osten dem Verfall preisgegeben
wire.

Jan Josef Lipski erkannte schon frithzeitig die ver-
standigungspolitische Bedeutung der Kulturdenk-
miler fiir Europa: ,Das von den Deutschen
geschaffene  Kulturgut (Kirchen, Schlésser,
Paldste, Rathfiuser, berithmte Biirgerhiuser)
gehort ebenso wie das von den Polen errichtete
zur gemeinsamen europdischen Kultur ... Die
gemeinsamen Bemiihungen um die Rettung und
den Schutz kénnten uns ndher bringen ... Die
Initiative gegeniiber den Deutschen erscheint
schon heute als real, wiirde zur deutsch-polnischen
Aussthnung beitragen und dem Bau eines gemein-
samen européischen Hauses dienen.**!

VII. Ausblick

Der aus Schlesien stammende Kolner Erzbischof
Josef Kardinal Meissner hat einmal gesagt: ,,Wer
keine Herkunft hat, der hat auch keine
Zukunft.“** Die Vertriebenen konnen auf eine
groBe Herkunft zuriickblicken, ndmlich eine
800jéhrige deutsche Geschichte und Kultur in den
historischen Ostprovinzen und den deutschen
Siedlungsgebieten Ostmittel-, Ost- und Siidosteu-
ropas.

Die Vertriebenen sind bereit, als Botschafter der
Verstindigung und des Ausgleichs die Zukunft
gemeinsam mit den ostlichen Nachbarn zu gestal-
ten. Die von den deutschen Heimatvertriebenen
schon 1950 ausgestreckte Hand zur Verséhnung
scheint im Osten Europas vielerorts ergriffen zu
werden,

In diesem Sinn'ist auch die Aufforderung des pol-
nischen Biirgermeisters bei der Einweihung des
ersten deutschsprachigen Gedenksteins ostlich der
Oder, in der Neumark, auf dem alten deutschen
Friedhof der Stadt Berlinchen zu verstehen. Er
sagte: ,.Lassen Sie uns fiir die gemeinsame Heimat
arbeiten.”*

41 Deutscher Ostdienst vom 20. April 1990, S, 2.
42 Kulturpolitische Korrespondenz vom 25. September
1994, 8. 6. ?
43  Kulturpolitische
1994, §. 5.

Korrespondenz vom  15. Dezember
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Kazimierz Woycicki

Zur Besonderheit
der deutsch-polnischen Beziehungen

Sollen Polen und Deutsche zur ,, Normalitidt® zuriickkehren?

Sowohl in Polen als auch in Deutschland wird dar-
iiber diskutiert, in welchem MaBe zu der durch die
geschichtliche Tradition gekennzeichneten und
durch mehr als ein halbes Jahrhundert unterbro-
chenen ,,Normalitat® zuriickgekehrt werden sollte.
Leider werden beide Diskussionen nicht mitein-
ander verglichen, ebensowenig wird iiber deren
Bedeutung fiir die deutsch-polnischen Beziehun-
gen nachgedacht. Bei den Diskussionen in den
jeweils eigenen Reihen sollten sowohl Polen als
auch Deutsche die Debatten des Nachbarn mitbe-
riicksichtigen. Nach meiner Meinung gibt es kei-
nerlei Riickkehr zu einer durch geschichtliche Tra-
ditionen gekennzeichneten ,Normalitdt® unter
Androhung des Wiederaufflammens alter Antago-
nismen, Die deutsch-polnischen Beziehungen wer-
den so lange einen besonderen Charakter beibe-
halten, und die Polen werden so lange der
~Normalitit* entsagen miissen, wie die europii-
sche Idee nicht vollkommener verwirklicht wird.

Lange Zeit nach Kriegsende war die Politik in den
deutsch-polnischen Beziehungen dominierend.
Selbst wenn wir den Ertrag des kulturellen Aus-
tausches der Nachkriegszeit bis 1989 als eine
bedeutsame und fruchtbare Errungenschaft
bewerten, so waren es nicht die kulturellen
Belange, die die Haltung von Polen und Deut-
schen in ihrem gegenseitigen Beziehungsgeflecht
prédgten. Diese Beobachtung trifft — obgleich auf

vollig unterschiedliche Weise — sowohl auf die-

Beziehungen Polens zur DDR als auch zur Bun-
desrepublik Deutschland zu. Erst nach 1989, mit
dem AbschluBl beider Vertrige, kann man von der
wachsenden Bedeutung der Kultur als ein Faktor
der deutsch-polnischen Beziehungen sprechen.
Die Regierungschefs und andere politische Repri-
sentanten beider Linder vollzogen symbolische
Gesten der Versohnung — wie die Begegnung zwi-
schen Bundeskanzler Kohl und Ministerprésident
Mazowiecki in Kreisau, die Ansprache von Bun-
desprisident Herzog zum Jahrestag des War-

Ubersetzung aus dem Polnischen von Christof Hyla, Bonn.

Aus Politik und Zeitgeschichte B 28/96

schauer Aufstandes oder die Rede von AuBenmi-|
nister Bartoszewski im Bundestag. All das war
notwendig, wenngleich dhnliche Schritte schon frii-
her hitten erfolgen konnen — als Ausnahme sei
hier an die bewegende Geste von Willy Brandt in
Warschau erinnert —, hitte es nicht durch den kal-
ten Krieg verursachte Trennungen und die daraus
resultierende Politisierung der deutsch-polnischen
Beziehungen gegeben.

Die Regelung dieser Beziehungen und ein nun-
mehr unbefangener Dialog zwischen Deutschen
und Polen ermd&glichen es, daB der kulturellen Pro-
blematik ein zunehmend bedeutsamer Stellenwert
zukommt. Sobald die politischen Grundsatzfragen
gelost sind und die deutsche Unterstiitzung fiir
eine polnische EU- und NATO-Mitgliedschaft
wohl eine -Sympathiewelle fiir Deutsche in Polen
hervorrufen wird, erscheint das Aufgreifen grofer
Kulturthemen unter dem Aspekt der wechselsei-
ten Beziehungen als eine grundlegende Aufgabe,
wenn man den Ballast der alten, negativen Stereo-
type und gegenseitigen Vorurteile endlich loswer-
den will.

IL.

In den letzten Jahren hat sich der kulturelle Aus-
tausch erheblich entfaltet, und die Zusammenar-
beit in diesem Bereich erreichte eine vollig neue
Qualitit. Eine breit angelegte offentliche Debatte
iiber die gesellschaftlichen, psychologischen und
historischen Aspekte der gegenseitigen Beziehun-
gen gab es indes leider nicht, Trotz grofier Leistun-
gen auf der Ebene Tausender lokaler Initiativen
sowohl auf polnischer als auf deutscher Seite —
Stddte- und Regionalpartnergesellschaften, Ju-
gendaustausch, die Tatigkeit deutscher kultureller
Institutionen in Polen wie z.B. des Goethe-Insti-
tuts, der Friedrich-Ebert-Stiftung, der Konrad-
Adenauer-Stiftung bzw. die Tatigkeit der Polni-
schen Institute in Deutschland, die Bildung von
Euroregionen, die Arbeit einer wachsenden Zahl
von Gesellschaften und Vereinigungen, die sich
den gegenseitigen Beziehungen widmen, um nur
einiges zu nennen —, trotz dieses groBen Engage-
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ments gab es seit 1989 in beiden Lindern noch
keine breit angelegte und vertiefende Debatte
tiber die deutsch-polnischen Beziehungen.

Eine Ausnahme bildeten die Debatte im Zusam-
menhang mit der deutschen Wiedervereinigung
1990, die in der deutschen Offentlichkeit den vol-
lig falschen Eindruck hinterlieB, daB Polen der
Wiedervereinigung nicht mit Wohlwollen begeg-
nen wiirde', sowie der Beginn einer polnischen
Diskussion iiber die Vertreibung, die man in
Deutschland jedoch nicht so recht zur Kenntnis
nehmen will. Nach 1992 wurde leider kein einziges
der groBen deutsch-polnischen Themen in einer
gemeinsamen deutsch-polnischen Diskussion eror-
tert. Selbst die historisch bedeutsamen Anspra-
chen von Bundespridsident Herzog in Warschau
und von Minister Bartoszewski in Bonn hatten
trotz wohlwollender oder gar enthusiastischer
Berichterstattung keine weitergehende, ernsthafte
Reflexion zur Folge.

Man stellte fest, daB einer weiteren Entfaltung der
deutsch-polnischen Beziehungen vornehmlich eine
offene Grenze, wachsender Handel, ein massen-
hafter Anstieg touristischer Kontakte - also Fakto-
ren vor allem 6konomischer Natur — dienen wiir-
den. Diese sollten geradezu automatisch die
heilsamen Konsequenzen fiir eine Anderung der
Stereotypen der Vergangenheit und damit fiir
einen neuen Charakter der deutsch-polnischen
Beziehungen mit sich bringen. Auf keinen Fall
mochte ich den pragmatischen Charakter und die
Ernsthaftigkeit einer solchen Vorgehensweise
sowie den in der realititsnahen Uberzeugung ver-
ankerten Optimismus in Frage stellen, daB die
Wirtschaftsbeziehungen zweier demokratischer
und in Zusammenarbeit befindlicher Gesellschaf-
ten, die in unmittelbarer Nachbarschaft leben, ein
wichtiger Faktor der Offnung sein sollten und sein
konnten — bis hin zu gegenseitigem Vertrauen und
Freundschaft. Mir scheint jedoch die Schlufolge-
rung nicht ganz durchdacht zu sein, der zufolge die
tkonomischen und gesellschaftlichen Prozesse
spontan in wiinschenswerter Weise auch die
deutsch-polnischen kulturellen Beziehungen ge-
stalten konnten und iiberdies die Beseitigung
wechselseitiger Vorurteile dann quasi automatisch
erfolgen wilrde.

Sowohl die Natur als auch die Kultur ertragen kein
Vakuum, Das Ausbleiben einer die Offentlichkeit
bewegenden Diskussion, die mutig kontroverse
und schwierige Inhalte der deutsch-polnischen
Beziehungen aufgreift, wird in Deutschland durch
Zeitungsschlagzeilen {ber polnische Autodiebe

1 Vgl Artur Hajnicz, Polens Wende und Deutschlands
Vereinigung, Die Offnung zur Normalitiit 1989-1992, Pader-
born 1995,
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ersetzt. Ein amtliches Mitteilungsblatt einer deut-
schen Stadt erscheint mit folgender Schlagzeile auf
der ersten Seite: ,Wieder illegale Héndler aus
Polen.“ Fiir zahlreiche junge Deutsche ist Polen
ein exotisches Land, aber es ist eine Exotik, die
kein besonderes Interesse weckt. Umfragen
zufolge hat sich die Meinung der Deutschen iiber
die Polen nicht wesentlich verbessert. Und der
Umstand, daB Polenwitze, wie sie Harald Schmidt
in seinen Fernsehsendungen prisentierte, keine
Proteste hervorrufen, kénnte gar auf eine Riick-
kehr alter Stereotype hindeuten.

Ein Pole, der eine Kulturreise nach Deutschland
macht, wird aller Wahrscheinlichkeit nach den
Eindruck gewinnen, er befdhrt ein Meer voller
Gleichgiiltigkeit, in dem er auf wohlgesonnene
Inseln und Archipele stoBt. In dem Augenblick,
wo Polen aufhorte, Ort spektakuldrer wie allge-
meine Aufmerksamkeit erregender historischer
Ereignisse zu sein, ist mangelndes Interesse gegen-
tiber den Polen vorherrschend. Trotz zahlreicher
bewihrter Freunde und trotz direkter Nachbar-
schaft ist Polen fiir breitere Kreise eher ein fernes
und exotisches Land.

III1.

Auf polnischer Seite kann man verpalite grofie
Gelegenheiten aufzdhlen, wie den Besuch von
Bundesprisident Richard von Weizsicker in
Polen, als das polnische Fernsehen einen Kriegs-
film austrahlte statt eines Programmes {iber das
heutige Deutschland oder eines zeitgentssischen
deutschen Films. Bei Meinungsumfragen wird
ebenfalls eine besondere Ambivalenz der polni-
schen Haltung sichtbar. In den Beziehungen zu
den Deutschen erblickt man einen Nutzen, gleich-
zeitig werden aber die alten Vorurteile und Stereo-
type im Hinterkopf bewahrt.

Ein Deutscher, der Polen bereist, wird h#ufig
interessierter Aufmerksamkeit begegnen; er wird
aber auch bemerken, daB diese nicht in Wissen
und Versténdnis eingebettet ist, sondern es sind
eher lediglich emotionale Versuche der Offnung
oder auch gefithlsbetonte Hoflichkeit mit eigen-
niitzigen Hintergedanken, Im allgemeinen verste-
hen: es die Polen nicht, ein auch fiir die Deutschen
interessantes Gesprich anzukniipfen. Trotz Millio-
nen von Reisen in den Westen, nach Deutschland
und durch Deutschland, kennen sie ihre Nachbarn
nur sehr einseitig — wenngleich ich meine, daB sie
sie im Durchschnitt besser kennen als umgekehrt
die Deutschen die Polen,
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Die unvermeidliche Wiederholung und Ritualisie-
rung von Versohnungsgesten fithrt auch zu deren
Banalisierung — ein Grund fiir die treffende Beob-
achtung unter der Uberschrift , Versshnungs-
kitsch*%,

Dem Versuch einer Versohnung, die nicht in die
Tiefe geht, die keine neuen Themen sucht und ins-
besondere nicht das Bewulitsein der sich Versoh-
nenden verdndert, droht unweigerlich die Degra-
dierung auf das Niveau einer blofen Geste, die
schlieBlich nicht nur Gleichgiiltigkeit, sondern
sogar Reaktionen des Unwillens und des Wider-
spruch hervorrufen kann.

IV.

Jede Kritik der deutsch-polnischen Beziehungen
im Bereich der Kultur muB} sich selbstversténdlich
der grundlegenden Tatsache bewuBt sein, daB seit
1989 in diesen Beziehungen ein historischer Wan-
del stattfand, dessen positive. Auswirkungen
schwerlich unterschitzt werden kénnen. In einem
polnischen Sprichwort heilit es: , Krakau ist nicht
sofort erbaut worden.* Lie3e die Kritik am derzei-
tigen Stand der deutsch-polnischen Beziehungen
das unberiicksichtigt, so verlore sie das Gefiihl fiir
Proportionen und Realismus. Nichisdestoweniger
sollten einige sichtbare Erscheinungen schon
heute AnlaB zur Sorge geben, denn die politische
Normalisierung der deutsch-polnischen Beziehun-
gen bedeutet nicht, daB} trotz aller gewaltigen Fort-
schritte diese Beziehungen in sdmtlichen Berei-
chen bereits ein Niveau erreicht haben, mit dem
man sich ein fiir allemal begniigen kann.

Bei dem oft zitierten Vergleich der deutsch-polni-
schen mit den deutsch-franzosischen Beziehungen
als Beispiel fiir die Uberwindung der Belastungen
aus der Vergangenheit sollte man als spezifische
Warnung auch das Beispiel der deutsch-niederlin-
dischen Beziehungen in Erinnerung rufen. Trotz
umfangreicher Dimensionen der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit und einer gemeinsamen westeu-
ropiischen Zugehorigkeit war die ('Jb_erwindung
von Stereotypen in diesen Beziehungen schwierig,
ja sie gestaltet sich fast bis zum heutigen Tag
zuweilen noch schwierig. Ich bin kein Kenner die-
ser Beziehungen, aber gestiitzt auf die Meinung
deutscher Kommentatoren, wage ich doch zu
behaupten, daB die Ursachen hierfiir u.a. in der

2 Klaus Bachmann, Die Verséhnung muBl von Polen aus-
ge_hen, in; ,,die tageszeitung” vom 5. 8. 1994 sowie .Marno-
wane szanse dialogu. Niemiecey rewanzysci i polski anty-
semityzm, czyli kicz pojednania®, in: Rzeczpospolita vom
22.11.1994,
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Nichtbeachtung der signifikanten kulturellen Pro-
blematik lagen. Die deutsch-franzosischen Bezie-
hungen wurden von der europiischen Idee beflii-
gelt, zu der sich beide Gesellschaften als deren
Mitbegriinder bekannten. Den deutsch-niederlin-
dischen Beziehungen, obwohl auch fiir sie die
europiische Idee von Bedeutung war, fehlte dieser
originelle Wesenszug, der eine Verdnderung des
psychologischen Klimas zwischen beiden Vélkern
hitte beschleunigen konnen. Die deutsch-polni-
schen Beziehungen sind nicht frei von &hnlichen
oder analogen Gefihrdungen und Defiziten, wie
man sie am Beispiel der deutsch-niederldndischen
Beziehungen beobachten kann.

Die Schwierigkeiten der breitgefidcherten kulturel-
len Beziehungen zwischen den Gesellschaften las-
sen sich gliicklicherweise hinter den ausgezeichne-
ten politischen Beziehungen beider Lénder und
dem klaren Willen der politischen Eliten auf bei-
den Seiten zur Verwirklichung der groBen histori-
schen Offnung verbergen. Das ist natiirlich von
ungeheurer Bedeutung, denn zum ersten Mal in
der Geschichte gibt es einen gemeinsamen deut-
schen und polnischen politischen Willen, der oft-
mals in fast gleichlautenden Formulierungen der
kurzfristigen wie auch eher langfristigen politi-
schen Ziele zum Ausdruck kommt. Die jiingsten
Erfahrungen mit der européischen Idee lehren uns
indes, daB politische Vorhaben, die in der Gesell-
schaft nicht schnell genug Verstindnis und Unter-
stiitzung finden, sehr bald auf ernsthafte Schwie-
rigkeiten stofen. Aufgabe einer als Verénderung
und Gestaltung verstandenen Politik ist nicht
allein die Bekundung des politischen Willens und
die Bildung formeller Rahmenbedingungen fiir
eine Zusammenarbeit, sondern auch das Einwir-
ken auf das BewuBtsein und die Erleichterung
eines tiefgreifenden kulturellen Wandels in der
gewiinschten Richtung.

Im Fall der deutsch-polnischen Beziehungen kénn-
ten die anregenden Impulse fiir die Kultur insofern
leichter fallen, als die deutschen Inseln und Archi-
pele der Polen-Freundschaft wie auch die polni-
sche gesellschaftliche Bewegung von unten fiir
eine Aussdhnung mit den Deutschen lediglich
einer bewubBteren Forderung bediirfen, um ihr gro-
Bes kulturelles Potential zu entfalten. Es hat den
Anschein, da3 zum Zeitpunkt der deutsch-polni-
schen Vertragsabschliisse das BewuBitsein der poli-
tischen Eliten um einiges dem BewuBtsein der bei-
den WVélker voraus war. Nunmehr hat man
manchmal den Eindruck, daff die Politiker nicht
immer das wahrnehmen, was bereits von ,.unten®
getan wurde, und sie nicht immer jenen Biirgern,
Vereinigungen und Initiativen beistehen, die heute
fiir die deutsch-polnischen Beziechungen das mei-
ste tun. Mag sein, daB dies auch ein Defizit des
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offentlichen Lebens, der polnischen und deutschen
Publizistik ist, die nicht imstande ist, auf iiberzeu-
gende und interessante Weise die vollbrachten
Leistungen darzustellen und die groBen Themen
zu benennen, die eine breitere Offentlichkeit
bewegen wiirden®,

V.

Um die bestehenden und heute bereits sichtbaren
Mingel zu beheben, sollten mit gréBerem Mut und
groBerer Offenheit Themen und Projekte zur
Uberwindung der historischen Belastungen ange-
gangen werden. die aus der Westverschiebung bei-
der Volker resultieren. Es sollte beispielsweise
offen iiber den Zuzug von Polen nach Deutschland
und die Rolle der Deutschen in Polen gesprochen
werden. Und es sollte die Frage gestellt werden,
wie eine Erweiterung der Europédischen Union die
gegenseitigen Beziehungen beeinflussen und wel-
che Bedeutung die europdische Idee fiir eine wei-
tere Entfaltung dieser Bezichungen haben wird.

Viel wichtiger als jedweder Problem- oder The-
menkatalog ist jedoch die Erkenntnis, daBl ein
gelungener deutsch-polnischer Dialog zu einem
tiefgreifenden inneren Wandel des historischen
BewuBtseins sowohl in der polnischen als auch in
der deutschen Gesellschaft fithren muf}. Er muf
die Vorstellungen iiber die Bedeutung der eigenen
Lage auf dem Kontinent dahingehend verdndern,
daBl er u.a. die mannigfaltigen Wechselbezichun-
gen der gegenseitigen Schicksale und Interessen
bewuft werden ldBt. Der banal klingende Satz von
der Uberwindung der Stereotypen erfordert nicht
nur eine neue Geschichtsschreibung der deutsch-
polnischen Beziehungen, sondern auch in mancher
Hinsicht eine neue Darstellung sowohl der
Geschichte Deutschlands filr die Deutschen als
auch der Geschichte Polens fiir die Polen. Die
Wende in den deutsch-polnischen Beziehungen
wird nur dann tiefgreifend und von Dauer sein,
wenn beide Volker nicht nur im Denken voneinan-
der, sondern auch im Denken iiber sich selbst sehr
ernsthafte Verdinderungen vornehmen.

Eine unzureichende Wahrnehmung Polens durch
die Deutschen verhindert eine Vervollstindigung
und Vollendung des Prozesses des Wandels im
deutschen historischen BewuBtsein, wie er nach

3 Ein interessanter Versuch in dieser Richtung war das
Buch ,,Deutsche und Polen. 100 Schliisselbegriffe®, hrsg, v.
Ewa Kobylinska, Andreas Lawaty und Rildiger Stephan,
Miinchen 1992, Leider wurde ihm nicht die geblihrende Auf-
merksamkeit geschenkt, und die in dieses Werk investierte
Mithe wird nicht fortgesetzt.
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dem Zweiten Weltkrieg begonnen und in den sieb-
ziger und achtziger Jahren mit besonderer Intensi-
tdt fortgesetzt wurde. Fiir die deutsche Seite
besteht das Schwierigste nicht in der Erkenntnis
der Notwendigkeit, seine Schuld gegeniiber der
polnischen Seite zu bekennen — wenn jemand nicht
versteht, was der Krieg fiir Polen bedeutete, dann
laBt sich schwerlich mit ihm diskutieren —, sondern
vor allem in der Erkenntnis, welche Bedeutung die
Beziehungen des groBen Deutschland zu dem klei-
nen Polen haben. Die Bedeutung der Beziehungen
zu Frankreich — einem gleichwertigen Partner
Deutschlands, aber ebenfalls geprédgt durch eine
Jahrhunderte wihrende Konfliktbeziehung -
haben die Deutschen vollkommen begriffen. Auf
den ersten Blick scheint Polen fiir die Deutschen
ein zweitrangiges Land und die Beziehungen zum
mit Deutschland vielleicht eher vergleichbaren
RubBland von grundsitzlicherer Signifikanz zu sein.

Wenn aber erst nach dem Zweiten Weltkrieg in
Deutschland das BewuBtsein von dessen schicksal-
hafter Lage mitten in Europa heranreifte, so mull
doch auch hinzugefiigt werden, daB dieses
Bewufitsein solange unvollkommen bleibt, solange
die Deutschen durchaus auch im eigenen Interesse
die Bedeutung der Beziehungen mit Polen (und im
weiteren Sinne mit Mittelosteuropa, d. h. auch mit
Tschechien und Ungarn) nicht voll erfassen. Das
geschichtliche Paradoxon besteht darin, daBl die
Deutschen seit dem 19. Jahrhundert als stets stér-
kere und angreifende Seite in Mittelosteuropa
alles verloren haben, was sie infolge jahrhunderte-
langer friedlicher kultureller Expansion erreicht
hatten. Dies geschah, weil sie die Bedeutung die-
ser Region jeweils nur vom eigenen Standpunkt
aus betrachtet und daher nicht wirklich erfaBt
haben; so haben sie immer wieder nach Lésungen
gesucht, die diese Region ihrer Selbstindigkeit
und Selbstbestimmung berauben. Das Drama der
deutschen Lage in der Mitte Europas hing also
weniger mit der Unfihigkeit zusammen, die Bezie-
hungen zum Westen zu ordnen, als .vielmehr mit
der Unterschitzung der Beziehungen zu den ver-
héltnismdBig weniger wichtigen kleinen Nachbarn
im Osten.

Eine solche Feststellung wird bis heute als Héresie
angesehen, und von einem Polen geduBert, konnte
sie als Ausdruck polnischer Uberheblichkeit
gewertet werden. Indes sollte man sich vergegen-
wirtigen, daB die Bedeutung Polens fiir Deutsch-
land nicht dadurch deutlicher wird, indem Polen
selbst mehr Gewicht beigemessen wird. Hier ist
eher die Frage angebracht, wie es dazu kam, daB
ein scheinbar so schwaches und in einer so hoff-
nungslosen Lage befindliches Volk wie die Polen
im 19. Jahrhundert infolge zweier Kriege, die es
gar nicht gewonnen, sondern in denen es giganti-
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sche Verluste erlitten hatte, zu einem Drittel sein -

Domizil in den ehemaligen deutschen Gebieten
wiederfand. Sicherlich diirfte sich das schwerlich
mit polnischem Expansionismus erkldren lassen,
und der groBte Lobredner des Polentums wird
nicht behaupten, daB die Polen dies aus eigener
Kraft geschafft hdtten. Auf der Suche nach einer
Antwort trifft man zwangsldufig auf den von den
Historikern immer noch fragmentarisch skizzier-
ten Gedanken, dem zufolge eine der ernsthafte-
sten Ursachen der Niederlagen Deutschlands das
Unverstédndnis fiir die Bedeutung seiner unmittel-
baren Ostlichen Nachbarn war, vor allem seiner
Beziehungen zu den Polen. Den Deutschen fillt es
schwer, dies zu verstehen, weil Polen in der Tat
wesentlich kleiner und schwicher ist als Frank-
reich, und im Vergleich mit dem deutschen Riesen
scheint es ein sehr kleines Land zu sein.

In der neuesten deutsch-politischen Gedankenwelt
ist die Uberzeugung von der Bedeutung der Bezie-
hungen zu Polen jedoch durchaus prisent. Interes-
sante Ansitze hierzu stammen bereits von Konrad
Adenauer, obwohl er fiir den Osten kein iiberma-
Biges Interesse gezeigt hat. Zweifelsohne erkennt
die Regierung Bundeskanzler Helmut Kohls die
Bedeutsamkeit des Problems. Es muB jedoch noch
ein sehr weiter Weg bewiltigt werden, bis diese
Erkenntnis im weitesten Sinne in der deuschen
Kultur FuB faBt; und ein iiberwiltigender Teil der
deutschen Tradition — selbst der Polen wohlgeson-
nenen — sieht in diesem Land noch keinen gleich-
wertigen Partner. Gerade weil die deutsch-polni-
schen politischen Beziehungen heute zum Gliick
so gut sind, sollte man mutiger iiber das hohe, von
der Vergangenheit geerbie gegenseitige Bezie-
hungsdefizit im Bereich der Kultur und des histo-
risch-politischen BewuBtseins sprechen.

Umgekelirt fdllt den Polen das vollstindige
Begreifen der Bedeutung Deutschlands fiir ihr
eigenes Schicksal keineswegs leichter. Der offen-
sichtliche Wunsch, daB es angebracht sei, seine
Beziechungen mit dem miéchtigen und manchmal
gefdhrlichen Nachbarn gut zu gestalten, ist in
Polen vorhanden. Aber dieser Wunsch allein
bringt die Polen hinsichtlich des Problemverstidnd-
nisses nicht viel weiter. GemiB dieser Vorstellung
sind die Deutschen weiterhin der groBe Antago-
nist Polens — mit dem Unterschied, daB er jetzt
gezdhmt ist. Wesentlich weiter reicht der
Gedanke, der versteht, dal} eine enge Zusammen-
arbeit mit den Deutschen der einzige Weg ist, der
Polen eine dauerhafte europidische Zugehérigkeit
garantiert. Die Polen miissen sich von der tief ver-
wurzelten Uberzeugung befreien, daB sie vor
allem potentielles Opfer der deutschen Expansion
seien. Statt dessen sollten sie die aktive Rolle
eines Partners tibernehmen, der im positiven Sinne
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seine eigenen Interessen bestimmen kann und in
der Lage ist, sich an der europiischen Diskussion
iiber die neue Rolle Deutschlands aktiv zu beteili-
gen.

Auf polnischer Seite wird ein richtiges Verstindnis
des heutigen Deutschland auch nur dann mdoglich
sein, wenn davon ausgegangen wird, daB es nicht
nur in der Wirtschaft, sondern auch im BewuBtsein
ein Modernisierungsdefizit zu beseitigen gilt.
Polen, die sich hinter ihrer nationalen Tradition
verschanzen — wie schon und romantisch sie auch
sein mége —, sind nicht in der Lage, einen gleich-
wertigen Dialog mit den Deutschen aufzunehmen,
Auch das kénnen nicht alle in Polen ohne weiteres
verstehen, und oft ist die in sich widerspriichliche
Losung zu horen: ,.LaBt uns im Dialog offen sein,
aber hiiten wir unsere Identitdt.“ Es kann nicht oft
genug wiederholt werden, daf} ein wirklicher Dia-
log der Kulturen beide Seiten verandert.

Das also, was mit den Polen und Deutschen
infolge des Zweiten Weltkrieges geschehen ist,
erfordert eine tiefergehende historische Analyse,
die iiber die Fragen der deutsch-polnischen Aus-
sohnung erheblich hinausgeht. Im Ergebnis des
Zweiten Weltkrieges fand fiir Polen und Deutsch-
land eine Westverschiebung statt. Deutschland hat
ein Drittel seines Territoriums mit Breslau und
Konigsberg verloren, der preuflische Staat horte
auf zu existieren. Polen wiederum hat seine Ostge-
biete mit Wilna und Lemberg verloren. Millionen
von Polen und Deutschen haben den Verlust ihrer
Heimat zu beklagen. Mit groBer Wahrscheinlich-
keit sind bislang alle Folgen dieser gigantischen
nationalen, gesellschaftlichen und politischen Pro-
zesse, die direkt an den Wurzeln sowohl die polni-
sche als auch die deutsche Identitdt verandern,
noch nicht sichtbar geworden. Im Ergebnis dieser
Verschiebungen veranderte sich grundlegend die
kulturpolitische Landkarte einer gesamten Region
Europas. Fiinfzig Jahre kalter Krieg haben die
Wabhrheit iiber die fundamentale Verdnderung der
fiir die deutsch-polnischen Beziehungen malige-
benden Bedingungen im Verborgenen gehalten.
Erst der Frithling der Violker von 1989 offenbarte
die Tiefe der historischen Verinderungen — und
die Moglichkeiten, ja Chancen ihrer Wahrneh-
mung und positiven Gestaltung.

VI.

Wendet man sich der Zukunft zu und den Mdaglich-
keiten, die sie bietet, so scheinen die deutsch-pol-
nischen Beziehungen und die Beziehungen
Deutschlands zu Mittelosteuropa fiir die zukiinf-
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tige Architektur des Kontinents von grundlegen-
der Bedeutung zu sein. Der russische Widerstand
gegen eine polnische NATO-Mitgliedschaft
kommt nicht von ungefihr, sondern resultiert aus
einer durchdachten und auf geschichtliche Ana-
lyse gestiitzten Kalkulation. Kernziel dieser Ana-
lyse ist die Beibehaltung der bisherigen Verhilt-
nisse in dieser Region. Der europédische Gedanke
mochte in bezug auf Mittelosteuropa diese Ver-
héltnisse dndern, indem er Voraussetzungen fiir
Stabilitdt und Frieden in dieser von zahlreichen
schicksalhaften Gewittern und Unwettern heimge-
suchten Region schafft. Die Entwicklung in Mittel-
osteuropa wird auch dariiber entscheiden, ob der
europilische Gedanke sich in historischem Ma@-
stab weiterentwickeln oder ob er erstarren und
von einer Erosion erfait werden wird. Die Diskus-
sion iiber die deutsch-polnischen Kulturbeziehun-
gen mul diese grundsétzlichen historischen Fakten
der neuesten Geschichte zum Gegenstand haben,
und zwar eingebettet in Zukunftsperspektiven.

Grundsiitzlicher historischer Bezugspunkt der in
diesem Artikel formulierten Gedanken ist das Pro-
blem der doppelten Vertreibung von Polen und
Deutschen am Ende des Zweiten Weltkrieges, der
groBen Westverschiebung beider Vilker und der
daraus resultierenden Konsequenzen fiir die heu-
tige Form und den Inhalt des européischen Gedan-
kens. Es ist geradezu offensichtlich, daB weder
Deutsche noch Polen in ihren Vorkriegsstaaten in
der Lage gewesen wiren, jenen Wandel zu vollzie-
hen, der fiir den Aufbau eines gemeinsamen Euro-
pas unerldBlich ist. Die Tragodie des Zweiten
Weltkrieges war ein traumatisches Erlebnis, das
eine derartige Wende ermdglichte, Die Opfer die-
ses Krieges haben einen hohen Preis bezahlen
miissen, damit zukiinftige Generationen etwas klii-
ger sein konnen. Deshalb préigen Erinnerungen an
diese Vergangenheit in entscheidendem MaBe die
Zukunftsperspektiven.

Vor 1989 lebten das deutsche und das polnische
Volk unter Bedingungen, die sie als normal emp-
fanden. Bestimmend waren die eingeschrinkte
Souverdnitiit des polnischen Staates innerhalb des
Sowjetblocks sowie die Teilung Deutschlands. Die
durch Polen wiedergewonnene Selbstidndigkeit
und die Wiedervereinigung Deutschlands werfen
die Frage nach dem Wie der wiedererlangten
+Normalitit* auf. AuBerste Vorsicht ist jedoch
angesagt, damit nicht allein schon die Formulie-
rung dieser Frage in eine falsche Richtung fiihrt.

Die Deutschen scheinen dieses Problem sogar bes-
ser zu verstehen als die Polen, denn die Erfahrun-
gen der Nazizeit und der Kriegsniederlage haben
schon vor langer Zeit die deutsche Gesellschaft
vor die Frage einer Revision der eigenen Identitét
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gestellt. Stellt man daher heute in Deutschland die
Frage nach der Bedeutung der wiedergewonnenen
Einheit, so zieht dies gleichzeitig auch die Frage
nach sich, ob ,Normalitit* die Riickkehr zu
irgendwelchen historischen Vorbildern bedeutet.
Es entsteht der Eindruck, dafl ein Teil der
deutschen Publizisten dazu rit, die Deutschen
mogen — dhnlich wie andere Vilker des Kontinents
auch — ein normales NationalbewuBtsein heraus-
bilden, das jedoch frei sein sollte von den histori-
schen Belastungen, die bis 1989 die Deutschen
begleitet haben.

Fiir Polen bedeutet die Wiederkehr zur Normalitit
vor allem die Einfithrung der Demokratie und die
Riickkehr zur Marktwirtschaft. Diese gewaltigen
Verdnderungen im gesellschaftlichen Leben wer-
fen indes in selbstverstéindlicher Weise auch fiir
die Polen die Frage nach ihrer Identitéit und threm
geschichtlichen BewuBtsein auf. Auch hier ist die
Frage zu stellen, ob die Wiederherstellung der
Normalitidt eine Riickkehr zu den Vorstellungen
der Vergangenheit sein kénne angesichts eines
UbermaBes an gesellschaftlichen Umwilzungen in
den letzten fiinfzig Jahren. Die gesellschaftlichen
Eliten haben sich gewandelt, und die von der
Marktwirtschaft beeinfluten Gesellschafsstruktu-
ren bilden sich groBtenteils neu heraus. Wiirde
man jedoch davon ausgehen, daB im Fall Polens
die . Normalitidt* als eine Riickkehr zur Vergan-
genheit zu verstehen ist, so miiBte das zwangsliu-
fig eine Riickkehr zum polnischen Mythos, ein
Opfer der Geschichte zu sein, zu polnischen
romantischen Vorbildern, also auch zum polni-
schen Widerstand gegen den Druck und die Uber-
macht des Deutschtums in den letzten zwei Jahr-
hunderten sein® — denn das eben war die polnische
Geschichte der letzten zweihundert Jahre,

Eine dauerhafte Verbesserung der deutsch-polni-
schen Beziehungen bedeutet weder fiir die Polen
noch fiir die Deutschen eine Riickkehr zu irgend-
einem bekannten Status quo. Sie bedeutet die
Schaffung von etwas grundsitzlich Neuem in histo-
rischer Dimension.

Es verstirkt sich der Eindruck, daBl die Deutschen
nicht einigen anderen europdischen Gesellschaften
in einem ,unschuldigeren” Verstindnis der Frage
des nationalen und geschichtlichen BewuBtseins
nacheifern sollten. Vielmehr sollte das deutsche
duflerst kritische Verhiltnis zur eigenen
Geschichte — ein Verdienst der deutschen intellek-
tuellen und politischen Eliten — als neuer Malistab
des geschichtsbezogenen Denkens in einem sich
vereinigenden Europa gelten. Die deutsche Sicht-

4 Zuempfehlen ist nach wie vor die Lektiire des Buches von
Martin Broszat, Zweihundert Jahre deutsche Polenpolitik,
Miinchen 1963.
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weise der Geschichte, der oftmals und zu Unrecht
ein Schuldkomplex angelastet wird, entspricht
meiner Meinung nach eher jenem Vorbild, das
Europa anstreben sollte, als das ,normale®
geschichtliche BewuBtsein des 19. Jahrhunderts,
das vom Nationalstaat bzw. von Bestrebungen zur
Herstellung eines Nationalstaats geprégt ist. Das
deutsche Schuldgefiihl ist im Nazidrama der deut-
schen Geschichte begriindet, was natiirlich ein
Sonderfall ist. Europa kann man jedoch nur dann
aufbauen, wenn das Nachdenken iiber die nationa-
len Schicksale ein SichbewuBtwerden der Fehler
darstellt und nicht zur Kultivierung von Uberle-
genheitsgefiihlen fiihrt.

Die Distanzierung vom Modell eines National-
staats muB ein Aquivalent in einem neuen Ver-
hiltnis zu den nationalen Geschichtsdarstellungen
finden. Eine Nazivergangenheit und der damit ver-
bundene Ballast, den es zu tragen gilt, darf nicht
die einzige und besondere Voraussetzung fiir ein
kritisches und den nationalen Mythos zerstérendes
Denken iiber die eigene nationale Geschichte aus-
machen. Jedes Volk als politische Kulturgemein-
schaft, die sich in eine breitere europiische politi-
sche Gemeinschaft integriert, sollte eher Griinde
fiir schopferische Gewissensbisse hinsichtlich eines
beachtlichen Teils der Ereignisse in seiner
Geschichte finden und damit den Geist des Stam-
mesmythos ersetzen. in dem leider die Geschich-
ten der Volker geschrieben wurden bzw. manch-
mal bis heute noch geschrieben werden.

Die Vorstellung, daB das polnische oder franzdsi-
sche Modell des NationalbewuBtseins Mafstab fiir
die ,Normalitit” sein konne, die auf den deut-
schen Boden verpflanzt werden sollte, wiire eine
fatale Riickkehr zu den Fehlern der Vergangen-
heit. Den Polen fillt es selbstverstidndlich auch
nicht leicht zu akzeptieren, daf} sie im Bereich des
geschichtlichen BewuBtseins im gewissen Sinne
cher den selbstkritischen Deutschen folgen sollten,
anstatt die eigene Art des Nachdenkens iiber die
Geschichte anzupreisen. Polen, die sich von der
Angst gegeniiber Deutschen nicht befreien, die
sich mit dem Opferkomplex schmiicken und sich
im eigenen Mythos des unschuldigen Opfers ver-
schlieBen, werden in Deutschland genau das pro-
vozieren, was sie eigentlich vermeiden mchten.

Die deutsch-polnischen kulturellen Beziehungen
sprengen von ihrer Bedeutung her die bilaterale
Dimension. Die Dialektik der deutsch-polnischen
Beziehungen der letzten zwei Jahrhunderte — des
Drangs der stidrkeren und des Widerstands der
schwicheren Seite — muB zugunsten der Zusam-
menarbeit iiberwunden werden. Darin ist die euro-
pédische Bedeutung dieser Beziehungen enthalten
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— in ihnen muB ein dhnlicher qualitativer Wandel
stattfinden wie in den deutsch-franzésischen
Beziehungen. Es sollte eine Chance geben — und
es gibt eine Chance — die traurige GesetzméBigkeit
der europdischen Beziehungen, die darin besteht,
daB jene, die weiter westlich lokalisiert sind, dieje-
nigen gering achten, die sich mehr 6stlich befinden
— eine von West nach Ost sich bewegende Arro-
ganz — gerade in den deutsch-polnischen Bezie-
hungen dauerhaft zu iiberwinden.

Ein sentimentales Verhiltnis zur Geschichte pro-
voziert in jeder Situation unaufhorliche Versoh-
nungsgesten. Eine wirkliche Verséhnung kann
indes nicht nur durch Erinnerungen an die
Geschichte erfolgen, wie wir sie vorgefunden
haben in unseren Erlebnissen und unmittelbaren
Zeugnissen, niedergeschrieben unter dem EinfluB
von Emotionen, eine durch vergangenheitsbezo-
gene Vorstellungen geprégte Geschichte. Eine
wirkliche Versthnung geschieht durch gemein-
same Bewiiltigung der Geschichte und Schaffung
von Zukunftsperspektiven, die nicht allein von der
Politik bestimmt werden, sondern vor allem
geprigt sein wird von einer neuen Gestalt der
gegenseitigen Kultur, die etwas unvergleichlich
Bestindigeres darstellt. Wollen sie sich wirksam
vor dem Bosen der Vergangenheit schiitzen, so
miissen Deutsche und Polen den Mut zu einem
offeneren Dialog aufbringen, als das bisher der
Fall war — den Mut zu einem solchen Dialog, in
dem sowohl das deutsche als auch das polnische
BewuBtsein einem tiefgehenden Wandel unterzo-
gen werden. Das ist die eigentliche Herausforde-
rung der deutsch-polnischen Beziehungen. Ver-
mutlich diirften die Deutschen heute in ihrer
Mehrheit dies als iibertriebenes Ziel in der Begeg-
nung mit dem ,kleinen“ Polen ansehen, wihrend
die Polen davor in der Begegnung mit dem ,.gro-
Ben* Deutschland Angst haben werden.

Das AuBergewdhnliche in den deutsch-polnischen
Beziehungen, verstanden als Bezichungen der
Kulturen, ist jedoch der Umstand, daP man sich
nicht mit Halbheiten zufriedengeben darf, denn
sie sind nach wie vor eine der grofiten Herausfor-
derungen fiir die europiische Idee, die in diesen
Beziehungen eine vollkommenere Bestitigung
oder aber eine gefihrliche Verneinung finden
wird. Solange es diese Antwort nicht gibt, werden
weder die deutsch-polnischen Beziehungen nor-
mal sein, noch werden Deutsche und Polen ihre
neue Normalitidt bestimmen kénnen. Die histori-

sche Dialektik der deutsch-polnischen Beziehun-

gen kann ihre Synthese nur in der Entfaltung der
europdischen Idee finden.
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Jan Kfen

Tschechisch-deutsche Beziehungen in der
Geschichte: Von Bohmen aus betrachtet

Die gegenwirtigen tschechisch-deutschen Bezie-
hungen kann man als eine Nachbarschaft charak-
terisieren, die — abgesehen von der schweren
Geschichte der beiden Weltkriege und insbeson-
dere des Zweiten Weltkriegs — weder durch
irgendeinen territorialen Streit noch durch enorme
geschichtlich bedingte Tatsachen belastet wurde.
So hatte beispielsweise die damalige Tschechoslo-
wakei ein korrektes Verhiltnis zur Weimarer
Republik: und auch die Beziehungen von heute
sind besser als ihr (medialer) Ruf. Natiirlich gibt
es hier — wie in jeder Nachbarschaft (iibrigens
auch zwischen den EU-Mitgliedern) — Probleme,
die im Verhiltnis eines kleinen und eines groBen
Staates doppelt so grob sind und die sich im tsche-
chisch-deutschen Fall dariiber hinaus noch verstér-
ken durch Deutschlands Einigung und die Teilung
der Tschechoslowakei. Eine gute Nachbarschaft
bedeutet unter diesen Bedingungen bereits fiir
sich allein eine anspruchsvolle Aufgabe, die von
beiden Seiten grofe und andauernde Anstrengun-
gen erfordert.

Wenn man die tschechisch-deutschen Diskussio-
nen der letzten Zeit betrachtet, kommt man zu
dem Paradoxon, daf die Vergangenheit — das ehe-
malige Zusammenleben von Tschechen und Deut-
-schen in den béhmischen Landern bzw. sein Ende
1938/1945 — eigentlich die aktuellste Aufgabe der
Gegenwart darstellt. Obwohl diese Gemeinschaft
vor allem im letzten, nationalistisch geprigten
Jahrhundert von einer Reihe von Konflikten aus-
gefiillt wurde (man spricht oft von der sogenann-
ten tschechisch-deutschen Konfliktgemeinschaft!),
bestitigt die Geschichtsforschung, daB diese
Gemeinschaft auch viel Positives in sich barg, man-
ches davon ist jedoch bisher weder geniigend
bekannt rioch erforscht worden.

Diese gemeinsame Geschichte stellt keine tsche-
chisch-deutsche Besonderheit dar: Ahnliche Pro-
bleme gibt es wohl im gréBeren oder kleineren

1 Vgl Jan Kfen, Konflikini spoleéenstvi. Cedi a Némei
1780-1918 |Konfliktgemeinschaft. Tschechen und Deutsche
1780-1918], Praha 1990.
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Mab bei allen deutschen Nachbarn, insbesondere
im Osten, der von der Hitler-Diktatur am meisten
betroffen wurde und wo es nach dem Krieg — in
Polen, Ungarn und in der Slowakei — zur Aussied-
lung der deutschen Bevolkerung kam. Die Beweg-
griinde, weshalb dieses Problem jetzt ausgerechnet
nur im tschechischen Fall aktualisiert wird (die
Erkldrung AuBenminister Kinkels vom November
1995 deutet an, daB sich dasselbe Problem auch
gegeniiber Polen auftun kénnte?), geben Anlal zu
verschiedensten Spekulationen, in denen die wirk-
lichen geschichtlichen Ursachen bei weitem nicht
die grofie Rolle spielen, die man ihnen beimiBt.
Diese aktuellen politischen Aspekte entziehen
sich jedoch der Kompetenz der Geschichtswissen-
schaft, obgleich sich eine spezielle zeitgeschichtli-
che Analyse lohnen wiirde, inwieweit das Problem
ein tschechisch-tschechisches und inwieweit es ein
deutsch-deutsches bzw. ein sudetendeutsches ist;
es wiirde viel auch vom gegenwirtigen Geschehen
erklédren.

Die Losung von Problemen ist noch nicht weit vor-
angeschritten, obwohl man von einem mangelnden
Dialog zwischen Tschechen und Deutschen nicht
reden kann. Dieser verlduft intensiv ,,oben”, auf
der politischen und der Regierungsebene, er ver-
lauft aber vor allem ,,unten®, auf der Ebene von
tausendfachen menschlichen Kontakten in der
Massentouristik, der Kultur und Wissenschaft
sowie in zahlreichen anderen Bereichen. Insge-
samt kann man von einer positiven Bilanz spre-
chen, die auch in den Massenmedien wahrgenom-
men wird. Dasselbe trifft auch zu fiir die regen
Beziehungen zwischen den sudetendeutschen
Institutionen und Vereinen und den ihnen entspre-
chenden tschechischen Organisationen. Am leben-
digsten sind diese Kontakte sicherlich zwischen
den Katholiken, dann folgen die Sozialdemokra-
ten und in der letzten Zeit auch die Protestanten.
Andere, insbesondere aus dem Umkreis der Sude-
tendeutschen Landsmannschaft, sind in dieser
Hinsicht nicht so aktiv, und auf der tschechischen
Seite verstarkt sich eine ablehnende Haltung
ihnen gegeniiber, welche — wie die Analysen der
Umfragen zeigen — auch die tschechischen Bezie-

2 Vgl. Hospoddfské noviny [Wirtschaftszeitung] vom
15. November 1995.
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hungen zu den Deutschen insgesamt und Deutsch-
land negativ beeinfluft’. Es wire interessant,
Ergebnisse dhnlicher Umfragen in der Bundesre-
publik zum Verhiltnis zu den Tschechen.zu ken-
nen und zu erfahren, ob sich die in der letzten Zeit
aktualisierten Probleme auch in der deutschen
Offentlichkeit negativ widerspiegeln, insbesondere
wenn beispielsweise die Frankfurter Allgemeine
Zeitung jede negative Nachricht iiber Tschechen
veroffentlicht, sobald sie sich darbietet.

Wie gesagt, den Zankapfel stellt vor allem das dar,
was man zusammenfassend als sudetendeutsche
Frage bezeichnen konnte. Die unmittelbar vor
dem Zweiten Weltkrieg geschehenen Ereignisse
(das Miinchener Abkommen, die nationalsoziali-
stische Okkupation und der darauf folgende
»Iransfer®) bilden deren geschichtliche Grund-
lage. Politisch wird dieses Problem vor allem von
Bayern und den dortigen sudetendeutschen Orga-
nisationen ausgetragen, die zwar in der gesamt-
deutschen Szene eine Randposition einnehmen, in
den tschechisch-deutschen Beziehungen jedoch
eine groflere Rolle — positiv wie negativ zugleich —
spielen. Wenn wir in Betracht ziehen, daB die
Tschechen, die Tschechische Republik sowie
tschechische Themen eher am Rand des Interesses
der gesamtdeutschen Offentlichkeit stehen, wer-
den die Sudetendeutschen in dieser Hinsicht zu
Bahnbrechern: Die einen sind aktivste Briickener-
bauer zwischen Deutschland und Tschechien, die
anderen dagegen sind ihre groBten Zerstorer —
man ist geneigt zu sagen: Tertium non datur.

IL

Die sudetendeutsche Frage, das tschechisch-deut-
sche Problem in den béhmischen Liandern bildet
auch den Schwerpunkt der historiographischen
und historiographisch-politischen Werke sowohl
tschechischer als auch deutscher Provenienz. Die
nicht minder wichtigen Probleme, ndmlich die
Beziehungen zwischen Tschechen und Deutschen
an sich und die zwischenstaatlichen Beziehungen,
werden von diesem Problem in den Schatten
gestellt — auch in den historiographischen Arbei-
ten. Weniger wird auch die wichtige Tatsache ver-
zeichnet, daB es in mancher Hinsicht zu einer
bemerkenswerten Anndherung der Ansichten
kommt — mindestens unter den Historikern.

3 Vgl z B. die Umfrage in: Mlad4 fronta dnes [Junge Front
heute] vom 14. Juli 1995. Data a fakta. Informace z vyzkumu
[Daten und Fakten. Informationen aus der Forschung], So-
ciologicky ustav AV CR, Nr. 2 a 3, IL.— 111, 1995.
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Die ehemaligen tschechisch-deutschen oder viel-
mehr tschechisch-sudetendeutschen historischen
Kontroversen verloren in nicht geringem MaB an
ihrer fritheren Brisanz und Aktualitiat. Das trifft
vor allem fiir die iltere Geschichte zu. Genauso-
wenig scheint es — bisher? — keinen bedeutenden
Streit in der Bewertung der neuesten Geschichte
nach 1945 bzw. 1948/49 zu geben, wo die Negation
des Kommunismus offensichtlich das Bindemittel
darstellt. Die umstrittensten Ereignisse fallen
besonders in die Zeit zwischen dem Ersten Welt-
krieg, der tschechischen Staatsgriindung 1918/19,
dem Miinchener Abkommen 1938 und der Nach-
kriegsaussiedlung.

Auf der tschechischen Seite wird kaum anerkannt,
daB3 Miinchen die Erfiillung der — in den Jahren
1918/19 verweigerten — sudetendeutschen Selbst--
bestimmung bedeutete. Andererseits ist man sich
auch in den sudetendeutschen Kreisen in dieser
Sache nicht einig — die damalige nationale Eupho-
rie der iberwiltigenden Mehrheit der sudeten-
deutschen Offentlichkeit hat noch ihre Auswirkun-
gen. Der Unterschied ist in Wirklichkeit tiefer:
Tschechische Arbeiten (und nicht nur sie) widerle-
gen entscheidend die sudetendeutsche These, die
Sudetendeutschen seien nur Objekt oder Opfer —
von Hitler, den Reichsdeutschen oder den Tsche-
chen. An der tschechoslowakischen Tragddie, die
auch zu ihrer Tragédie wurde, nahm ihre damalige
mehrheitlich und frei gewdhlte politische Repri-
sentation, die Sudetendeutsche Partei, aktiv
Anteil. Besonders erbittert und betroffen reagiert
dann die tschechische Offentlichkeit (einschlieB-
lich der fachhistorischen) auf die Geringschétzung
der Folgen des nationalsozialistischen Okkupa-
tionsregimes, die in deutschen Arbeiten keine Sel-
tenheit ist’. Das Regime war zwar nicht so offen
brutal wie beispielsweise in Polen (dafiir war das
wirtschaftliche Potential der bohmischen Lénder
fiir den Hitler-Krieg zu wertvoll), fiir die tschechi-
sche Gesellschaft aber, deren drei vorangehende
Generationen meist in liberalen und demokrati-
schen Verhiltnissen gelebt hatten, war es erschiit-
ternder, als man dies gemeinhin annimmt. Keine
Herabsetzung verdient auch der tschechische
Widerstand, der vorwiegend eine zivile Form hatte
und dessen bewaffnete Formen erst 1944/45
zunahmen, auch als Folge der sich steigernden
Brutalitdten des NS-Regimes, zu denen es in den

4 Vgl z.B. die Untertitel in E P. Habels und H. Kistlers
Kapitel iiber die nationalsozialistische Okkupation (,,Vom
Krieg verschont”, , Gefiihl der Machthdrigkeit” usw.), in: In-
formationen zur politischen Bildung, Nr. 132/1993; die Bun-
deszentrale fiir politische Bildung hat diesen Text aus dem
Jahr 1969 mit aktuellen Ergdnzungen herausgegeben (Bonn
1993). Vgl. auch Vyhnéni Cechti z pohranic¢i 1938. Vzpominky
[Die Vertreibung der Tschechen aus dem Grenzland 1938,
Erinnerungen|, Praha 1996.
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bohmischen Léndern auch noch in den letzten
Kriegstagen, ja sogar noch nach Deutschlands
Kapitulation kam.

Die Katastrophe, fiir die wir in der gesamten
tschechisch-deutschen Geschichte kein dhnliches
Beispiel haben, stellt auch in der Geschichte der
neuzeitlichen tschechisch-deutschen Rivalitdten
ein Novum dar, denn bisher ging es immer hoch-
stens um die Vorherrschaft, nicht aber um die Ver-
nichtung des Rivalen. Diese Konstellation wurde
zur Quelle eines nie dagewesenen rasanten Radi-
kalismus, der zunidchst die deutsche Bevolkerung
in Bohmen und Miéhren ergriff. Die Vorstellung,
daB man mit Tschechen nicht zusammenleben
konne (solche Stimmen gab es hiufig in der sude-
tendeutschen Offentlichkeit schon in der Zeit vor
Miinchen), fand ihren Hohepunkt in Hitlers End-
losung der tschechischen Frage im Jahre 1940.
Diese bestand in einer volligen Germanisierung
der bohmischen Linder nach dem Krieg; im
Gange war sie jedoch schon wihrend des Krieges,
und die damaligen sudetendeutschen Reprisen-
tanten gehorten zu den Vertretern des hértesten
Vorgehens. Die Tschechen betrachteten das natio-
nalsozialistische Protektorat, mit dem Sudeten-
deutschen K. H. Frank an der Spitze, daher vor
allem als ein sudetendeutsches Werk — inwieweit
diese Sichtweise berechtigt war, bleibt eine offene
Frage. Die Entwicklung der damaligen Gesell-
schaft im Sudetenland (1938-1945) stellt némlich,
wie sich die tschechisch-deutsche Historikerkom-
mission einigte, den groBten ,weilen Fleck™ in der
gesamten tschechisch-deutschen Geschichte dar.
Das Thema bleibt sogar auch in den von tschechi-
schen Historikern sehr geschdtzten Veroffentli-
chungen des Miinchener Collegium Carolinum fast
unberiihrt’.

Die anfinglichen tschechischen Illusionen, daB
man die nationalsozialistische Okkupation auf
sozusagen ,,0sterreichische Art und Weise* wie im
Ersten Weltkrieg iiberleben konne, brachen
schrittweise zusammen. Hier hat das komplizierte
und in Tschechien immer mehr diskutierte Pro-
blem der Kollaboration, ihrer Entwicklung und
inneren Differenzierung, seinen Anfang. Das zeigt
beispielsweise der Fall des Ministerprisidenten der
Protektoratsregierung, General EL4s, der 1942
wegen der Unterstiitzung des Widerstandes hinge-
richtet wurde. Bereits in den ersten Okkupations-
jahren (etwa in derselben Zeit wie im polnischen
Widerstand) tauchen Vorstellungen eines radika-
len Auseinandergehens mit den Deutschen in

5 Von den mehr als 700 Buchpublikationen und Aufsitzen.
die vom Caollegium Carolinum in den Jahren 19601992 ver-
offentlicht wurden, betrifft dieses Thema nur ein einziger
Aufsatz.
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tschechischen Widerstandsorganisationen auf. Die
Vorstellungen werden dann im Zusammenhang
mit der Kriegsentwicklung, mit der Radikalisie-
rung der Kriegsdokirin der Alliierten sowie der
Radikalisierung der tschechoslowakischen Emi-
gration gesteigert in ein allmihlich eskalierendes
Aussiedlungsprojekt, das von der tschechischen
Offentlichkeit damals einstimmig aufgenommen
und von den Grofméchten — endgiiltig in Potsdam
— gebilligt wurde. Von dieser geschichtlichen Kau-
salitit gehen praktisch alle zahlreichen tschechi-
schen Arbeiten zu diesem Thema adus. Dasselbe
trifft auch fiir die kontroverse Gestalt des Prisi-
denten Bene$ zu, der zunichst nicht fiir eine voll-
stindige Aussiedlung der deutschen Bevolkerung
war und erst allméhlich zum Vertreter und Durch-
setzer dieser Idee wurde.

In tschechischen Mediendiskussionen kommt ein
breites Meinungsspektrum zur Geltung: von ein-
zelnen Personen, die sich mit dem Standpunkt der
Sudetendeutschen Landsmannschaft identifizieren
bis zu entschlossenen Verteidigern der L.osung von
1945, Unter den Fachhistorikern ist das Spektrum
enger. Die Vertreter beider Extreme erscheinen
hier kaum - eine kritische Haltung wird jedoch
immer stdrker. Es gibt wohl keinen Autor, der
nicht die Exzesse ablehnt, zu denen es bei der
spontanen Vertreibung der Deutschen und ab und
zu auch bei der organisierten Aussiedlung kam -
diese waren, wie wir den jetzigen Forschungen ent-
nehmen konnen, zum Gegenstand der Kritik
bereits nach dem Krieg geworden, und zwar in
einem gréBeren Umfang, als man bisher meint.

Viele tschechische Autoren vertreten auch einen
kritischen Standpunkt zur Doktrin der Kollektiv-
schuld. Diese Frage ist in der Offentlichkeit
umstritten. Unumstritten ist — auch unter den
Historikern —, dal die deutsche Schuld grof}, sehr
grof} war. Von diesem Gesichtspunkt geht auch die
Antwort der Sprecher des Rates der Evangeli-
schen Kirche Deutschlands auf den Brief ihrer
tschechischen evangelischen Briider aus, die die
tschechische Schuld an Deutschen verurteilt und
um Vergebung gebeten haben: ... im Vergleich
damit konnen auf keine Art und Weise die Verbre-
chen aufgezdhlt oder gar gerechtfertigt werden,
die von Deutschen in Deutschlands Namen an
Tschechen veriibt wurden und die der Vertreibung
der Deutschen aus den béhmischen Lindern vor-
ausgingen®®,

Ahnlich ist auch der Standpunkt des deutschen
Teils der gemeinsamen Historikerkommission.
Alles, was sich in der Tschechoslowakei von 1938

6 Mosty [Die Briicken|, Nr. 17 vom 23. April 1996, S. 3; vgl,
auch Mosty, Nr. 13/96.
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bis 1948 abspielte, sagte sein Vorsitzender Prof.
Dr. R. Vierhaus beim Treffen mit beiden Staats-
priasidenten in Dresden im Herbst 1995, war
.letztendlich die Folge der deutschen Politik™.
Vom tschechischen Kommissionsteil wurde diese
Erkldrung aber nicht als ein Alibi verstanden, son-
dern als eine ehrliche Herausforderung und Anre-
gung zu einer eigenen kritischen Reflexion der
Geschichte und zur Uberwindung tschechischer
nationaler Vorurteile, von denen es in der
Geschichte nicht wenige gibt. Das bedeutet nicht,
daB iiberspannte deutsche Wertungen (z. B. Peter
Glotz: Die Aussiedlung sei Genozid und Unrecht
ohne Wenn und Aber’) in der tschechischen
Offentlichkeit (auch unter den meisten Fachhisto-
rikern) Zustimmung finden. Wenn mit dem
Begriff ,,Unrecht” keine unvorhersehbaren juristi-
schen und anderen Konsequenzen verbunden wiir-
den, wiirde wohl die Mehrheit der tschechischen
Fachleute sagen: Unrecht (oder vielmehr Unbill)
ja, aber mit Wenn und Aber. Nachdem aber die
deutsche Seite Zweifel angesichts des Potsdamer
Abkommens wiederbelebt hat und nachdem dies
auch von allen drei beteiligten GroBméchten ent-
schieden abgelehnt worden ist®, wird wohl der
tschechische Standpunkt vorsichtiger sein.

Es ist eine ausgesprochene Unwahrheit, dal} viele
tschechische Intellektuelle nicht bemiiht sind, sich
mit den Schattenseiten der tschechischen Vergan-
genheit auseinanderzusetzen, die iibrigens nicht
nur auf die deutsche Frage beschrinkt bleiben.
Obwohl die Okkupationsthemen und deutsche
Themen iiberhaupt vom Nachkriegsnationalismus
und spéter dann vom Kommunismus deformiert
und tabuisiert wurden, gibt es dazu eine umfangrei-
che tschechische Literatur, die aber deutsche und
insbesondere die .genuin sudetendeutschen®
Arbeiten nur selten beriicksichtigt. Nach einigen
Hohepunkten in den flinfziger und sechziger Jah-
ren und dann an der Wende der siebziger zu den
achtziger Jahren (zu ihrem Reflex wurde auch die
bekannte Geste des Bedauerns von Viclay Havel
1989) wurden die Diskussionen zu diesem Thema
zu einem stdndigen Bestandteil des tschechischen
politischen und intellektuellen Lebens. Obgleich
viele Vorurteile in der breiten Offentlichkeit noch
iiberleben (es sind auch nicht alle Geschichtslehr-
biicher in dieser Hinsicht zufriedenstellend), gibt es
seit 1989 kaum einen Monat, in dem nicht {iber
diese Fragen o6ffentlich diskutiert oder in dem nicht
eine wissenschaftliche Studie erscheinen wiirde’.

7 Vgl Die Zeit vom 15. Mirz 1995.

8 Vegl. die Antworten der russischen, britischen und ame-
rikanischen Botschaften in Prag auf die Frage der CTK vom
Februar 1996.

9 AuBler dem zweibdindigen ausfithrlichen Werk von
Véclav Kural iiber die tschechisch-deutschen Beziehungen
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Eine Reihe von Biichern bietet heutzutage den
tschechischen Lesern eine erste Gesamtiibersicht
tiber die Entwicklung der tschechisch-deutschen
Beziehungen bis in die Gegenwart. Eine beson-
dere Aufmerksamkeit wird der Zeit vom Miinche-
ner Abkommen bis in die Nachkriegszeit gewid-
met, einzelne kritische Fallstudien iiber die
damaligen Exzesse bei der Vertreibung und Aus-
siedlung miteinbezogen'’. Ihr Studium ist iibrigens
auch fiir auslédndische Forscher offen: Auf Veran-
lassung des tschechischen Teils der Historiker-
kommission wurde von tschechischen Archivaren
ein einzigartiges Hilfsmittel (Archivfithrer) fiir
Geschichtsforscher vorgelegt — die zwdlfbindige
Ubersicht der Archivbestinde zur deutschen und
sudetendeutschen Problematik in allen Archiven
der Tschechischen und der Slowakischen Repu-
blik, von den Kreis- bis zu den Zentralarchiven'!.

Der ideale Stand wurde bei weitem noch nicht
erreicht; der Anfang wurde aber gemacht, und
zwar in einem Ausmal, das in der Bundesrepublik
nicht genug geschétzt wird — keine dieser fruchtba-
ren neuen Arbeiten erschien bisher in deutscher
Ubersetzung, Dabei liBt sich ein markanter Kon-
trast verzeichnen: Im Unterschied zu den respekta-
blen gesamtdeutschen Leistungen in der kritischen
Aufarbeitung der eigenen Vergangenheit (obwohl
man auch hier Einwdnde hort) findet im sudeten-
deutschen Milieu bis auf Ausnahmen ,eine solche
Selbstreinigung kaum statt“!?, Obwohl die sude-
tendeutsche Bewegung — wenn man den Begriff
verwenden kann — bereits jahrzehntelang in freien,
demokratischen Verhiltnissen wirkt, ist ihr Den-

1918—1945 (Praha 1993/1994) seien hier u. a. genannt: Tom4s
Stanék, Odsun Némcu z Ceskoslovenska 1945-1947 [Die
Aussiedlung der Deutschen aus der Tschechoslowakeil,
Praha 1991: ders., Némeckd mensina v ceskych zemich
1948-1989 [Die deutsche Minderheit in den b&hmischen
Léndern 1948-1989], Praha 1993; Viclav Bok, Pfehled
némeckych déjin [Die Ubersicht der deutschen Geschichte],
C. Budéjovice 1994*. AuBerdem erscheinen zahlreiche Uber-
setzungen von deutschen historiographischen Arbeiten, zu-
letzt in einer grofen Auflage ,Deutsche Geschichte in
Schlaglichtern von H. Miiller.

10 Vgl den dritten Band der auch auf tschechisch er-
scheinenden Veroffentlichungen der gemeinsamen Hi-
storikerkommission (Der Weg in die Katastrophe. Deutsch-
tschechoslowakische Beziehungen 1938-1948, hrsg. von
Detlef Brandes und Vdclav Kural, Essen 1994). Ferner u. a.
Miroslay Skfivanek, Odsun Némeci ze Svitavska 1945-1947
[Abschub der Deutschen aus dem Zwittauer Bezirk
1945-1947], Hraec Krélové 1995; Sldva Kindl, Obéti druhé
svétové vdlky z okresu Trutnov [Die Opfer des Zweiten
Weltkriegs aus dem Bezirk Trautenau], Trutnov 1995. Die
Ubersicht der negativen Ereignisse bietet Tomd§ Stanéks
Perzekuce 1945 [Die Persekution 1945], Praha 1996.

11 Vgl. Soupis archivnfch prameni k dé&jindm Némci z
Ceskoslovenska [Das Verzeichnis der Archivquellen zur Ge-
schichte der Deutschen in der Tschechoslowakei], hrsg. von
Viécslav Babi¢ka, Bd. 1-12, Praha 1993-1995.

12 Ferdinand Seibt, Deutschland und die Tschechen, Miin-
chen-Ziirich 1993, 8. 365.
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ken immer wieder dadurch gekennzeichnet, daB
sie ,hinter dem eigenen Leid die eigene Schuld
nicht erkennen konnte“?. Kein Wunder: Der
GroBteil der deutschen Arbeiten tiber das Nach-
kriegsschicksal basiert hauptsdchlich auf Erinne-
rungen der Betroffenen', wobei, wie ein sudeten-
deutscher Historiker schreibt, ,.eine systematische
historische, soziologische und psychologische oder
gar kriminalistische Auswertung der sudetendeut-
schen Vertreibungsberichte bisher nicht erfolgt
ist. Nicht einmal die sudetendeutschen ,lands-
mannschaftlichen” Gremien ,haben sich intensiv
um eine weiterfithrende Klirung der Vertrei-
bungsaktionen und um die Erhaltung des Wissens
um die konkreten Geschehnisse bemiiht“",

In den neuesten Arbeiten kehrt die Forschung zu
diesem Thema unter dem verdnderten Blickwinkel
der Nachkriegsintegration in der Bundesrepublik
wieder'®. Man kann hier sogar einen gewissen
Riickschritt verzeichnen: Tschechische kritische
und selbstkritische Reflexionen werden von etli-
chen sudetendeutschen WVerdffentlichungen zur
Selbstbehauptung und ,,Zementierung® lingst ver-
alteter nationalistischer Vorstellungen ausgenutzt
und miBbraucht'”. Wenn es am Rand der deut-
schen politischen und intellektuellen Szene ver-
schiedene revisionistische und nationalistische
Tendenzen gibt, dann gehort mindestens ein Teil
der sogenannten historiographisch-politischen
Produktionen der Vertriebenen dazu. In der deut-
schen demokratischen Offentlichkeit erweckt
diese Tatsache aber keine groBe Aufmerksamkeit,
geschweige denn, daB es hier zu einer notwendi-
gen Konfrontation mit diesen Meinungen kommen
wiirde. Dazu kommt es nur selten, und wenn, wird
man Angriffen ausgesetzt'®. Kein untypisches
Beispiel dafiir stellt die Manipulation mit statisti-

13 Peter Becher, in: Bohmen. Blick tiber die Grenze, hrsg.
von P Becher und H. Ettl, Miinchen 1991, S. 127.

14 AuBler den ausgesprochen zweckméfig orientierten An-
klagesammlungen (z. B. Emil Franzel, Die Vertreibung. Su-
detenland 1945/46, Bad Nauheim 1967) vgl. vor allem die
Dokumentation der Vertreibung der Deutschen aus Ost-Mit-
teleuropa, hrsg. von Theodor Schieder, Bd. IV., Die Vertrei-
bung der deutschen Bevélkerung aus der Tschechoslowakei,
Miinchen 1984%, die bisher ebenfalls nicht kritisch bewertet
wurde.

15 Alois Harasko, Die Vertreibung der Sudetendeutschen.
Sechs Erlebnisberichte, in: Die Vertreibung der Deutschen
aus dem Osten, hrsg. von Wolfgang Benz, Frankfurt a. M.
1985, §. 107,

16 Vgl Fliichtlinge und Vertriebene in der westdeutschen
Nachkriegsgeschichte. Bilanzierung der Forschung und Per-
spektiven fiir die kiinftige Forschungsarbeit. hrsg. von Rainer
Schulze u. a., Hildesheim 1987.

17 Vgl z. B. Die Tschechoslowakei. Das Ende einer Fehl-
konstruktion, hrsg. von Rolf-Josef Eibicht, Berg 19937,

18 Auch beim diesjiahrigen Jahrestag des Collegium Caroli-
num wurde an die Attacke vor zwei Jahren (das Verlangen,
dem CC die Finanzierung des Freistaates Bayern zu entzie-
hen) erinnert, als die Ansichten des CC-Vorsitzenden, Prof.
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schen Konstruktionen der Vertreibungsverluste
(250 000) dar, zu denen auch seritse deutsche
Autoren Einwinde erheben' und von denen sich
auch der deutsche Teil der Historikerkommission
distanziert. Nach anderen — und zuverldssigeren —
Angaben aus deutschen Quellen gab es an die
19 000 Todesfille (davon iiber 5 000 Selbstmorde
und iiber 6 000 Opfer von gewaltsamen Taten); ein
tschechischer Historiker erhdhte diese Zahl auf
etwas mehr als 30 000, und fiir die héchste iiber-
haupt denkbare Grenze wird die Zahl 40000
gehalten®.

Aber auch diese Zahl ist moralisch nicht zu recht-
fertigen, und es gibt keinen ernstzunehmenden
tschechischen Autor, der hier anderer Meinung
wiire. Es ist nur zu bedauern, daB es 1990 trotz aller
Bestrebungen der deutschen Mitglieder der Histo-
rikerkommission auf der deutschen Seite nicht
gelungen ist, den Vorschlag des tschechischen Teils
der Kommission zu realisieren, beiderseitige Ver-
lustangaben (d. h. tschechische bzw. tschechoslowa-
kische und deutsche) von einem gemeinsamen wis-
senschaftlichen Team iiberpriifen zu lassen. So
hitte man wenigstens den am meisten abstoBenden
Teil dieser unseligen ,,Buchhaltung® erkldren kon-
nen — daf ndmlich von beiden Seiten verlorene
Leben der rassisch verfolgten Juden und Roma mit-
gezihlt werden. Im gegenseitigen Verhiltnis beider
Nationen wire so eines der wichtigsten psychologi-
schen Hindernisse beseitigt worden.

I1I.

Das wichtigste Hindernis ist aber der politische
Fundamentalismus, der in diesen Fragen in den
nationalen Kreisen der beiden Seiten zum Aus-
druck kommt, obwohl es scheint, daB dieser in der
letzten Zeit unter den politischen Sprechern der
landsmannschaftlichen Organisationen stirker
auftritt. In den letzten Meinungsumfragen in der
Bundesrepublik wie auch in der Tschechischen

Seibt, das MiBfallen der Landsmannschaft erregt haben (vgl.
Siiddeutsche Zeitung vom 14. Marz 1996, S. 22).

19 Vgl E Seibt (Anm. 12), S.462f Auch die Angaben
deutscher Autoren, nach denen nach der Vertreibung eine
halbe Million Deutscher in der CSR verblieben sind, machen
das Problematische der gemeinhin angegebenen Zahlen
deutlich (vgl. Jorg K. Hoensch, Geschichte der Tsche-
choslowakei, Stuttgart 1992, S. 126; Friedrich Prinz, Deutsche
Geschichte im Osten Europas, Bohmen und Mihren, Berlin
1993, S. 412).

20 Vgl Alfred Bohmann, Beviélkerungsbewegungen in
Bohmen 1847-1947 mit besonderer Beriicksichtigung der
nationalen Verhiltnisse, Miinchen 1958; Jaroslav Kuéera,
Odsunové ztraty sudetonémeckého obyvatelstva (Die Aus-
siedlungsverluste der sudetendeutschen Bevolkerung), Praha
1992,
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Republik scheint dieser politische Fundamentalis-
mus kaum einen groBen Widerhall zu finden. 75—
85 Prozent der befragten Sudetendeutschen wollen
nicht nach Tschechien zuriickkehren, sie sind fiir
den SchluBistrich unter die Vergangenheit und
erheben keine Eigentumsanspriiche. Fiir die mora-
lische Distanzierung von der Nachkriegsvertrei-
bung und Aussiedlung wire unter diesen Bedin-
gungen mehr als die Hilfte der befragten
Tschechen bereit, wobei weitere 16 Prozent keine
ausgeprigte Meinung zu dieser Sache haben?'.

Ist es denn in Bonn oder in Miinchen nicht mog-
lich, auf die sowieso irrealen Eigentumsanspriiche
zu verzichten und das so beschworene Recht auf
Heimat auf eine demokratisch kultivierte und dem
heutigen Europdertum entsprechende Art und
Weise aufzufassen als Recht auf eine geistige Hei-
mat, auf historisches Erbe und Gedéchtnis? Was
man von dem ,.Recht auf Heimat" real verwirkli-
chen kann, ist, die Riickkehr denen zu ermogli-
chen, die zur alten Heimat eine so tiefe Beziehung
haben, daB sie ohne diese nicht leben kénnen, und
bereit sind, mit diesem Recht auch alle anderen
Biirgerpflichten zu iibernehmen. Wie es scheint,
wire die tschechische Seite bereit, dies zu akzep-
tieren. Auch dann wire eine Erneuerung der
mehrhundertjéhrigen tschechisch-deutschen Sym-
biose kaum moglich, obwohl beide Seiten immer
hinzufiigen sollten: leider.

Das tschechisch-deutsche Verhiltnis ist und wird
wohl auch in der Zukunft mehr oder weniger nur
eine Nachbarschaft sein, die von den Moglichkei-
ten bereichert wird, die das vereinigte Europa bie-
tet. Das Sudetendeutschtum, wenn man es so
sagen darf, mul} jedoch in diesem Milieu nicht ein-
fach durch das Ableben jener Erlebnisgeneration
und durch den Verlust jener Werte enden, die vom
gemeinsamen Zusammenleben in der Vergangen-
heit geschaffen worden waren. Es handelte und es
handelt sich um eine der Facetten des historischen
Europa, die der Aufbewahrung und gemeinsamen
Pflege wert sind. Darauf zielen auch Paradigmen
der gegenwdirtigen deutschen und tschechischen
Geschichtswissenschaft hin, die die Geschichte der
bohmischen Linder als eine Geschichte der
Gemeinschaft von Tschechen, Deutschen, Juden,
ja sogar Roma auffaBt, wobei letztere nur eine
wenig deutliche geschichtliche Spur hinterlieBen.
Es handelt sich um keine lediglich idealistische
Vision, sondern um eine Wirklichkeit, die deut-
scherseits durch verdienstvolle Aktivitdten deut-
“scher Bohemisten, in der Geschichtsschreibung
vor allem durch die von tschechischen Historikern
hochgeschétzte Tdtigkeit des Herder-Instituts in

21 Vgl. Der Spiegel vom 20. Mai 1996; Mladé fronta dnes
vom 22. Mai 1996,
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Marburg oder des Collegium Carolinum in Miin-
chen praktisch erfiillt wird?. Die tschechische Wis-
senschaft und Kultur betrachtet es ebenfalls als
ihre Pflicht und bleibt dabei nicht bei bloBen
Erklérungen. Davon zeugen zahlreiche Uberset-
zungsaktivititen der tschechischen Germanistik,
die sich einer grofien Tradition rithmen kann,
sowie die Pflege des Deutschunterrichts, und #hn-
lich sieht es auch in der tschechischen Geschichts-
schreibung aus.

Die Geschichte der Deutschen in Béhmen und
Mihren stellt eines der bedeutenden Themen der
gegenwirtigen tschechischen Historiographie dar:
Man beschreibt die Geschichte der deutschen Kul-
tur (bei weitem nicht nur der bekannten deutsch-
jidischen Prager Literatur)”, Im Rahmen der gro-
Ben Geschichte der Karlsuniversitdt wird auch die
Geschichte der Prager deutschen Universitit sowie
die damit zusammenhdngende Geschichte der
deutschen kulturellen Institutionen, der deutsch-
sprachigen Geschichtsschreibung usw. bearbeitet,
Man kann bestimmt nicht behaupten, daB die tsche-
chische Wissenschaft von heute (iibrigens immer in
Zusammenarbeit mit deutschen und 6sterreichi-
schen Kollegen) diese in der Vergangenheit ver-
nachlissigte Thematik weiterhin nicht beriicksichti-
gen wiirde. Trotz der angespannten Finanzlage, in
der sich die tschechische Wissenschaft befindet,
wurde eine Reihe von neuen Institutionen gegriin-
det: An der Karlsuniversitit gibt es im Institut fiir
internationale Studien den Lehrstuhl fiir deutsche
und osterreichische Studien, der sich bereits mit
Dutzenden von Studenten ausweisen kann; das Sla-
wische Institut in Prag hat die Herausgabe der Zeit-
schrift ,,Germanoslavica® erneuert, und auch die
neu gegriindeten Universitdten in den Regionen
(z.B. in Ustf n. Labem [Aussig], Plzefi [Pilsen],
Ceské Budéjovice [Budweis]) beschéftigen sich
intensiv mit dieser Thematik®,

Im Geiste der tschechisch-deutschen Verséhnung
und des Ausgleichs wurde auch die Reihe von wich-
tigen Auftritten fithrender tschechischer und deut-

22 Vgl. Collegio Carolino ad honorem, Opera Instituti hi-
storici Pragae, Praha 1991.

23 Vgl zB. die Arbeit eines Autorenkollektivs Uvod do
déjin a kultury némecky mluvicich zemf [Die Einfiihrung in
die Geschichte und Kultur der deutschsprachigen Lénder],
Praha 1994,

24 Vgl Déjiny Univerzity Karlovy [Die Geschichte der
Karlsuniversitét] I, II, Praha 1995 (weitere Binde im Druck);
Alena MiSkovd/Martin Neumtiller, Spoleénost pro podporu
némecké védy, uménf a literatury 1891-1945 [Die Gesell-
schaft zur Férderung deutscher Wissenschaft, Kunst und Li-
teratur in Bhmen 1891 -1945], Praha 1994; Die bshmischen
Lénder in der deutschen Geschichtsschreibung seit dem Jahre
1848, L., Acta Universitatis Purkynianae, Slavogermanica III,,
Ustin, L, 1996.

25 Vgl Die deutschen und dsterreichischen Studien in der
Tschechischen Republik und in der Welt, Praha 1994,
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scher Personlichkeiten im Prager Karolinum konzi-
piert, die Prasident Vdclav Havel im Februar 1995
mit seiner groBen Rede erdffnete. Der Geschichte
widmete sich vor allem der sichsische Ministerpri-
sident Kurt Biedenkopf. Unter Hinweis auf den
Sozialphilosophen Karl Popper und auf die Tatsa-
che, daf} die gegenwirtige Geschichtsschreibung
sich von der Vorstellung einer einzigen, absolut gel-
tenden historischen Wahrheit abwende, betonte
Biedenkopf, daB es mehrere solche Wahrheiten
gebe und daB man darunter auch unterschiedliche
nationale Wahrheiten finden konne, die unter-
schiedlichen historischen Erfahrungen und Erleb-
nissen entwachsen seien. Es sei kein Ungliick, wenn
diese Wahrheiten im Geiste demokratischer Plura-
litdt begriffen, nicht konfrontativ oder fundamenta-
listisch aufgefalit werden und wenn man ein maxi-
males Bestreben entwickelt, die Wahrheit des
anderen auch dort zu begreifen zu versuchen, wo
man sich mit ihr nicht identifizieren kann?.

Diese Art der Wahrnehmung von Vergangenheit
fand bei den tschechischen Historikern um so leb-
haftere Zustimmung, als der Umfang und das
Gewicht der umstrittenen Fragen nicht grof3 und
fatal sind — vorausgesetzt, da3 die Probleme poli-
tisch nicht ,.aufgeblasen” und manipuliert werden.
Das wird sicher auch der vorldufige Bericht (eine
Art Zwischenbilanz) der gemeinsamen Historiker-
kommission zeigen, der jetzt vorbereitet wird.
Ubrigens: Sowohl in der tschechischen als auch in
der deutschen Historiographie weicht die Tendenz
der letzten Jahre von der Tradition zweier ,,natio-
nalen Fronten® oder ,Nationalmannschaften®
deutlich ab, und die Trennungslinien verlaufen in
den Meinungen immer ofters anderswo als nach
nationalen Grenzen. Es ist deshalb ein Paradoxon,
daB in einer Zeit, in der unterschiedlichste Streitig-
keiten um die tschechisch-deutsche Vergangenheit
ausgetragen werden, die Beziehungen zwischen
den tschechischen und deutschen Historikern, also
den Fachleuten fiir diese Vergangenheit, so gut wie
nie zuvor sind.

Diese heute hoffentlich kaum mehr reversible
Konstellation zeigt an, daB einerseits die
Geschichte kein uniiberwindliches Hindernis dar-
stellen muBl und daB man andererseits bei den
Verhandlungen {iiber die entstehende politische
Deklaration beiderseitig annehmbare diplomati-
sche Losungen und Formulierungen finden kann,
die die Lage beruhigen, die Atmosphire kliren
und so die héufig gepriesene Hinwendung von
der Vergangenheit zur Gegenwart und Zukunft
ermoglichen wiirden. Obzwar jeder Historiker

26 Vgl Kurt Biedenkopf am 28. April 1995, in: Zyklus der
Vorlesungen ,,Gespriache mit dem Nachbarn®, Praha 1995,
S. 20 ff.
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wohl daran zweifeln wird, ob man mit einigen
Sdtzen dieses Dokuments (fiir mehr wird darin
wohl kein Platz sein) die komplizierte Ge-
schichtsrealitit vollkommen ausdriicken kann,
die ja Stoff fiir viele Biicher gibt, ist vielleicht
eine solche Formulierung nicht unméglich. Sie
wire bestimmt auch fiir die Geschichtswissen-
schaft von Nutzen - die Politisierung der Pro-
bleme der Vergangenheit erschwert ihre Arbeit
und bremst deren erforderliche Historisierung,
die doch nach einem halben Jahrhundert bereits
fillig ist. Die Geschichtsforschung fiihlt sich
jedoch von diplomatischen Formulierungen kei-
neswegs gebunden, denn sie braucht einen freien
Raum. Das ist aber auch auf diesem Feld mog-
lich: Die gemeinsame Historikerkommission, die
von beiden Auflenministern eingerichtet wurde,
wurde in den sechs Jahren ihrer Tatigkeit nie in
ihrer Unabhingigkeit eingeschrinkt.

Was die Geschichte betrifft, wire es unrealistisch,
zu erwarten, daB es zu einer vollig einheitlichén
Meinung kommt. Politiker und Diplomaten kon-
nen sich aber darauf verlassen, daBl die Geschichte
(oder besser gesagt: die Geschichtswissenschaft)
kein Hindernis fiir die tschechisch-deutsche Anni-
herung bedeuten wird. Ahnlich ist iibrigens auch
die Basis fiir eine politische Ubereinkunft, In die-
ser Hinsicht scheint die Stellungnahme anregend
zu sein, die Helmut Kohl am 28. Februar 1992 in
Prag vortrug und die die unterschiedlichen tsche-
chischen und deutschen Meinungen iiber das Miin-
chener Abkommen betraf: ,,Wer eine gute Ent-
wicklung gegenseitiger Beziehungen will, sollte
das akzeptieren, was man deutscherseits akzeptie-
ren kann.“” Die tschechische Seite hat gelernt,
mit diesem Standpunkt zu leben, obwohl sie damit
nicht einverstanden ist. Gilt dies heute nicht vice
versa auch fiir die deutsche Seite?

Zu einem tschechisch-deutschen Ausgleich wird es
— frither oder spéter, mit oder ohne Deklaration —
kommen und kommen miissen, wenn beide Lén-
der dem demokratischen Zusammenleben im Rah-
men der europiischen Integration gerecht werden
sollen. Fiir die groBe und reifere deutsche Demo-
kratie, die eine fithrende Rolle in Europa anstrebt,
ist diese Verpflichtung um so dringender. Die in
der Politik nicht allzu viel beachteten Historiker
sollten in einer Hinsicht aber doch beachtet wer-
den: Nimlich wenn ausgerechnet sie sagen, daf
die Vergangenheit nicht die Gegenwart und dig
Zukunft beherrschen sollte. Aus der Sicht der in
der letzten Zeit stirker beunruhigten tschechi-
schen Deutschlandfreunde scheint es, daB diese
Perspektive letztlich auch vom politischen Willen
abhéngig ist.

27 Mladd fronta dnes vom 28. Februar 1992.
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Otto Kimminich

Volkerrecht und Geschichte
im Disput iiber die Beziehungen Deutschlands
zu seinen Ostlichen Nachbarn

Nach heutigem Verstdndnis sind internationale
Beziehungen nicht mehr ausschlieBlich Beziehun-
gen zwischen souverdnen Staaten; ldngst ist der
Staat nicht mehr der einzige Akteur auf der inter-
nationalen Biihne. Aber dem Volkerrecht ist es
bisher nicht gelungen, die Vielfalt der grenziiber-
schreitenden zwischenmenschlichen Beziehungen
— die z.T. sehr wohl organisiert sind — in seine
Regelungen einzubeziehen. Noch immer ist das
Volkerrecht grundsitzlich die Rechtsordnung des
Verkehrs der souverdnen Staaten. Zu den wenigen
Ausnahmefillen, zu denen traditionell insbeson-
dere der HI. Stuhl und das Internationale Komitee
vom Roten Kreuz gehdren, sind nur die internatio-
nalen Organisationen getreten, denen partielle
Volkerrechtssubjektivitidt zugestanden wird. Aber
sie sind ihrerseits Schopfungen der souverdnen
Staaten und verdndern daher die Grundstruktur
des Volkerrechts nicht.

Das erschwert die ohnehin nicht leichte Aufgabe
der AuBenpolitiker und Diplomaten. Einerseits
miissen sie auf der Grundlage und im Rahmen des
Volkerrechts agieren und dort die Rechte und
Pflichten ihrer Staaten wahrnehmen — wobei zu
beriicksichtigen ist, da3 ihr Handeln gleichzeitig
zur Entstehung von Volkerrechtsnormen beitragt —,
andererseits miissen sie auf eben dieser Grundlage
die Rechte und Interessen ihrer eigenen Staats-
biirger gegeniiber fremden Staaten vertreten und
dabei auf die politische Willensbildung im eigenen
Land Riicksicht nehmen. Daran muf} erinnert wer-
den, wenn Vélkerrecht und Geschichte bei der
Diskussion iiber die Beziehungen zwischen zwei
Staaten oder Staatengruppen thematisiert werden.

I. Der Warschauer Vertrag

Mit Polen (damals noch Volksrepublik Polen) hat
die Bundesrepublik Deutschland bereits am
7. Dezember 1970 den sogenannten Warschauer
Vertrag geschlossen, um ,dauerhafte Grundlagen
fiir ein friedliches Zusammenleben und die Ent-
wicklung normaler und guter Beziehungen® zwi-
schen den beiden Partnern zu schaffen, wie es in
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der Prdambel dieses Vertrags heiBt. Sein Haupt-
inhalt war neben dem Bekenntnis zum Gewalt-
verbot und zur Friedenspflicht die Anerkennung
der Oder-Neifie-Linie als ., westliche Staatsgrenze
der Volksrepublik Polen®. Das war freilich nichts
Neues; denn bereits in dem mit der Sowjetunion
am 12. August 1970 geschlossenen Moskauer Ver-
trag hatte die Bundesrepublik Deutschland
erklart, sie betrachte ,,heute und kiinftig die Gren-
zen aller Staaten in Europa als unverletzlich, wie
sic am Tage der Unterzeichnung dieses Vertrages
verlaufen, einschlieBlich der Oder-NeiBe-Linie,
die die Westgrenze der Volksrepublik Polen bil-
det”. (Polnische Emigrantenkreise im Westen
meinten damals, damit habe Deutschland wieder
einmal einen Vertrag mit der Sowjetunion iiber
polnische Grenzen geschlossen.)

Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Warschauer
Vertrags hatte die Bundesrepublik Deutschland
keine gemeinsame Grenze mit Polen. Daher
tauchte die Frage auf, mit welcher Berechtigung
sie eine vertragliche Grenzanerkennung aus-
sprach. Die Antwort war einfach: Auf gesicher-
ter volkerrechtlicher und verfassungsrechtlicher
Grundlage konnte sie einen solchen Vertrag des-
halb schlieBen, weil die Bundesrepublik Deutsch-
land von Anfang an Deutschland im Rechtssinne
war: ,Mit der Griindung der Bundesrepublik
Deutschland ist nicht ein neuer Staat entstanden,
sondern Deutschland auf einem Teil seines
Gebiets rechtlich neu organisiert worden.” Diese
Worte des Mitglieds des Parlamentarischen Rates,
Professor Dr. Carlo Schmid (SPD), hat das Bun-
desverfassungsgericht mehrfach wiederholt'. Aber
gerade im ,Deuntschlandvertrag” vom 26. Mai 1952
(in Kraft getreten am 5. Mai 1955), durch den die
Bundesrepublik Deutschland von ihren ehemali-
gen Besatzungsmichten ,die volle Macht eines
souverdnen Staates” erhielt, war die vélkerrechtli-
che Kompetenz der Bundesrepublik Deutschland
eingeschrinkt worden. Art. 2 des genannten Ver-
trages lautete niimlich: ,,Im Hinblick auf die inter-
nationale Lage, die bisher dic Wiedervereinigung
Deutschlands und den Abschlufl eines Friedens-

1 Soinsbesondere im Grundvertrags-Urteil vom 31. 7. 1973,
BVerfGE 36, 1.
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vertrags verhindert hat, behalten die Drei Machte
die bisher von ihnen ausgeiibten oder innegehab-
ten Rechte und Verantwortlichkeiten in bezug auf
Berlin und Deutschland als Ganzes einschliefilich
der Wiedervereinigung Deutschlands und einer
friedensvertraglichen Regelung.”

In der staats- und volkerrechtlichen Literatur ist
dariiber gestritten worden, wie sich die beiden
Vertragsbestimmungen zueinander verhalten. Ent-
weder ist die Bundesrepublik Deutschland entge-
gen dem Wortlaut von Art. 1 Abs. 2 des Deutsch-
landvertrags nicht voll souverdn geworden. (Dafiir
spricht das Wort ,behalten* in Art. 2.) Oder die
Bundesrepublik Deutschland hat damals zwar die
volle Souverinitit erhalten, aber in Art. 2 dessel-
ben Vertrags einen Teil ihrer Souverdnitidt wieder
an die Drei Méchte (Frankreich, Grofbritannien,
USA) zuriickgegeben. Fiir die hier zu beantwor-
tende Frage ist der Streit aber unerheblich; denn
in jedem Fall besall die Bundesrepublik Deutsch-
land keine Vertragskompetenz fiir die in Art. 2 des
Deutschlandvertrags genannten Bereiche. Deshalb
lieB sie sich vor der Unterzeichnung des War-
schauer Vertrags im Jahre 1970 von den Drei
Michten in einem diplomatischen Notenwechsel
die Versicherung geben, dall der Warschauer Ver-
trag die Rechte und Verantwortlichkeiten der Drei
Michte nicht berithren werde.

Doch damit waren die juristischen Schwierigkeiten
des Warschauer Vertrags fiir die Bundesrepublik
Deutschland noch nicht beendet. Ein weiteres Pro-
blem lag ndmlich in Art. IV des Warschauer Ver-
trags: ,Dieser Vertrag beriihrt nicht die von den
Parteien frither geschlossenen oder sie betreffen-
den zweiseitigen oder mehrseitigen internationa-
len Vereinbarungen.“ An sich ist eine solche
Nichtberiihrungsklausel in internationalen Vertra-
gen nichts Ungewohnliches. Thre spezjfische
Bedeutung im Rahmen des Warschauer Vertrags
tritt aber plastisch hervor, wenn man sie mit der
Nichtberiihrungsklausel des Moskauer Vertrags
vom 12. August 1970 vergleicht. Dort wird ndmlich
erklirt, daB der vorliegende Vertrag nicht die von
den Vertragspartnern ,frither abgeschlossenen
zweiseitigen und mehrseitigen Vertréige und Ver-
einbarungen® beriithrt. Die Abweichung liegt in
der Hinzufiigung der Worte ,oder sie betreffen-
den’ im Warschauer Vertrag. Die Worte wurden
hinzugefiigt, damit die Nichtberithrungsklausel des
Warschauer Vertrags auch das sogenannte Potsda-
mer Abkommen (das in Wirklichkeit kein Abkom-
men ist, sondern nur das SchluBkommuniqué einer
internationalen Konferenz) erfaft. Im Moskauer
Vertrag war das nicht notwendig, weil ja die
Sowjetunion Signatarstaat des Potsdamer Abkom-
mens ist.
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Gerade die so gefafBte Nichtberiihrungsklausel
des Warschauer Vertrags brachte aber die Bundes-
republik Deutschland in ein neues juristisches
Dilemma. Das Potsdamer Abkommen behilt nim-
lich die endgiiltige Festlegung der Grenzen
Deutschlands ausdriicklich einem Friedensvertrag
vor. Wenn nun der Warschauer Verirag in seinem
Art.1 die Grenzen Polens ,.jetzt und in der
Zukunft*, also endgiiltig, anerkennt, wéhrend
Art. IV desselben Vertrags auf dem Umweg iiBer
das Potsdamer Abkommen der Grenzanerken-
nung nur vorldufige Wirksamkeit verleiht, so ist
die volkerrechtliche Giiltigkeit dieses Vertrages
fragwiirdig; denn ein in sich widerspruchsyoller
Vertrag ist ungiiltig. Um aus diesem Dilemma her-
auszukommen, erklirte die damalige Bundesregie-
rung, die endgiiltige Grenzanerkennung gelte nur
fiir die Bundesrepublik Deutschland; die im Pots-
damer Abkommen festgeschriebene Vorlaufigkeit
betreffe dagegen Deuischland als Ganzes. Aber
dieser Ausweg aus dem volkerrechtlichen
Dilemma fiihrte in ein staatsrechtliches Dilemma;
denn das Grundgesetz verbot (und  verbietet
immer noch) eine juristische Unterscheidung zwi-
schen Deutschland und der Bundesrepublik
Deutschland.

Im vélkerrechtlichen Schrifttum wurde schon
damals gewarnt, daBl diese fundamentale Unklar-
heit des Warschauer Vertrags den polnischen Ver-
tragspartner #ngstlich und miBtravisch machen
muBte. Es war damit zu rechnen, daf3 im Falle der
Wiedervereinigung Deutschlands vor Abschlufl
eines Friedensvertrags Polen darauf bestehen
wiirde, die Endgiiltigkeit der Grenzanerkennung
erneut zu bekriftigen. Ob dies juristisch wirklich
notig war, kann bezweifelt werden; denn da die
Wiedervereinigung auf der Grundlage von Art. 23
GG (alte Fassung) erfolgte, #nderte sich die
Rechisposition des deutschen Vertragspartners des
Warschauer Vertrags durch die Wiedervereinigung
nicht. Es konnte daher ohne weiteres argumentiert
werden, daBl nach dem Vollzug der Wiedervereini-
gung am 3. Oktober 1990 die endgiiltige Grenzan-
erkennung des Warschauer Vertrags einfach fort-
bestand.

II. Der Zwei-plus-Vier-Vertrag

Die Probleme der volkerrechtlichen Lage
Deutschlands im Verhéltnis zu den Siegermichten
des Zweiten Weltkriegs waren durch den Beitritt

.der ehemaligen DDR zum Grundgesetz nicht zu

losen. Aus dieser Erkenntnis heraus bemiihte sich
die Bundesrepublik Deutschland um die Schaffung
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eines Vertrags- und Gesetzeswerks, das nicht nur
die staatsrechtlichen Verdnderungen bewirkte,
sondern auch die voélkerrechtliche Lage klirte.
Dem Einigungsvertrag vom 31. August 1990 folgte
daher der Vertrag iiber die abschliefende Rege-
lung in bezug auf Deutschland vom 12. September
1990 (Zwei-plus-Vier-Vertrag)’. Sein  Art. 1
beginnt mit den Sétzen: ,Das vereinte Deutsch-
land wird die Gebiete der Bundesrepublik
Deutschland, der Deutschen Demokratischen
Republik und ' ganz Berlins umfassen. Seine
Auflengrenzen werden die Grenzen der Bundesre-
publik Deutschland und der Deutschen Demokra-
tischen Republik sein und werden am Tage des
Inkrafttretens dieses Vertrags endgiiltig sein. Die
Bestitigung des endgiiltigen Charakters der Gren-
zen des vereinten Deutschland ist ein wesentlicher
Bestandteil der Friedensordnung in Europa.®

Mit dem Vertrag vom 12. September 1990 wurden
gleichzeitig alle Zweifel tiber die Souverénitit der
Bundesrepublik Deutschland ausgerdumt. Die
Vierméchteverantwortung fiir Berlin und Deutsch-
land als Ganzes ist beseitigt. Zugleich aber iiber-
nahm die Bundesrepublik Deutschland gegentiber
den vier Siegermichten des Zweiten Weltkriegs
als Signatarstaaten des Vertrags vom 12. Sep-
tember 1990 eine volkerrechtliche Verpflichtung,
die beziiglich der Territorialfrage absolute Klar-
heit schaffen sollte. Art. 1 Abs, 2 des 2+4-Vertrags
bestimmt ndmlich: ,,Das vereinte Deutschland und
die Republik Polen bestédtigen die zwischen ihnen
bestehende Grenze in einem volkerrechtlich ver-
bindlichen Vertrag.“ Dieses Versprechen ist durch
den AbschluB des deutsch-polnischen Grenzver-
trags vom 14. November 19907 erfiillt worden.
Auch der Inhalt dieses Grenzvertrags war durch
den 2+4-Vertrag vorgegeben. Dieser aber brachte
inhaltlich nichts Neues gegeniiber dem War-
schauer Vertrag vom 7. Dezember 1970.

Man sollte meinen, daf} ein Grenzvertrag, der nur
bestétigt, was lingst akzeptiert ist, in der Offent-
lichkeit kein Aufsehen erregt. Aber bald nach dem
Bekanntwerden des 2+4-Vertrags erhob sich, wohl
auch zur Uberraschung der meisten Politiker, in
Deutschland eine heftige Kontroverse nicht nur
iber die Notwendigkeit des Grenzvertrags, son-
dern auch iiber dessen Folgen. In einer Flut von
Zeitungsartikeln und Leserbriefen wurden Argu-
mente und Gegenargumente erdrtert, die prak-
tisch alle Bereiche des menschlichen Seins beriihr-
ten: Heimatverlust, Entschiddigungsforderungen,
Kriegsschuld, Vers6hnung und Vergebung, Aufbau
einer neuen Friedensordnung, SchluBstrich unter

2 Vgl Text in: BGBL 1990 11, S. 1318.
3 BGBI. 199111, 8. 1329,
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die Vergangenheit sind Schlagworte, hinter denen
sich Emotionen verbergen, deren Meisterung,
Ausnutzung oder Uberwindung fiir das kiinftige
Schicksal Europas entscheidend sein werden. Der
geschichtswissenschaftlichen Forschung ist da-
durch reichhaltiges Material geliefert worden, das
noch der Verwertung harrt. Aber schon jetzt kann
vermerkt werden, dal die meisten der an dieser
Diskussion Teilnehmenden der Meinung waren, es
gehe bei der abschlieBenden Regelung zwischen
Deutschland und Polen nicht um Gebietsansprii-
che, sondern um die Schaffung einer tragfihigen
Grundlage fiir die Entwicklung nachbarlicher und
freundschaftlicher Bezichungen zwischen den bei-
den Staaten im Rahmen einer européischen Frie-
densordnung, die ihrerseits Teil einer globalen
Friedensordnung sein miisse. Gerade deswegen
aber wurde die bloBe Grenzanerkennung von vie-
len als unbefriedigend empfunden. Wieder einmal
tauchte der Ruf nach einem Friedensvertrag auf,
und es war interessanterweise der auBenpolitische
Berater Gorbatschows — der ehemalige sowjeti-
sche Botschafter in Bonn und Deutschlandexperte
Valentin Falin —, der im Mai 1990 die Forderung
nach einem Friedensvertrag erhob und unter ande-
rem damit begriindete, ,,daB von westlicher Seite
doch immer gesagt wurde, daB die Frage der Gren-
zen in einem Friedensvertrag geregelt werden
miisse*?,

Die Diskussion iiber die Notwendigkeit eines Frie-
densvertrags mit Deutschland war in der gesamten
Nachkriegszeit nie verstummt, obwohl das Thema
verstidndlicherweise im Laufe der Zeit an Aktuali-
tdt verlor, weil immer mehr Einzelfragen durch
bilaterale oder multilaterale Vertrdge, an denen
die Bundesrepublik Deutschland beteiligt war,
gelost worden waren. So hatte sich nicht nur in
Deutschland die Meinung durchgesetzt, dall ein
Friedensvertrag nicht mehr erforderlich sei. DaB
der Grenzvertrag Teil einer ,Friedensregelung™
sein miisse, war den Experten durchaus klar und
fand auch in der Offentlichkeit allgemeine Zustim-
mung,

III. Der deutsch-polnische
Grenzvertrag

Am 21. Juni 1990 stimmten 486 Abgeordnete des
Deutschen Bundestags dafiir, dall das vereinte
Deutschland die Westgrenze Polens ausdriicklich
anerkennt. Die 15 Abgeordneten, die dagegen
stimmten, begriindeten ihre Ablehnung zum Teil

4 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 22. 5. 1990, 8. 6.
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damit, daB im Text der an jenem Tag verabschiede-
ten EntschlieBung auf den Gorlitzer Vertrag zwi-
schen der DDR und Polen vom 6. Juli 1950, dem
der Deutsche Bundestag wiederholt seine Aner-
kennung versagt hatte, Bezug genommen wurde.
Einige der Abgeordneten riigten ferner. daB die
EntschlieBung die eigentlichen voélkerrechtlichen
Probleme, die mit der Vertreibung der Deutschen
aus den Oder-Neifle-Gebieten zusammenhéngen,
nicht beriihre und insbesondere dem Selbstbestim-
mungsrecht der Valker nicht entspreche®.

In welchem Geist die EntschlieBung des Deut-
schen Bundestags vom 21. Juni 1990 gefalBit wurde,
zeigt deren Text deutlich. In der Priambel heibt es,
der Bundestag habe diesen BeschluB gefaBt .in
dem Bestreben, durch die deutsche Einheit einen
Beitrag zum Aufbau einer europdischen Friedens-
ordnung zu leisten, in der Grenzen nicht mehr
trennen und die allen europdischen Vélkern ein
vertrauensvolles Zusammenleben und umfassende
Zusammenarbeit zum Wohle aller sowie dauerhaf-
ten Frieden, Freiheit und Stabilitét gewidhrleistet™.
Dies ist auch in Art.1 Abs. 1 des 2+4-Vertrages
bekriftigt worden: , Die Bestitigung des endgiilti-
gen Charakters der Grenzen des vereinten
Deutschland ist ein wesentlicher Bestandteil der
Friedensordnung in Europa.” :

Die Pridambel des deutsch-polnischen Grenzver-
trags vom 14. November 1990 nimmt dieses Thema
auf und verweist dabei auch auf die KSZE-SchluB-
akte vom 1. August 1975. Im 5. Absatz der Priam-
bel wird an Probleme erinnert, die mit der Ande-
rung der Gebietshoheit zusammenhingen, aber im
Grenzvertrag selbst nicht angesprochen werden:
Heimatverlust, ,Vertreibung oder Aussiedlung®.
Die Priambel nennt diese Tatsachen ,eine Mah-
nung und Herausforderung zur Gestaltung friedli-
cher Beziehungen zwischen den beiden Volkern
und Staaten® und fiigt in ihrem letzten Absatz
hinzu, der ganze Vertrag sei in dem Wunsch
geschlossen worden, ,feste Grundlagen fiir ein
freundschaftliches Zusammenleben zu schaffen
und die Politik der dauverhaften Verstdndigung und
Versohnung zwischen Deutschen und Polen fortzu-
setzen®, !

Die Ausklammerung aller Fragen, die mit den auf
den betroffenen Gebieten lebenden Menschen
zusammenhéingen, wirft allerdings eine juristische
Problematik von gréBter Tragweite auf: Seit fest-
steht, daB} das Selbstbestimmungsrecht der Volker
eine echte Volkerrechtsnorm ist, steht zugleich
fest, daB es ohne Beriicksichtigung des Selbstbe-
stimmungsrechts keinen volkerrechtlich giiltigen

5 Vel Deutsc-hcr Bundestag, 11. Wahlperiode, 217. Sitzung,
S. 17244 ff,
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Gebietsiibergang mehr geben kann. Nach gelten-
dem Volkerrecht ist ein Gebietserwerb nur durch
eine Zession, d.h, durch einen Vertrag zwischen
dem gebietsabtretenden und dem gebietserwer-
benden Staat, moglich. Schon seit dem 19. Jahr-
hundert sind alle Zessionsvertrdge mit Staatsange-
horigkeits- und Optionsregelungen versehen
worden. Das Recht der auf dem abgetretenen
Gebiet lebenden Bevolkerung, weiterhin dort zu
verbleiben und den Schutz ihres Privateigentums
und ihrer sonstigen Rechte auch nach der Gebiets-
abtretung zu genieBen, ist schon im klassischen
Volkerrecht unbestritten gewesen. Vorbilder
dafiir, daB bei einem Gebietserwerb private
Rechte untergehen und die Bevolkerung des abge-
tretenen Gebietes rechtlos wird, gibt es in der
gesamten Volkerrechtsgeschichte nicht.

Es wire grotesk, wenn diese schon im klassischen
Volkerrecht unangefochten geltenden Grundsitze
ausgerechnet in einer Zeit, in der so viel von Men-
schenrechten und vom Selbstbestimmungsrecht
der Volker geredet wird, tiber Bord geworfen wiir-
den und eine derartige Barbarisierung statthaft
wire, die letztlich eine vollige Zerstérung der Vol-
kerrechtsordnung bedeuten wiirde. Eine Gebiets-
abtretung ohne Erwdhnung von davon betroffenen
Menschen wire nur dann zuléssig, wenn es sich um
absolut menschenleere Gebiete handelte. Selbst
dort taucht allerdings die Frage von privaten
Rechten auf dem menschenleeren Gebiet auf, wie
die langwierigen Verhandlungen iiber kleine unbe-
wohnte Waldstiicke — etwa iiber den im deutsch-
franzosischen Grenzgebiet liegenden Mundatwald
— zeigen. Bei den Gebieten, die der deutsch-polni-
sche Grenzvertrag vom 14. November 1990
betrifft, geht es aber nicht um kleine menschen-
leere Gebiete. Eine vergleichbare Situation wire
etwa die volkerrechtliche Verfiigung iiber mehrere
europiische Staaten wie etwa Osterreich und die
Schweiz oder Holland und Belgien (ein einzelner
dieser Staaten wiirde nicht geniigen, um die quan-
titative GroBe der Probleme zu veranschaulichen).
Es gibt kein juristisches oder moralisches Argu-
ment, das es rechtfertigen wiirde, die Bewohner
dieser Gebiete pauschal fiir rechtlos zu erklidren.
Alle Versuche dieser Art enden zwangsldufig bei
den menschenverachtenden Postulaten von Kol-
lektivschuld und barbarischem Siegerrecht, die
vom Volkerrecht nicht gedeckt sind.

Nun kommt aber noch eine juristische Finesse
hinzu: Weder der Warschauer Vertrag noch der
2+4-Vertrag, noch der Grenzvertrag vom
14. November 1990 ist ein Zessionsvertrag. In
allen drei Vertrdgen wird lediglich die im Potsda-
mer Abkommen beschriebene ,Linie® bestétigt
bzw. als Grenze anerkannt, DaB3 das Potsdamer
Abkommen selbst keine Zession bewirkte und
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bewirken sollte, ergibt sich eindeutig aus dessen
Text, wiirde sich aber auch schon daraus ergeben,
daB es eben kein Vertrag zwischen dem gebietsab-
tretenden und dem gebietserwerbenden Staat war.
Die diesbeziiglichen Texte des Warschauer Ver-
trags und des 2+4-Vertrags sind bereits im vorste-
henden wiedergegeben worden. Auch der deutsch-
polnische Grenzvertrag vom 14. November 1990
verwendet nur das Wort ,bestédtigen”. In Art. 2
erkldren die Vertragsparteien, ,daB die zwischen
ihnen bestehende Grenze jetzt und in Zukunft
unverletzlich ist, und verpflichten sich gegenseitig
zur uneingeschridnkten Achtung ihrer Souverinitét
und territorialen Integritdt”. Art.3 fiigt hinzu:
»Die Vertragsparteien erkliren, daf sie gegenein-
ander keinerlei Gebietsanspriiche haben und sol-
che auch in Zukunft nicht erheben werden.*

Damit ist — allerdings nicht zum ersten Mal — in
volkerrechtlich verbindlicher Weise festgelegt, daBl
Deutschland die Oder-NeiBle-Linie endgiiltig als
die Westgrenze Polens (seit der Einigung Deutsch-
lands: die gemeinsame Grenze) anerkennt. Da
unstreitig ist, daB die Ostlich dieser Linie gelege-
nen Gebiete des Deutschen Reiches nach dem
Gebietsstande vom 31. Dezember 1937 unter der
Gebietshoheit des Deutschen Reiches standen —
auch Polen hat das nie bestritten —, taucht aller-
dings die Frage auf, durch welchen Vorgang der
Wechsel der Gebietshoheit bewirkt worden ist.
Hieriiber sagt der Grenzverirag nichts aus. Als
bloBer Grenzanerkennungs-Vertrag kann der Ver-
trag vom 14. November 1990 die Menschen, die
auf dem von ihm betroffenen Gebiet vor und nach
1945 gelebt haben, (vielleicht) ignorieren. Als
Ersatz fiir einen Friedensvertrag konnte er es
nicht. Welch komplizierte Regelungen jeder
Wechsel der Gebietshoheit erforderlich macht,
weif jeder, der einmal einen Zessionsvertrag gele-
sen hat.

IV. Der deutsch-polnische
Nachbarschaftsvertrag

Mit dem deutsch-polnischen Grenzvertrag vom
14. November 1990 ist die juristische Bestandsauf-
nahme noch nicht abgeschlossen. Am 17. Juni 1991
wurde der , Vertrag zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Polen iiber gute
Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammen-
arbeit*“® unterzeichnet. Aber auch er enthilt kei-
nerlei Aussagen {iber die Rechtsfolgen des
Gebietswechsels fiir die betroffenen Menschen. Im

6 Vgl Text in: BGBL 1991 I, 8. 1315.
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menschenrechtlichen Bereich konzentriert er sich
auf den Minderheitenschutz. Doch stehen diese
Vorschriften keineswegs im Mittelpunkt des Ver-
trags. Von seinen 38 Artikeln beschéftigen sich nur
drei (Art. 20-22) mit dieser Materie, wobei einer
von ihnen die Begrenzungen des Minderheiten-
schutzes normiert. Es ist kein Geheimnis, daf} auch
diese Artikel erst nach intensiven Bemiihungen
politischer Kreise in der Bundesrepublik Deutsch-
land tiberhaupt in den Vertragstext hineinkamen.

Die zentrale Aussage zum Minderheitenschutz fin-
det sich in Art. 20 Abs. 1: ,Die Vertragsparteien
verwirklichen die Rechte und Verpflichtungen des
internationalen Standards fiir Minderheiten.“ Man
konnte es sich leicht machen und von hier aus den
gesamten Vertrag abwerten; denn einen ,interna-
tionalen Standard fiir Minderheiten® gibt es noch
nicht. Bisher gibt es nur Ansétze fiir ein europdi-
sches Volksgruppenrecht, und es gibt einige Vol-
kerrechtsnormen in multilateralen Vertrdgen, die
fiir den Minderheitenschutz eingesetzt werden
konnen’. Aber das entwertet den deutsch-polni-
schen Vertrag vom 17. Juni 1991 nicht. Mit gutem
Willen kann der Vertrag durchaus als Grundlage
von Bemithungen fiir den Schutz der in den Oder-
NeiBe-Gebieten verbliecbenen deutschstimmigen
Restbevolkerung dienen. Allerdings muf} beriick-
sichtigt werden, dafl diese Menschen mittlerweile
polnische Staatsbiirger geworden sind und daB sie
als solche eine Loyalitdtsverpflichtung gegeniiber
ihrem Staat besitzen. Der vilkerrechtliche Min-
derheitenschutz hebt diese Pflicht nicht auf, son-
dern setzt sie sogar voraus. Noch weiter ausholend
muf} betont werden, daB ein volkerrechtlich abge-
sicherter Minderheiten- oder Volksgruppenschutz
(die letztere Bezeichnung setzt sich auch in der
internationalen Terminologie durch: protection of
ethnic groups) die freundschaftlichen Beziehungen
zwischen den Staaten nicht stoért.

Wie man sieht, ist in allen Vertridgen, die zwischen
Deutschland und Polen nach 1945 abgeschlossen
worden sind, das Problem der Vertreibung und der
entschddigungslosen Enteignung der Deutschen
durch den polnischen Staat (in den Oder-NeiBe-
Gebieten wie auch in den iibrigen Teilen Polens)
nicht berithrt worden. Die offizielle Haltung der
Bundesrepublik Deutschland ist bisher von allen
Bundesregierungen bekriiftigt worden: Keine der
Abmachungen beinhaltet eine Rechifertigung der
Vertreibungen und anderer vélkerrechtswidriger
Akte. Diese Haltung gilt auch fir das Verhiltnis
zur Tschechischen Republik, so daBl darauf im fol-
genden zuriickzukommen sein wird. Mit Blick auf

7 Vgl Otto Kimminich, Ansitze fiir ein europiisches
Volksgruppenrecht, in: Archiv des Voélkerrechts, Band 28,
(1990), S. 1 ff.
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beide Staaten hat die Bundesregierung wiederholt
erklart, daB sie nicht berechtigt sei, auf privat-
rechtliche Rechtspositionen ihrer Biirger und auf
Menschenrechte zu verzichten. Mit dieser Haltung
trigt sie dem geltenden Volkerrecht Rechnung
und leistet einen Beitrag zur Festigung der Nor-
men, auf denen eine europdische Friedensordnung
aufgebaut werden kann.

V. Grundlagen der Beziehungen
zur Tschechischen Republik

Das Verhiltnis zwischen Deutschland und der
Tschechischen Republik erscheint vom volker-
rechtlichen Standpunkt weit weniger kompliziert,
weil in diesem Verhélinis Territorialfragen niemals
eine Rolle gespielt haben. Von Anfang an hat die
Bundesrepublik Deutschland die von den Alliier-
ten geprigte Formel ,,Deutschland in den Grenzen
vom 31. 12. 1937 akzeptiert, die zum ersten Mal
offiziell im Londoner Protokoll vom 12. Septem-
ber 1944 verwendet wurde, in dem die Alliierten
die kiinftigen Besatzungszonen in Deutschland
festlegten. Seither tauchie sie immer wieder in
internationalen (alliierten) Dokumenten auf und
wurde ausdriicklich auch den Beratungen auf der
Potsdamer Konferenz zugrunde gelegt. Rechtlich
bedeutete sie einen Vorgriff auf den Friedensver-
trag: denn sie brachte den Willen der Hauptsieger-
méchte zum Ausdruck, alle nach dem 31. 12. 1937
bewirkten Gebietserwerbungen des Deutschen
Reiches wieder riickgéingig zu machen. Darunter
fiel auch das Sudetenland — ganz gleich, wie der
Gebietsiibergang 1938 bewirkt worden war. (Nur
am Rande sei erwihnt, da das Miinchner
Abkommen vom 29. September 1938 nicht die
Rechtsgrundlage fiir den Gebietserwerb war und
sein konnte. Letzteres folgt aus der Tatsache, daB
es kein Vertrag zwischen dem gebietsabtretenden
und dem gebietserwerbenden Staat war. Aber
auch der Text des Abkommens 4Bt dies deutlich
erkennen. Er regelt ndmlich nur die Modalitédten
der Gebietsiibergabe und geht ausdriicklich von
der zwischen der Tschechoslowakei und den zwei
Westmichten GroBbritannien und Frankreich
bereits erzielten Vereinbarung iiber die Gebietsab-
tretung aus, welcher sich das Deutsche Reich aus-
driicklich anschloB. In der Vilkerrechtsliteratur
steht daher bei der Erortung des Gebietswechsels
von 1938 nicht das Miinchner Abkommen im Vor-
dergrund, sondern die Gesamtheit der vorher und
nachher unter Beteiligung der Tschechoslowakei
getroffenen Regelungen.)
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Auf der ganzen Welt gab es am Ende des Zweiten
Weltkriegs wohl niemanden, der daran zweifelte,
daf} die Tschechoslowakei in ihren alten Grenzen:
wiederhergestellt wiirde. Die selbst von der tsche-
chischen Exilregierung noch bis in das Vorfeld der
Konferenz von Teheran (1943) erwogenen Pline,
die Zustimmung der Alliierten zur Aussiedlung
eines Teils der Sudetendeutschen durch das Zuge-
stindnis der Abtretung kleinerer Teile des Sude-
tenlandes* zu erkaufen, waren gegenstandslos
geworden, sobald sich der vollstindige Sieg der
Allijerten abzeichnete.

Noch deutlicher als im Falle Polens zeigt sich aber
gerade am Beispiel der Tschechischen Republik,
dall Territorialfragen oder sonstige materielle
Anspriiche nicht das grofie Hindernis fiir die
Schaffung normaler und freundschaftlicher Bezie-
hungen gewesen sind. Auch der gelegentlich her-
angezogene Vergleich mit der Aussohnung zwi-
schen Deutschland und Frankreich unterstreicht
das. Abgesehen davon, dafl es immerhin 18 Jahre
dauerte, bis es — durch den kraftvollen Einsatz der
groflen Personlichkeiten de Gaulle und Adenauer
und zahlreicher Mitstreiter in beiden Lindern —
gelang, die ersten wirksamen Schritte in dieser
Richtung zu unternehmen, waren eben die Fakten
im Verhiltnis zwischen Deutschland und Frank-
reich vollig anders. Zwar hatte Frankreich ganz
offen Gebietsanspriiche gegen Deutschland ange-
meldet und hatte im Saargebiet eine von der fran-
zosischen Besatzungszone abgetrennte separatisti-
sche Regierung eingesetzt, die ebenso offen den
AnschluB an Frankreich erstrebte. Die Opposition
dagegen wurde unterdriickt; Naziverbrecher wur-
den bestraft. Aber es fanden keine Vertreibungen,
Massenaussiedlungen, Entrechtungen oder sonsti-
gen Exzesse statt, wie sie durch die Benesch-
Dekrete angeordnet oder legalisiert wurden.
Frankreich respektierte die Menschenrechte und
das Selbstbestimmungsrecht der Volker. Es lieR
eine Volksabstimmung im Saarland zu, deren
Ergebnis es ohne Murren anerkannte.

Um eine brauchbare Parallele zu den Schwierig-
keiten im Verhiltnis Deutschlands zu seinen 6stli-
chen Nachbarn zu konstruieren, miifite man sich
ein ganz anderes Szenario vorstellen: Man miif3te
davon ausgehen, dall Frankreich groBe Teile
Deutschlands seinem Staatsgebiet einverleibt
hitte (um die VerhiltnismédBigkeit zu wahren,
miifite die Grenze Frankreichs etwa am Ostrand
von Baden-Wiirttemberg und quer durch Nord-
rhein-Westfalen verlaufen) und daB es aus diesen
Gebieten die gesamte deutsche Beviolkerung
irgendwohin vertrieben hitte, wobei Millionen
von Menschen elend umgekommen wiren. Frank-
reich hat das nicht getan!
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Gegeniiber der iiberwiltigenden historischen
Grofe dieses Unterschieds mag ein weiterer
Unterschied geringfiigig erscheinen. Er liegt darin,
daB} die Bundesrepublik Deutschland von Anfang
an in einem internationalen Umfeld stand, in das
auch Frankreich gehorte. Dagegen haben die Bun-
desrepublik Deutschland sowie die Tschechoslo-
wakei und Polen jahrzehntelang unterschiedlichen
Staatenblocken angehort, was beziiglich der Pré-
gung nicht nur auBenpolitischer Verhaltensstruk-
- turen doch eine beachtliche historische Dimension
aufweist. Dall in dieser historischen Dimension
wiederum das Volkerrecht eingeflochten ist,
bedarf keiner Erwihnung. Die Bundesrepublik
Deutschland ist nach wie vor in eine Reihe von
»westlichen® Vertragssystemen eingebunden und
hat nicht die Absicht, sich aus diesen Verflechtun-
gen herauszuldsen.

Die Tschechische Republik hat als Rechtsnachfol-
gerin der untergegangenen CSFR (die ihrerseits
durch einen verfassungsrechtlichen Umbau der
CSSR entstanden war) das rechtliche Erbe einer
Volksrepublik iibernommen, die Teil des dstlichen
Paktsystems gewesen ist. Die militdrischen und
ideologischen Bindungen jenes Systems haben sich
von selbst aufgelést. Aber auf vielen anderen
Gebieten stellt die Lockerung von rechtlich abge-
sicherten Bindungen nach Osten, die zwangsldufig
mit der beabsichtigten Hinwendung zum Westen
einhergeht, die tschechische AuBenpolitik vor
schwierige Probleme. Thre Losung wird durch die
Nachwirkungen der ideologischen und militéri-
schen Integration in den Ostblock, von der zwei
Generationen geprdgt worden sind. nicht gerade
erleichtert. Das alles mufl die Bundesrepublik
Deutschland beriicksichtigen, wenn sie — wie offi-
ziell erklart worden ist — der Tschechischen Repu-
blik helfen will, nach Europa zuriickzukehren.
Jenes erkldrte auBenpolitische Ziel der Bundesre-
publik Deutschland findet, wie ebenfalls leicht
nachzuweisen ist, uneingeschrinkte Billigung in
der deutschen Bevolkerung. Es fiigt sich ein in die
dem Frieden verpflichtete Politik der Bundesrepu-
blik Deutschland.

VI. Der Prager Vertrag

Normale diplomatische Beziehungen zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und ihrem tschechi-
schen Nachbarn bestehen nicht erst seit der
wsamtenen Revolution® in Prag. Sie wurden
bereits durch den deutsch-tschechoslowakischen
Vertrag iiber die gegenseitigen Beziehungen vom
11. Dezember 1973, dem sogenannten Prager Ver-
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trag, hergestellt®. Dieser Vertrag bestitigte die von
allen Regierungen der Bundesrepublik Deutsch-
land abgegebene [Erkldrung, daB zwischen
Deutschland und der Tschechoslowakei keine
Grenzprobleme bestehen. Die Problematik des
Miinchner Abkommens ist — wie bereits ausge-
fithrt — volkerrechtlich keineswegs so kompliziert,
wie dies manchmal im nichtjuristischen Schrifttum
dargestellt worden ist. Dall diese Frage fiir die
tschechische Seite eine grofie psychologische und
politische Bedeutung hat, ist von deutscher Seite
stets verstindnisvoll anerkannt worden. Der
Widerstand gegen eine vertragliche Erkldrung,
daB das Miinchner Abkommen von Anfang an
nichtig war, zielte beileibe nicht auf eine Rechtfer-
tigung der Hitlerschen AuBenpolitik, sondern
hatte rein juristische Griinde, nédmlich den Rechts-
status der vertriebenen Sudetendeutschen.

Hier zeigt sich ein wichtiger Unterschied zur Situa-
tion im Verhiltnis zu Polen, der haufig iibersehen
wird, wenn (von tschechischer Seite) geklagt wird,
Deutschland hitte doch wegen der viel groBeren
Zahl von Vertriebenen aus den Oder-Neife-
Gebieten den Polen keine so groBen Schwierigkei-
ten gemacht wie der Tschechischen Republik
wegen der vertriebenen Sudetendeutschen (und
daran sei allein die Sudetendeutsche Landsmann-
schaft schuld, der ein unheilvoller Einflu} auf die
Bonner Auenpolitik zugeschrieben wird): Die aus
den Oder-NeiBe-Gebieten kommenden Deutschen
besaBen unstreitig die deutsche Staatsangehdrig-
keit; die Sudetendeutschen haben sie erst auf der
Grundlage des deutsch-tschechoslowakischen
Staatsangehorigkeits- und Optionsvertrags vom
20. November 1938 erworben, der seinerseits die
Giiltigkeit des durch die ,Miinchner Regelung*
bewirkten Gebietsiibergangs zur Voraussetzung
hat. Auf dieser vdlkerrechtlichen Grundlage
konnte die Bundesrepublik Deutschland durch das
.,Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsange-
horigkeit* vom 22.Februar 1955 u.a. auch die
deutsche Staatsangehorigkeit der Sudetendeut-
schen innerhalb der deutschen Rechtsordnung
festschreiben. Wire das Miinchner Abkommen fiir
von Anfang an (ex tunc) nichtig erklért worden, so
hitte dies die Ex-tunc-Nichtigkeit der gesamten
Miinchner Regelung und damit die Ungiiltigkeit
des deutsch-tschechoslowakischen Staatsangeho-
rigkeitsvertrages bewirkt, wodurch dem Staatsan-
gehorigkeits-Regelungsgesetz von 1955 die juristi-
sche Grundlage entzogen worden wiire.

Eine Rechtsunsicherheit groBten AusmaBes wire
die Folge gewesen. Man muf} dabei auch beden-
ken, daB es hier nicht nur um den Rechtsstatus

8 Vgl Dieter Blumenwitz, Der Prager Vertrag, Bonn 1985.
9 Wel. BGBL 19551, S. 65.
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von mehreren Millionen Personen geht, sondern
auch um die rechtliche Beurteilung einer noch viel
groBeren Zahl von (privatrechtlichen und 6ffent-
lich-rechtlichen) Rechtsakten, die in der Zeit zwi-
schen dem 30. 9. 1938 und dem 8. 5. 1945 im Sude-
tengebiet gesetzt worden sind: denn ohne
volkerrechtlich wirksamen Gebietsiibergang wire
auch die Erstreckung der deutschen Rechtsord-
nung auf das Sudetengebiet unwirksam gewesen.

Zur Losung dieser Probleme fanden die tschecho-
slowakischen und deutschen Unterhiindler die
folgende, in Art. I des Prager Vertrags niederge-
legte KompromiBiformel: ,Die Bundesrepublik
Deutschland und die Tschechoslowakische Soziali-
stische Republik betrachten das Miinchener
Abkommen vom 29. September 1938 im Hinblick
auf ihre gegenseitigen Beziehungen nach Maflgabe
dieses Vertrages als nichtig.” Eine solche Kompro-
miBformel gestattet es beiden Vertragsparteien,
ihre bisherigen Auffassungen iiber einen bestimm-
ten Streitgegenstand nach wie vor zu vertreten,
wéhrend fiir die kiinftigcen Beziehungen — ohne
Rechtswirkung fiir dritte Staaten — eine gemein-
same Basis geschaffen wird. Allerdings ist hier die
rechtliche Bedeutung der gemeinsamen Basis
durch die Worte ,,nach Mafigabe dieses Vertrages“
eingeschrankt. Art. 11 Abs. 1 des Prager Vertrags
prézisiert das: ,Dieser Vertrag beriihrt nicht die
Rechtswirkungen, die sich in bezug auf natiirliche
oder juristische Personen aus dem in der Zeit vom
30. September 1938 bis zum 9. Mai 1945 angewen-
deten Recht ergeben.” Das bedeutet, dall alle
Rechtsfragen, die den Status von Personen betref-
fen, auf der Grundlage des giiltigen Zustandekom-
mens des Miinchner Abkommens zu lésen sind,
wihrend territoriale Konsequenzen daraus nach
wie vor nicht gezogen werden. Dies hat sich als
tragfdhige Grundlage fiir die gegenseitigen Bezie-
hungen erwiesen.

VII. Der deutsch-tschechische
Nachbarschaftsvertrag

Durch die zumindest mittelbare Erwidhnung der
vor 1945 in dem Vertreibungsgebiet lebenden
Menschen unterscheidet sich der Prager Vertrag
wohltuend vom Warschauer Vertrag. Eine nega-
tive Parallelitdt zwischen den beiden Vertrdgen
besteht aber insofern, als auch im Prager Vertrag
alle mit der Vertreibung von 1945/46 zusammen-
hidngenden Fragen ausgeklammert blieben. Nach
der ,samtenen Revolution® des Jahres 1989
erweckten die ersten AuBerungen des tschechoslo-
wakischen Staatspridsidenten Viclav Havel die
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Hoffnung, daB in naher Zukunft auch iiber diese
Fragen gesprochen werden konnte. Doch bald
zeigte sich, daf} die Stellungnahme zur Vertreibung
das entscheidende Hindernis fiir eine Verstindi-
gung darstellt. Dal} dies im Verhiltnis zur Tsche-
choslowakei, in dem es keine territorialen Pro-
bleme gab, noch deutlicher zutage trat als im
Verhiltnis zu Polen, ist eigentlich logisch. Die Vor-
verhandlungen zu dem von beiden Seiten aufrich-
tig erstrebten Vertrag ,iiber gute Nachbarschaft
und freundschaftliche Zusammenarbeit® waren
durch diese Tatsache — die durch eine Fiille von
unangenchmen Zwischenfillen immer wieder
unterstrichen wurde — auBerordentlich stark bela-
stet. Die Verhandlungen zogen sich qualvoll in die
Lénge. Erst am 27. Februar 1992 konnte der Ver-
trag unterzeichnet werden'”, Die Bundesrepublik
Deutschland ratifizierte ihn am 9. Juli 1992. Der
tschechoslowakische Ministerprésident Calfa lobte
den Vertrag, fiigte aber hinzu: ,Andererseits ist
ganz offensichtlich, daB nicht alle Erwartungen
erfiilllt wurden. Ich hatte vorgeschlagen, die mit
einseitigen Anspriichen, begangenem Unrecht und
Rechtsverletzungen gefiillte Biichse der Pandora
nicht zu 6ffnen. Dies konnte eine der Schliisselfra-
gen im Vertrag sein, die zu l6sen uns nicht gelun-
gen ist. Wir liefen uns ein Uberbleibsel fiir die
Zukunft, was mir ein wenig leid tut, da solche offe-
nen Fragen zu Streitigkeiten fithren kénnen. Eines
Tages wartet sowieso eine grundlegende Entschei-
dung auf uns.*“" :

In einer vergleichenden Betrachtung des deutsch-
tschechischen Nachbarschafts- und Freundschafts-
vertrages von 1992 mit dem deutsch-ungarischen
Vertrag ist gesagt worden, der Ungarn-Vertrag
zeige mehr ,Herzlichkeit“'?. Wer solche Ver-
gleichsmoglichkeiten nicht hat, wird im deutsch-
tschechoslowakischen Vertrag (in den auf tschechi-
scher Seite die Tschechische Republik als Rechts-
nachfolgerin des alten Vertragspartners eingetre-
ten ist) keine Herzenskilte finden. In der
Praambel erkldren die Vertragspartner, sie seien
»entschlossen, an die jahrhundertelangen fruchtba-
ren Traditionen gemeinsamer Geschichte und an
die Ergebnisse der bisherigen Zusammenarbeit
anzukniipfen sowie ihre gegenseitigen Bezichun-
gen im Geiste guter Nachbarschaft und freund-
schaftlicher Zusammenarbeit auf eine zukunfts-
weisende Grundlage zu stellen, und zwar

10 Vgl Text des Vertrages in: BGBL 1992 11, S. 463.

11 Zitiert nach Andreas Gotze, Verstandnisprobleme auf
dem Weg zur Partnerschaft nach 1989, in: Tschechen. Slo-
waken und Deutsche. Nachbarn in Europa, Bundeszentrale
fiir politische Bildung, Bonn 1995, 8. 991,

12 Ferenc Majoros, Die Nachbarschaftsvertriage der Bun-
desrepublik Deutschland mit Ungarn und der Tsche-
choslowakei, Berichte des Bundesinstituts fiir ostwissen-
schaftliche und internationale Studien, Kéln 1993, 5. 28,
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»eingedenk der zahlreichen Opfer, die Gewalt-
herrschaft, Krieg und Vertreibung gefordert
haben, und des schweren Leids, das vielen unschul-
digen Menschen zugefiigt wurde®.

In den deutschen Kommentaren zum Vertrag ist
auch hervorgehoben worden, daf durch diese For-
mulierung zum ersten Mal im tschechischen Text
ein Wort verwendet worden ist, das eine korrekte
‘Ubersetzung des Wortes ,,Vertreibung* darstellt,
namlich ,,vyhnéni“. (Es bedarf keiner Erwdhnung,
dal} gerade dieses Wort in tschechischen Kreisen
wiederum Unwillen ausloste.) Im Vertragstext fin-
den sich diplomatisch glatte Formulierungen zu
allgemeinen Problemen der internationalen Nach-
barschaftsbeziehungen, der Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa, zu Kontakten und Erfah-
rungsaustausch, zur wissenschaftlichen und
technischen Zusammenarbeit, zum Umweltschutz
und vor allem zur europiischen Einigung. Art. 20
des Vertrags beschiftigt sich mit den ,, Angehori-
gen der deutschen Minderheit” und betont: ,Jeder
Angehorige der deutschen Minderheit in der
Tschechischen und Slowakischen Féderativen
Republik ist nach MaBgabe vorstehender Bestim-
mungen gehalten, sich wie jeder Staatsbiirger der
Tschechischen und Slowakischen Foderativen
Republik zu verhalten, indem er sich nach den
Verpflichtungen richtet, die sich auf Grund der
Gesetze dieses Staates ergeben.® Auch Art. 28
Abs. 1 des Vertrags sollte nicht vergessen werden:
,Die Vertragsparteien werden umfassende Kon-
takte, insbesondere personliche Begegnungen
zwischen ihren Biirgern férdern, die sie als uner-
ldBliche Voraussetzung fiir das gegenseitige Ken-
nenlernen und die Vertiefung des Verstdndnisses
zwischen ihren Volkern betrachten.*

Im BewuBtsein der Offentlichkeit beider Staaten
scheint dieser Vertrag schon weitgehend in Ver-
gessenheit geraten zu sein. Aus Prag selbst ist
Ende 1995 das folgende Ergebnis berichtet wor-
den: ,,Zusammenfassend 148t sich feststellen, daB
es nach dem AbschluB des Nachbarschaftsvertra-
ges zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
der Tschechoslowakei zum praktischen Ende die-
ser Beziechungen kam.“"> Das Urteil klingt hérter
als es ist; denn in erster Linie ist damit gemeint,
daB bereits vor der Auflosung der Tschechischen
und Slowakischen Foderativen Republik die
Pflege der internationalen Beziehungen auf die
Teilrepubliken iibergegangen ist. Der Nachbar-
schafts- und Freundschaftsvertrag von 1992 gilt im
Verhiltnis zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Tschechischen Republik weiter und
kann auch in Zukunft als juristische Grundlage fiir

13 A, Gétze (Anm. 11), S. 108,
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gute nachbarschaftliche Beziehungen zwischen
den beiden Lindern dienen.

DaB die mit der Vertreibung zusammenhiingenden
Fragen in thm nicht geregelt werden, vermindert
seine Funktionsfihigkeit in dieser Beziehung
nicht. Aber das Bedauern des Ministerprasidenten
Calfa wird auf deutscher Seite durchaus geteilt.
Hier gesellt sich auch viel Bitterkeit dazu, wie sie
etwa in einem Leserbrief in der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung zum Ausdruck gekommen ist:
~Menschliche Tragodien vor 50 Jahren sind voll-
stidndig uninteressant, ebenso die heutige morali-
sche Beurteilung. Mit dieser Erfahrung wird das
immer kleiner werdende Hauflein der Sudeten-
deutschen leben miissen, ebenso wie Hunderttau-
sende im ehemaligen Jugoslawien, die gequiilt, ent-
wiirdigt und vertrieben worden sind. Hier wie dort
blitht nach einiger Zeit iiber den Gribern die
Wirtschaft.“!

Damit ist der harte Kern des Dissenses angespro-
chen, der in gewichtigen Teilen der offentlichen
Meinung in den beiden L&ndern herrscht. Er
betrifft ein und dieselbe Frage, namlich die Beur-
teilung der Vertreibung von 1945/46, die im
gesamten Verhiltnis Deutschlands zu seinen bei-
den 6stlichen Nachbarn eine so unheilvolle Rolle
spielt. Wihrend auf der tschechischen Seite die
materiellen Folgen einer offiziellen Anerkennung
des Unrechts der Vertreibung gefiirchtet werden
(das hohnische Wort, die Sudetendeutschen woll-
ten ,reich ins Heim®, geistert seit langem durch
die tschechische Presse), steht auf sudetendeut-
scher Seite das verletzte Ehrgefiihl, die mit den

- FiiBen getretene Menschenwiirde und das demiiti-

gende Gefiihl, fiir alle Zeiten mit einer Kollektiv-
schuld belastet zu sein, im Vordergrund.

Aus diesem Dilemma ist schwer herauszukommen;
denn wenn den Tschechen offiziell gesagt wiirde,
die Anerkennung des Unrechts der Vertreibung
hitte keinerlei juristische Konsequenzen, so wiirde
man sie von vornherein entwerten. In der Praxis
wissen das aber beide Seiten. Es ist kein Geheim-
nis, daB von den iiberlebenden Sudetendeutschen
und ihren Nachkommen kaum noch jemand bereit
wire, in die alte Heimat in der Tschechischen
Republik zuriickzukehren. Vermogensrechtliche
Anspriiche wiirden von einzelnen gewil nur in
den seltensten Fillen erhoben und wiirden bei
ihrer Geltendmachung vor tschechischen Gerich-
ten zumindest auf dhnliche Schwierigkeiten sto-
Ben wie die Anspriiche der Alteigentiimer in
den neuen Bundeslindern der Bundesrepublik
Deutschland.

14 Manfred Beer, Fiir Tschechen uninteressante Tragodie
vor 50 Jahren, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16. 1.
1996, S. 9.
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VIIIL. Die Vertreibung im Urteil
des Volkerrechts

Das Verlangen nach einer eindeutigen Verurtei-
lung der MaBBnahmen, die 1945/46 von den Ostli-
chen Nachbarn Deutschlands gegen die in ihrem
Machtbereich lebenden Deutschen getroffen wor-
den sind, ist vielleicht gerade deshalb so schwer zu
erfiillen, weil es nicht im Materiellen begriindet
ist. Auch dieses Problem scheint in der Tschechi-
schen Republik grofier zu sein als in Polen. In der
tschechischen Geschichtsschreibung ist die Aus-
treibung der Sudetendeutschen hauptsichlich mit
dem ., Verrat® gerechtfertigt worden, den die Sude-
tendeutschen an der ersten Tschechoslowakischen
Republik angeblich veriibt haben. Von den Sude-
tendeutschen wird darauf erwidert, dafl sie 1919
gegen ihren Willen in den tschechoslowakischen
Staat gezwungen wurden. Das Osterreichische Par-
lament hat anldBlich der Ratifizierung des Ver-
trags von St. Germain am 6. September 1919 deut-
lich darauf hingewiesen. In der Resolution von
jenem Tage heillt es: ,Die Nationalversammlung
der Republik Deutsch-Osterreich nimmt den
Bericht des Staatskanzlers iiber den Verlauf und
die Ergebnisse von St. Germain zur Kenntnis. ..
In schmerzlicher Enttduschung legt sie ihre Ver-
wahrung ein gegen den leider unwiderruflichen
BeschluB der alliierten und assoziierten Michte,
dreieinhalb Millionen Sudetendeutsche von den
Alpendeutschen, mit denen sie seit Jahrhunderten
eine politische und wirtschaftliche Einheit bilde-
ten, gewaltsam loszureilien, ihrer nationalen Frei-
heit zu berauben und unter die Fremdherrschaft
eines Volkes zu stellen, das sich in demselben Frie-
densvertrag als ihr Feind bekennt.“!?

Fiir die Tschechen sind damit zentrale Fragen
ihrer politischen Vergangenheit angeschnitten.
Aber nicht nur sie miissen sich fragen, welche Feh-
ler und RechtsverstéBe bei den Friedensregelun-
gen am Ende des Ersten Weltkriegs und danach
gemacht worden sind. Die seitherige Zeitge-
schichte und zuletzt die schrecklichen Vorginge
im chemaligen Jugoslawien haben genug Anlal
gegeben, sich mit dieser Frage zu beschiftigen.
Der historischen Forschung werden sie noch lange
Stoff bieten. Vom juristischen Standpunkt liegen
die Dinge einfacher. Nichts von alledem, was seit
1918 - und davor — geschehen ist, rechtfertigt die
unterschiedslose Massenausweisung.

15 Stenographische Protokolle iiber die Sitzungen der
Konstituierenden Nationalversammlung der Republik Oster-
reich, Bd. 1, Wien 1919, §. 770.
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Der Versuch, Unrecht unter Hinweis auf eine Kol-
lektivschuld zu rechtfertigen, muB} scheitern. Nie-
mand hat jemals einen Einwand gegen die unnach-

| giebige Bestrafung derjenigen Deutschen erhoben,

die sich auch nur im entferntesten an Verbrechen
gegen Tschechen oder Polen beteiligt haben. Aber
die unterschiedslose Massenausweisung von Deut-
schen aus ihrer Heimat ist mit diesen Verbrechen
nicht zu rechtfertigen. DaB VertreibungsmaPBnah-
men auch durch das sogenannte Potsdamer
Abkommen nicht gedeckt sind, ergibt bereits die
Lektiire des Art. XIII des SchluBkommuniqués
der Konferenz von Potsdam, in dem es ausdriick-
lich heiBt, daB die Notwendigkeit der .,Uberfiih-
rung der deutschen Bevdlkerung oder Bestand-
teile derselben, die in Polen, Tschechoslowakei
und Ungarn zuriickgeblieben sind“, anerkannt
werde. Im Anschlufl daran erkldrten die Konfe-
renzméchte: ,.Sie stimmen darin iiberein, dal jede
derartige Uberfithrung, die stattfinden wird, in
ordnungsgemiBer und humaner Weise erfolgen
soll.* Der Artikel endet mit dem Satz: ,,Die Tsche-
choslowakische Regierung, die Polnische Proviso-
rische Regierung und die Alliierte Kontrollkom-
mission in Ungarn werden gleichzeitig von obigem
in Kenntnis gesetzt und ersucht, inzwischen wei-
tere Ausweisungen der deutschen Bevolkerung
einzustellen.* :

Von einem alliierten Befehl, inhumane Massen-
ausweisungen durchzufiihren, kann also nicht die
Rede sein. Auch die vom Alliierten Kontrollrat am
20, November 1945 erlassenen Richtlinien fiir die
Aufnahme der Ausgesiedelten, die im tschechi-
schen Schrifttum gelegentlich als Anordnung oder
Billigung der WVertreibung angefithrt werden,
haben diesen Inhalt keineswegs. Vielmehr regeln
sie nur die technischen Bedingungen fiir die Auf-
nahme der aus der Tschechoslowakei und den pol-
nisch besetzten Gebieten Vertriebenen im besetz-
ten Deutschland. Beziiglich der Tschechoslowakei
finden sich in den in der Zwischenzeit verdffent-
lichten Berichten der in Westbohmen stationierten
amerikanischen Truppen, die iiber das Hauptquar-
tier der US-Armee in Wiesbaden an das AuBenmi-
nisterium in Washington gelangten, wiederholt
dringende Bitten, endlich die Voraussetzungen fiir
die Aufnahme von Sudetendeutschen in der ameri-

kanischen Zone zu schaffen, damit diesen Men-

schen das Leben gerettet werden konnte.

Der politische Berater der amerikanischen Militér-
regierung in Deutschland, Robert Murphy, schrieb
in seinem Bericht vom 12. Oktober 1945: , Dal} im
Sudetenland die Deportationen nicht fortgesetzt
werden, liegt zum Teil an der Anwesenheit unserer
Truppen, deren Kommandeure in freundlicher
aber fester Haltung den ansidssigen Tschechen
erklart haben, daf gewisse Vorginge im Namen
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der Menschlichkeit nicht geduldet werden konnen;
doch trotzdem haben sich riicksichtslose Auswei-
sungen ereignet, und zwar so hdufig, daB3 unsere
Soldaten oft Hafl auf das befreite tschechische
Volk empfinden.* Am Schluf} dieses Dokuments
stehen die folgenden Sitze: ,So hilflos auch die
Vereinigten Staaten sein mogen, unfihig, einen
grausamen und unmenschlichen Vorgang, der
noch immer nicht abgeschlossen ist, zu beenden,
scheint es mir doch angemessen, daB unsere
Regierung ihre in Potsdam zum Ausdruck gekom-
mene Haltung unmiBverstiandlich deutlich machen
sollte. Es wire auBlerordentlich bedauerlich, wenn
wir in die Geschichte als Teilhaber von Methoden
eingingen, die wir in anderen Fillen oft verurteilt
haben.“1

Deutlich kommt die amerikanische Position auch
in dem erst jingst veroffentlichten Antwort-
schreiben des amerikanischen Delegierten bei
der Alliierten Kontrollkommission in Ungarn an
den Bischof von Szekesfehervar vom 24. Januar
1946 zum Ausdruck. Der Bischof hatte sich
gegen die gewaltsame Aussiedlung von Deut-
schen aus seiner Dibzese beschwert und seine
Beschwerde nicht nur an die ungarischen Behor-
den, sondern auch an die Amerikaner gerichtet.
Die letzteren zeigten sich ,iiberrascht, zu erfah-
ren, dafl Sie annehmen, die amerikanischen
Behorden seien fiir die Aussiedlung verantwort-
lich. Ich beeile mich darauf hinzuweisen, daB
unsere einzige Verantwortung in dieser Angele-
genheit ist, die humane Durchfithrung der Aus-
siedlung und die ordnungsgemiBle Aufnahme und
Betreuung in der amerikanischen Besatzungszone
in Deutschland sicherzustellen.“!’

Die letztgenannte Aufgabe meisterten die Ameri-
kaner, die Erfiilllung der erstgenannten Pflicht
aber machten ihnen die Vertreiberstaaten unmaog-
lich. Man mag hierin eine ,Mitschuld der Anglo-
Amerikaner an der Vertreibung® sehen, wie dies
der amerikanische Volkerrechtler de Zayas tut!®,
Aber mitschuldig in dem Sinne, daB sie die Ver-
treibung der Deutschen angeordnet hitten, sind
sie nicht. Der Vollstindigkeit halber sei darauf
hingewiesen, daB Art. XIII des Potsdamer

16 Foreign Relations of the United States 1945, Bd.2,
5.1291¢.

17 Verobffentlicht in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
10.4. 1996, S. 6.

18 Alfred M. de Zayas, Die Anglo-Amerikaner und die
Vertreibung der Deutschen, Berlin 1996, S. 11.

Aus Politik und Zeitgeschichte B 28/96

Abkommens selbst in derjenigen zuriickhaltenden
Interpretation, in welcher er keinen Ausweisungs-
befehl, sondern nur eine Begrenzung, Bremsung
und ,Humanisierung® der Ausweisung bewirken
sollte, von namhaften Volkerrechtlern fiir volker-
rechtswidrig erklirt worden ist. Dies geschah
bereits auf der Tagung der Weltvereinigung der
Vélkerrechtler, des Institut de Droit International,
im Jahre 1952". Bis heute ist sich die gesamte Vol-
kerrechtswissenschaft darin einig, daf das Potsda-
mer Abkommen das schon damals geltende Ver-
treibungsverbot auch in bezug auf Deutschland
nicht geschwicht hat. Es wire eine grausame Iro-
nie, wenn ausgerechnet die Bemithungen um den
Ausbau der freundschaftlichen Bezichungen zwi-
schen Deutschland und seinen 6stlichen Nachbarn
Anlaf} dazu gébe, jene feste Haltung — die Volker-
rechtswidrigkeit der Vertreibung — zu erschiittern.

Mit dieser Besorgnis ist der wahrlich schicksal-
hafte Punkt im Disput iiber jene Beziehungen
erreicht: Bei der Stellungnahme zu den Vorgidngen
von 1945/46 geht es nicht um eine ,, Aufarbeitung®
der Geschichte und schon gar nicht um einen
»Schlufstrich” (denn einen solchen gibt es in der
Geschichte nicht), sondern um die Gestaltung des
Vélkerrechts fiir die Zukunft, und es geht nicht
nur um Deutschland und seine dstlichen Nach-
barn. Das Volkerrecht, das die Grundlage des
Weltfriedens ist, gilt weltweit. Deshalb darf nichts
vereinbart oder gebilligt werden, was als Priize-
denzfall fiir ethnische Sduberungen oder dhnliche
Untaten dienen kann. Vertridge, auch wenn sie
noch so geschickt formuliert sind, koénnen das
Geschehene nicht mehr dndern. Es geht nur um
die Zukunft. Gerade um der Zukunft willen aber
miissen wir uns an das Vergangene erinnern. Diese
Mahnung des israelischen Prasidenten Ezer Weiz-
mann sollte allenthalben beherzigt werden. Man
braucht nicht auf eine ,groBe Entscheidung”
durch Vertridge zu warten. Die einzige wahrhaft
groBe Entscheidung lautet: das geschehene
Unrecht beim Namen nennen und dafiir sorgen,
dabB es nie wieder geschieht. Das ist die Vorausset-
zung dafiir, daB die Staaten wirklich das tun kon-
nen, was ihnen die Charta der Vereinten Nationen
in ihrer Prdambel vorschreibt, nimlich ,.Duld-
samkeit zu iiben und als gute Nachbarn in Frieden
miteinander zu leben*,

19 Vgl, Annuaire de I'Institut de Droit International 1952,
Bd. 44/11, S. 188.



Marion Frantzioch-Immenkeppel: Die Vertriebenen in der Bundesrepublik Deutschland.
Flucht, Vertreibung, Aufnahme und Integration

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/96, S. 3—13

Dargestellt wird — trotz des tragischen und traumatischen Hintergrunds — eine deutsche Erfolgsgeschichte:
die Integration der Vertriebenen in die Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland von 1945 bis heute.

Indem die wesentlichen Phasen von Flucht und Vertreibung der Deutschen aus Ostmittel-, Ost- und Siid-
osteuropa, ihre Aufnahme und Unterbringung sowie die vielschichtigen Probleme der Integration der Ver-
tricbenen nachgezeichnet werden, wird deutlich, dab dieser Vorgang, der sich manchem heute aufgrund
ausgebliebener gewaltsamer Konflikte im Riickblick als vergleichsweise , geriiuschlos® darstellt, mit vielen
Opfern, Néten und oft kaum zu (iberwindenden Schwierigkeiten Hir alle Beteiligten — Vertricbene und
Nichtvertriebene - verbunden war.

Mehr als 50 Jahre nach der Beendigung des Zweiten Weltkrieges ist festzustellen, dafi es sich bei der Inte-
gration der iiber zwdIf Millionen Vertriecbenen um eine ungeheure Leistung der noch jungen zweiten deut-
schen Demokratie, der Bundesrepublik Deutschland, handelte, Die Eingliederung ist moglich geworden
durch einen beispiellosen Solidarakt der Deutschen.

Dall diese unvergleichliche Solidarleistung in der medialen Berichterstattung und Kommentierung gleich-
wohl immer noch eher als Negativum erscheint, ist allerdings auch eine deutsche Besonderheit,

Kazimierz Woycicki: Zur Besonderheit der deutsch-polnischen Beziehungen. Sollen
Polen und Deutsche zur ,,Normalitiit** zuriickkehren?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/96, S. 14-20

Sowohl in Polen als auch in Deutschland wird dartiber diskutiert, in welchem MafBe nach dem Umbruch
von 1989 zu der durch die geschichtliche Tradition gekennzeichneten und durch mehr als ein halbes Jahr-
hundert unterbrochenen , Normalitit* zurtickgekehrt werden sollte. Ein gelungener deutsch-polnischer
Dialog, der sich nicht nur auf die Politik beschriinkt, sondern auch die Kultur erfaBt, setzt eine tiefe
Bewubtseinsiinderung beider Volker voraus, Die Deutschen missen ernsthaft ihr Verhiiltnis zu Mittel-
europa (berdenken, und sie milssen sich damit auseinandersetzen, inwiefern ihre historischen Niederlagen
auf eine MiBachtung dieser Region und eine Nichtbeachtung Polens zuriickzufiihren sind. Fiir die Polen
wiederum ist das eine Frage der Befreiung vom ,Opferkomplex® und einer aufgeschlosseneren Haltung
gegenitber den Deutschen,

Weder fiir die Polen noch fiir die Deutschen gibt es eine Riickkehr zu einer durch die geschichtliche Tradi-
tion geprigten  Normalitit* unter Androhung des Wiederaufflammens alter Antagonismen. Die deutsche
kritische Sichtweise der eigenen Geschichte diirfte eher zu einem Beispiel filr andere Staaten in dieser
Region — auch fiir Polen - werden, Eine Wiederbelebung des immer noch fiir einige européische Vilker
charakteristischen Geschichts- und NationalbewuBtseins, das aus den Quellen des 19. Jahrhunderts
gespeist wird, wiire ein groBer Fehler,

Den gewaltigen' Fortschritt in den deutsch-polnischen Beziehungen nach 1989 anerkennend, sollte man
gleichzeitig die Vielzahl der noch anstehenden Aufgaben nicht aulier acht lassen, zumal was den moglichst
weit gefaBten Kulturbereich betrifft. Die deutsch-polnischen Bezichungen werden so lange einen besonde-
ren Charakter beibehalten, Deutsche und Polen werden so lange der ,Normalitit® entsagen miissen,
solange die europiische Idee — und das heilit hier vor allem die konkrete Zusammenarbeit im mittleren
Europa — nicht vollkommener verwirklicht wird.



Jan Kfen: Tschechisch-deutsche Beziehungen in der Geschichte: Von Biohmen aus
betrachtet

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/96, S. 21-27

Die gegenwirtigen, insgesamt guten deutsch-tschechischen Nachbarschaftsbezichungen werden von den
Vergangenheitsproblemen belastet, deren Kern das Miinchener Abkommen von 1938, die nationalsoziali-
stische Okkupation 1939-1945 und die Vertreibungen und Aussiedlungen bilden, dic — am meisten von
einigen sudetendeutschen politischen Vereinen gefordert — in-die Politik, Medien und zwischenstaatliche
Sphiire vordringen. In den Hintergrund treten dabei sowohl gegenwiirtige positive Initiativen anderer
sudetendeutscher Organisationen als auch die positiven Seiten der . gemeinsamen deutsch-ischechischen
Geschichte®,

Die Auseinandersetzung vieler .,genuin sudetendeutscher™ historisch-politischer Publikationen mit den
Schattenseiten der eigenen Vergangenheit weist bedenkliche Defizite aus. Auch wenn nach der langen
kommunistischen Ara die tschechische Vergangenheitsaufarbeitung bei weitem noch nicht befriedigend
ist, stellen die intensiv gefiihrten tschechischen offentlichen Diskussionen iiber diese Fragen doch einen
hoffnungsvollen Anfang dar. Noch wichtiger sind die praktischen Ergebnisse in der Erforschung der Ver-
gangenheit und die Bemiihungen um das bessere Kennenlernen der deutschen Realitdt. Besonders gut
sind die gegenseitigen Bezichungen unter den Historikern, die der Meinung sind, dafl die schmerzhafte
Vergangenheit die Gegenwart und die Zukunft nicht beherrschen soll. Die Geschichte und die Geschichis-
wissenschaft stellen dabei kaum ein uniiberwindliches Hindernis fiir ein gutes tschechisch-deutsches Nach-
barschaftsverhéltnis dar, das im Interesse der Vereinigung Europas von grofier Bedeutung ist.

Otto Kimminich: Vélkerrecht und Geschichte im Disput iiber die Beziehungen
Deutschlands zu seinen ostlichen Nachbarn

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/96, S. 28-38

In den Beziehungen zu Polen ist die Territorialfrage bereits seit 1970 als Streitgegenstand beseitigt. In der
Folgezeit haben mehrere weitere Vertriige diesen Rechtszustand bekriftigt und das Bekenntnis zur End-
giiltigkeit der Grenzfestlegung erneuert. Offengeblieben ist allerdings die Frage nach dem Rechistitel fiir
den polnischen Gebietserwerb. Alle Vertrige mit Polen waren eingebunden in das komplizierte Geflecht
von staatsrechtlichen und vélkerrechtlichen Problemen im Zusammenhang mit der Rechtslage Deutsch-
lands und der Friedensregelung nach dem Zweiten Weltkrieg. Durch die 1990 im Zusammenhang mit der
Einigung Deutschlands geschlossenen Vertréige ist das deutsch-polnische Verhiltnis von diesen Belastun-
gen befreit worden.

Die Bezichungen zur Tschechischen Republik. (frither: Tschechoslowakei) sind zu keiner Zeit von Territo-
rialfragen belastet gewesen. Schwierigkeiten bereiteten hier jedoch die moglichen Rechtsfolgen der Nich-
tigerkldrung des Miinchner Abkommens fiir den Rechtsstatus der vertriebenen Sudetendeutschen. Hierfiir
ist im Prager Vertrag von 1973 eine brauchbare Losung gefunden worden. In der Folgezeit wurden die
wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen auf der Grundlage weiterer Vertrige vertieft.

In allen Vertrigen mit den beiden dstlichen Nachbarn Deutschlands ist die Frage der Vertreibung und
ihrer Rechtsfolgen nicht angesprochen worden. (Im deutsch-tschechischen Nachbarschaftsvertrag von
1992 wird sie in der Priambel erwihnt.) Vom Standpunkt der jeweils aktuellen Diplomatie war dies klug.
Unter dem Aspekt des Aufbaus einer dauerhaften Friedensordnung aber ist diese Frage schicksalhaft, weil
ihre Beantwortung eine Prizedenzwirkung fiir die Zukunft entfalten kann.



	Impressum
	Die Vertriebenen in der Bundesrepublik Deutschlan
	I. Vorbemerkung 
	II. Flucht und Vertreibung 
	III. Aufnahme und Unterbringung 
	IV. Die Integration der Vertriebenen 
	1. Die rechtlich-soziale Gleichstellung der Vertr
	V. Der Einfluß der Vertriebenen auf den staatlich
	VI. Verständigungspolitische Arbeit der Vertriebe
	VII. Ausblick 

	Zur Besonderheit der deutsch-polnischen Beziehung
	I. 
	II. 
	III. 
	IV. 
	V. 
	VI. 

	Tschechisch-deutsche Beziehungen in der Geschicht
	I. 
	II. 
	III. 

	Völkerrecht und Geschichte im Disput über die Bez
	I. Der Warschauer Vertrag 
	II. Der Zwei-plus-Vier-Vertrag 
	III. Der deutsch-polnische Grenzvertrag 
	IV. Der deutsch-polnische Nachbarschaftsvertrag 
	V. Grundlagen der Beziehungen zur Tschechischen R
	VI. Der Prager Vertrag 
	VII. Der deutsch-tschechische Nachbarschaftsvertr
	VIII. Die Vertreibung im Urteil des Völkerrechts 


